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Geschäftsbereich der Bundeskanzlerin und
des Bundeskanzleramtes
1. Abgeordnete
Claudia

Roth
(Augsburg)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Sollte nach Auffassung der Bundesregierung
die Aufarbeitung der NS-Vergangenheit von
Funktionären des Bundes der Vertriebenen
(BdV) auch Thema in der Arbeit der Stiftung
Flucht, Vertreibung, Versöhnung und in an-
deren Bereichen der nach § 96 des Bundesver-
triebenengesetzes geförderten Erforschung der
Geschichte der ehemaligen deutschen Sied-
lungsgebiete im östlichen Europa sein, und
falls nein, warum nicht?
Antwort des Beauftragten der Bundesregierung
für Kultur und Medien, Staatsminister Bernd Neumann

vom 7. Dezember 2012
Der gesetzliche Auftrag nach § 96 des Bundesvertriebenengesetzes
(BVFG) bezieht sich auf die Sicherung, Erforschung, Vermittlung
und Weiterentwicklung der zum Teil über Jahrhunderte zurückrei-
chenden Kultur und Geschichte der Deutschen in den ehemaligen
preußischen Ostprovinzen und in den deutschen Siedlungsgebieten
im östlichen Europa. Darüber, wie dieser Auftrag im Wege der insti-
tutionellen und projektbezogenen Förderung umgesetzt wird, berich-
tet die Bundesregierung dem Parlament und der Öffentlichkeit regel-
mäßig und umfassend (siehe zuletzt Bundestagsdrucksache 17/9401).
Der ebenfalls gesetzlich vorgegebene Stiftungszweck der Stiftung
Flucht, Vertreibung, Versöhnung ist es, im Geiste der Versöhnung
die Erinnerung und das Gedenken an Flucht und Vertreibung im
20. Jahrhundert im historischen Kontext des Zweiten Weltkrieges
und der nationalsozialistischen Expansions- und Vernichtungspolitik
und ihrer Folgen wachzuhalten.

Die Aufarbeitung der NS-Vergangenheit von Funktionären des BdV
ist kein unmittelbarer Bestandteil dieser gesetzlichen Aufträge. Inner-
halb des vorgegebenen Rahmens können entsprechende wissen-
schaftliche Studien und Ausarbeitungen jedoch im Ermessen der Ein-
richtungen und ihrer Gremien Bestandteil der Tätigkeit sein. So wird
sich die Stiftung Flucht, Vertreibung, Versöhnung gemäß ihrer im
August 2012 veröffentlichten „Konzeption für die Arbeit der Stif-
tung Flucht, Vertreibung, Versöhnung und Leitlinien für die geplante
Dauerausstellung“ u. a. des Themas „Die Vertriebenen und ihre poli-
tischen, kulturellen und religiösen Organisationen einschließlich der
Geschichte des Bundes der Vertriebenen“ annehmen (Leitlinien der
Dauerausstellung, Kapitel 6, Themen).
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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts
2. Abgeordnete
Viola von

Cramon-

Taubadel
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
In welcher Form wird die Bundesregierung ge-
rade angesichts der jüngsten Einschüchte-
rungsmaßnahmen der kirgisischen Geheim-
polizei (GKNB) gegen kirgisische Gesprächs-
partner und einen Mitarbeiter der Internatio-
nal Crisis Group den anstehenden Staats-
besuch des kirgisischen Staatspräsidenten
Almasbek Atambajew dafür nutzen, um sich
für eine Wiederaufnahme des Verfahrens ge-
gen den zu lebenslanger Haft verurteilten
Menschenrechtsverteidiger Asimschan Askarow
und ungehinderte Arbeitsmöglichkeiten für
Menschenrechtsverteidiger/-innen und Men-
schenrechtsorganisationen insbesondere im
Süden Kirgisistans und der Stadt Osh einzuset-
zen, und setzt sich die Bundesregierung im Rat
der Europäischen Union für eine an Fort-
schritte in diesen beiden Punkten geknüpfte
Konditionierung der weiteren makrofinanziel-
len Hilfe der EU für Kirgisistan ein?
Antwort der Staatsministerin Cornelia Pieper

vom 10. Dezember 2012
Seit der Verhaftung von Asimschan Askarow im Juni 2010 verfolgt
die Bundesregierung diesen Fall aktiv. Mitarbeiter der Delegation
der Europäischen Union in Bischkek haben den Prozess gegen
Asimschan Askarow im Süden des Landes, die deutsche Botschaft
die Fortsetzung des Prozesses in Bischkek beobachtet. Die interna-
tionalen Beobachter sind sich in ihrer kritischen Einschätzung des
Prozessverlaufs einig. Dieser war ebenso wie die Haftbedingungen
mehrfach Gegenstand von Interventionen mit deutscher Beteiligung
gegenüber der kirgisischen Regierung. Die Deutsche Botschaft
Bischkek hält Kontakt mit Asimschan Askarow und seinen Anwäl-
ten.

Die Bundesregierung wird sich im politischen Dialog mit Kirgisistan
auf allen Ebenen auch weiterhin dafür einsetzen, dass auch im Fall
von Asimschan Askarow rechtsstaatliche Grundsätze beachtet wer-
den. Sie setzt sich im Dialog mit Kirgisistan auch dafür ein, dass
Menschenrechtsverteidiger im gesamten Land ungehindert arbeiten
können.

Zum zweiten Teil Ihrer Frage kann ich Ihnen Folgendes mitteilen:

Voraussetzung für die Gewährung von Makrofinanzhilfe durch die
Europäische Union an die Kirgisische Republik ist eine Kreditver-
einbarung des Empfängerlandes mit dem Internationalen Währungs-
fonds. Die Bedingungen für Makrofinanzhilfe durch die Europäische
Union an Kirgisistan richten sich daher an den Bedingungen der
Kreditvereinbarung des Internationalen Währungsfonds aus. Zu die-
sen gehören auch Rechtsstaatlichkeit und die Beachtung der Men-
schenrechte. Die Bundesregierung setzt sich im Übrigen im laufen-
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den Gesetzgebungsverfahren zwischen dem Europäischen Parlament
und dem Europäischen Rat für die Anwendung des Prüfverfahrens
ein, was ihr erlauben würde, vor der Auszahlung von Makrofinanz-
hilfe die Einhaltung der politischen Bedingungen zu prüfen. Das Eu-
ropäische Parlament favorisiert hingegen einen delegierten Rechts-
akt (Befugnisübertragung an die Kommission der Europäischen
Union).
3. Abgeordneter
Wolfgang

Hellmich

(SPD)
Gibt es Pläne seitens der Bundesregierung im
Falle einer Eskalation der Sicherheitslage in
Afghanistan, insbesondere nach der Beendi-
gung des ISAF-Mandats (ISAF: International
Security Assistance Force), zum Schutz der af-
ghanischen Mitarbeiter deutscher (Nichtregie-
rungs-)Organisationen, und wenn ja, was bein-
halten diese Pläne?
Antwort des Staatsministers Michael Link

vom 10. Dezember 2012
Die im Juli 2011 begonnene Transition soll bis Ende 2014 abge-
schlossen sein. Dazu wird der Übergabeprozess bis Mitte 2013 in
ganz Afghanistan planmäßig eingeleitet. Ein nach den bisherigen Er-
fahrungen zu erwartender erfolgreicher Verlauf der Transition er-
möglicht die verantwortungsvolle Rückführung und schließlich die
Beendigung des internationalen ISAF-Engagements bis Ende 2014.
Afghanistan soll dann in der Lage sein, die Sicherheitsverantwortung
eigenständig wahrzunehmen. Dies umfasst grundsätzlich den Schutz
der eigenen Bevölkerung.

Die Bundesregierung ist sich der Verantwortung für ihre afghani-
schen Mitarbeiter bewusst. Deshalb will sie ihre afghanischen Orts-
kräfte im Rahmen der bestehenden Möglichkeiten dabei unterstüt-
zen, alternative Beschäftigungen in Afghanistan zu finden. Für die
nachhaltige Entwicklung und den wirtschaftlichen Wiederaufbau Af-
ghanistans ist es wichtig, dass qualifizierte afghanische Fachkräfte
auch zukünftig einen Beitrag für ihr Heimatland leisten können. Im
Einzelfall wird geklärt werden müssen, ob infolge der Verringerung
der deutschen Präsenz eine besondere Gefährdung einzelner Orts-
kräfte eintreten kann. Die Bundesregierung beabsichtigt, in solchen
Fällen entsprechende Maßnahmen zum Schutz der betreffenden Per-
son zu prüfen.
4. Abgeordneter
Wolfgang

Hellmich

(SPD)
Wie schätzt die Bundesregierung die Situation
afghanischer Staatsbürger, die mit der Bundes-
wehr zusammengearbeitet haben, nach der
Rückverlegung deutscher Truppen ein, und
sind diese afghanischen Mitarbeiter nach Auf-
fassung der Bundesregierung aufgrund ihrer
Zusammenarbeit mit der Bundeswehr momen-
tan und künftig einer gesonderten Gefähr-
dungslage ausgesetzt?
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Antwort des Staatsministers Michael Link

vom 10. Dezember 2012
Die Sicherheit von über 75 Prozent der afghanischen Staatsbürger
wird bereits jetzt durch die afghanischen Sicherheitskräfte gewähr-
leistet. Die Erfolge sind nachweisbar. In den kommenden zwei Jah-
ren werden diese Sicherheitskräfte die alleinige und landesweite Si-
cherheitsverantwortung innehaben. Die Bundesregierung ist der
Überzeugung, dass sich die Sicherheitslage im überwiegenden Teil
Afghanistans so fortentwickeln wird, dass eine besondere Gefähr-
dung der im Rahmen des deutschen Engagements eingesetzten af-
ghanischen Mitarbeiter, der nicht durch die afghanischen Sicherheits-
kräfte begegnet werden kann, gegenwärtig nicht zu erwarten ist.
5. Abgeordneter
Uwe

Kekeritz

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Inwiefern setzt die Bundesregierung ihre Be-
ziehungen zu der kolumbianischen Regierung
ein, um den aktuellen Friedensprozess mit den
Fuerzas Armadas Revolucionarias de Colom-
bia (FARC) aktiv zu unterstützen, und mit wel-
chen Maßnahmen unterstützt sie in Kolum-
bien die hierfür wichtigen Themen der ländli-
chen Entwicklung und Landreform, der Repa-
rationszahlungen für Landvertriebene, der Op-
ferentschädigung und Aufarbeitung der Men-
schenrechtsverletzungen auf beiden Seiten, der
Partizipation der Zivilgesellschaft im Friedens-
prozess sowie eine mögliche Streichung der
FARC von der europäischen Liste der Terror-
organisationen?
Antwort des Staatsministers Michael Link
vom 10. Dezember 2012
Die Bundesregierung begrüßt die Verhandlungen über Frieden in
der Republik Kolumbien. Der Bundesminister des Auswärtigen,
Dr. Guido Westerwelle, sprach am 18. Oktober 2012 in diesem Zu-
sammenhang von „einer großen Chance für Kolumbien“. Die ko-
lumbianische Regierung hat deutlich gemacht, dass sie die Friedens-
verhandlungen ohne auswärtige Beteiligung führen will. Die Bundes-
regierung respektiert diesen Wunsch.

Im Rahmen der Regierungsverhandlungen im November 2012 hat
die Bundesregierung ihr Engagement für den Friedensprozess in Ko-
lumbien erneuert und durch Vereinbarungen über die Fortsetzung
der entwicklungspolitischen Zusammenarbeit mit dem Schwerpunkt
„Friedensentwicklung und Krisenprävention“ unterstrichen.

Besonderes Gewicht liegt hier auf der Unterstützung des kolumbiani-
schen Reformprozesses zur Opferentschädigung und Landrückgabe.
Im Rahmen dieses Schwerpunktes werden sowohl reformbereite
staatliche Akteure als auch zivilgesellschaftliche Akteure sowie die
Zusammenarbeit zwischen ihnen unterstützt. In der Umsetzung wer-
den mit der kolumbianischen Regierung folgende Arbeitslinien ent-
wickelt und gemeinsam bearbeitet:
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1. Unterstützung von staatlichen wie auch zivilgesellschaftlichen Ak-
teuren beim Abbau von Konfliktursachen;

2. Förderung einer stärkeren Zusammenarbeit zwischen staatlichen
und zivilgesellschaftlichen Akteuren;

3. Erarbeitung und Erprobung beispielhafter Ansätze der Konflikt-
bewältigung in wichtigen Politikfeldern und Arbeitsbereichen.

Die Bundesregierung flankiert diesen Prozess durch Projekte in den
Bereichen Krisenprävention und Förderung der Menschenrechte.

Zum jetzigen Zeitpunkt sieht die Bundesregierung keinen Anlass, ih-
re Einschätzung der FARC als terroristische Organisation zu revidie-
ren.
6. Abgeordnete
Ute
Koczy

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Inwiefern beteiligt sich die Bundesregierung
an der Nansen-Initiative, die von der Schweiz
und Norwegen und mit Unterstützung von
Australien, Bangladesch, Costa Rica und Me-
xiko im Oktober 2012 gestartet wurde und
zum Ziel hat, durch Konsultationsprozesse auf
internationaler Ebene eine Protection Agenda
zu erarbeiten für Menschen, die gezwungen
sind, durch Flut, Stürme, Erdbeben, Trocken-
heit oder andere Naturkatastrophen ihre Hei-
mat zu verlassen, und falls sich die Bundesre-
gierung nicht an der Initiative beteiligt, was
sind die Gründe dafür?
Antwort des Staatsministers Michael Link

vom 10. Dezember 2012
Die Bundesregierung hat sich frühzeitig im UNHCR-Kontext
(UNHCR: United Nations High Commissioner for Refugees) dafür
eingesetzt, dass der UNHCR und die Staatengemeinschaft sich mit
den Auswirkungen des Klimawandels auf unterschiedliche Vertrei-
bungsszenarien auseinandersetzen. Ferner hat sie sich dafür stark ge-
macht, Strategien zu entwickeln, um Menschen zu helfen, die ge-
zwungen sind, aufgrund der Zunahme extremer Wetterereignisse ih-
re Heimat zu verlassen.

Im weiteren Verlauf hat sie die Regierungen der Schweiz und Nor-
wegens bei der Vorbereitung ihrer Initiative unterstützt, u. a. durch
eine Erklärung im Rahmen der UNHCR-Ministerkonferenz im
Dezember 2011 in Genf.

Die Bundesregierung arbeitet im Rahmen ihrer Preparedness-Initia-
tive, die auf eine Verbesserung der humanitären Reaktionsfähigkeit
des internationalen humanitären Systems und gefährdeter Staaten
zur Vorbereitung auf Naturkatastrophen zielt, eng und vertrauens-
voll mit der Nansen-Initiative zusammen. Da es den Organisatoren
auf eine ausgewogene regionale Verteilung unter den Mitgliedern
der Steuerungsgruppe der Nansen-Initiative ankam, schien es nicht
angebracht, dass Deutschland als weiteres westeuropäisches Land
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neben den beiden Initiatoren eine Position in diesem Gremium an-
strebt.

Aufgrund der inhaltlichen Verflechtungen der Preparedness- und der
Nansen-Initiative sowie der Tatsache, dass Deutschland großen Wert
auf eine Mitgestaltung der globalen Klimapolitik sowie der Katastro-
phenvorsorge im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit legt,
steht die Bundesregierung in intensivem Kontakt mit der Nansen-Ini-
tiative und wird sich auch weiterhin am internationalen Diskurs und
an den internationalen Aktivitäten zu den Auswirkungen des Klima-
wandels auf Vertreibungssituationen beteiligen.
7. Abgeordnete
Agnes

Krumwiede
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
An welchen konkreten Projekten arbeitet die
Bundesregierung derzeit gemeinsam mit der
polnischen Regierung im Bereich Erinnerungs-
politik, und was tut die Bundesregierung, um
dabei der Befürchtung auf polnischer Seite ent-
gegenzuwirken, in Deutschland gehe das Wis-
sen über die historische deutsche Verantwor-
tung gegenüber Polen zurück?
Antwort der Staatsministerin Cornelia Pieper

vom 10. Dezember 2012
Die Erinnerungsarbeit – auch und gerade gemeinsam mit dem Nach-
barn Polen – ist der Bundesregierung ein wichtiges Anliegen. Dies
wird nach Einschätzung der Bundesregierung auch in Polen aner-
kannt. Eine „Befürchtung“, dass in Deutschland das Wissen um die
historische deutsche Verantwortung zurückgehe, ist aus Sicht der
Bundesregierung nicht erkennbar. Anlässlich des 20. Jahrestages des
deutsch-polnischen Nachbarschaftsvertrages haben die Regierungen
beider Länder im Juni 2011 eine gemeinsame Erklärung angenom-
men, in der sie sich zu einem offenen Dialog auch über die Fragen
der Vergangenheit und die Fortsetzung des Versöhnungsprozesses
bekennen. In der Grundlinie steht sie dem Antrag der Fraktionen
CDU/CSU, SPD, FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom
9. Juni 2011 (Annahme des Antrags in der 115. Sitzung des Deut-
schen Bundestages am 10. Juni 2011) nahe, der die geschichtliche
Verantwortung und Verpflichtung gegenüber Polen betont. In der
Gemeinsamen Erklärung des Runden Tisches zu Fragen der Förde-
rung der deutschen Minderheit in Polen und der polnischstämmigen
Bürger und Polen in Deutschland vom 12. Juni 2011 verpflichtet sich
Deutschland unter anderem zu einer breiteren Einbindung polni-
scher Vertreter in die Beratungsgremien der Gedenkstätten national-
sozialistischer Gewaltherrschaft. Damit soll sichergestellt werden,
dass die Dokumente der Leiden polnischer Bürger während der na-
tionalsozialistischen Gewaltherrschaft erhalten bleiben und einer
breiten Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden. Ein deutsch-polni-
sches Geschichtsbuch, das – fußend auf den Empfehlungen einer
deutsch-polnischen Expertenkommission – Schülerinnen und Schü-
lern die Möglichkeit geben wird, anhand gemeinsamer Materialien
mit der gemeinsamen Geschichte zu beschäftigen, wird derzeit ausge-
arbeitet. Der Prozess wird von beiden Regierungen begleitet und ge-
fördert. Auch im Bereich Jugendaustausch kommt der Erinnerungs-
und Versöhnungsarbeit eine besondere Bedeutung zu. Die Regie-
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rungskonsultationen am 14. November 2012 waren der Anlass für
beide Regierungen, eine gemeinsame Erklärung zur Unterstützung
der Stiftung Kreisau für Europäische Verständigung zu unterzeich-
nen. Die Internationale Jugendbegegnungsstätte wirkt in Kreisau an
einem Ort, der kaum wie ein anderer die Auseinandersetzung mit
der Geschichte und gleichzeitig Aufbruch und Versöhnung symbo-
lisiert. Das Auswärtige Amt unterstützt zudem Projekte der Interna-
tionalen Begegnungsstätte Auschwitz, die sich sowohl mit dem dun-
kelsten Kapitel der jüngeren Vergangenheit als auch mit der Bedeu-
tung der Menschenrechte in einer globalen Perspektive auseinander-
setzen. Solche und ähnliche Projekte setzen wichtige Impulse, um bei
der gemeinsamen Gestaltung einer europäischen Zukunft das Be-
wusstsein der schwierigen gemeinsamen Vergangenheit und der deut-
schen Verantwortung wachzuhalten und konstruktiv mit einzubezie-
hen.
8. Abgeordnete
Agnes

Krumwiede

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche der ehemaligen Konzentrations- und
Vernichtungslager des nationalsozialistischen
Regimes, die außerhalb der Grenzen der Bun-
desrepublik Deutschland liegen, wurden noch
nie von einem Vertreter oder einer Vertreterin
der Bundesregierung und nach Kenntnis der
Bundesregierung des Deutschen Bundestages
besucht?
Antwort der Staatsministerin Cornelia Pieper

vom 10. Dezember 2012
Der Bundesregierung liegen keine Informationen darüber vor, wel-
che ehemaligen Konzentrations- und Vernichtungslager außerhalb
Deutschlands noch nie von einem Vertreter der Bundesregierung
oder des Deutschen Bundestages besucht wurden. Die Auslandsver-
tretungen erfassen zwar offizielle deutsche Besuche, nicht jedoch de-
ren Besuchsprogramme.
9. Abgeordnete
Ulla

Schmidt

(Aachen)

(SPD)
Warum ist Deutschland der UNESCO-Kon-
vention (UNESCO: United Nations Educatio-
nal, Scientific and Cultural Organization) zum
Schutz des immateriellen Kulturerbes bislang
nicht beigetreten, und wie ist der Stand des
Verfahrens zur Ratifikation der UNESCO-
Konvention zum Schutz des immateriellen
Kulturerbes durch die Bundesrepublik
Deutschland?
Antwort der Staatsministerin Cornelia Pieper

vom 12. Dezember 2012
Bund und Länder haben sich auf die Rahmenbedingungen zum Bei-
tritt und zur Umsetzung des UNESCO-Übereinkommens zur Erhal-
tung des immateriellen Kulturerbes verständigt. Das Verfahren ge-
mäß der Lindauer Absprache ist bereits eingeleitet. Das Bundeskabi-
nett entscheidet in seiner Sitzung am 12. Dezember 2012 über den
Beitritt.
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10. Abgeordnete
Ulla

Schmidt

(Aachen)

(SPD)
Sind bei der vom 3. bis zum 7. Dezember
2012 in Paris stattfindenden Beratung der
UNESCO zur Aufnahme von besonders schüt-
zenswerten kulturellen Ausdrucksformen in
die Repräsentative Liste des immateriellen
Kulturerbes der Menschheit auch Traditionen
und Bräuche aus Deutschland nominiert, und
wenn nein, ist dies in dem bisher nicht erfolg-
ten Beitritt Deutschlands zur UNESCO-Kon-
vention zum Schutz des immateriellen Kultur-
erbes begründet?
Antwort der Staatsministerin Cornelia Pieper

vom 12. Dezember 2012
Nominierungen zur internationalen Liste des immateriellen Kultur-
erbes können nur von Vertragsstaaten des UNESCO-Übereinkom-
mens vorgelegt werden. Da die Bundesrepublik Deutschland dem
Übereinkommen zur Erhaltung des immateriellen Kulturerbes noch
nicht beigetreten ist, konnten in diesem Jahr keine Vorschläge zur
Eintragung gemacht werden.
11. Abgeordneter
Hans-Christian
Ströbele

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Kann die Bundesregierung bestätigen, dass in
den vergangenen Monaten syrische Rebellen-
gruppen von türkischem Territorium aus syri-
sche Ortschaften – wie etwa die syrische Stadt
Ras al-Ain vor ca. zwei Wochen –, die sich in
der Hand der syrischen Armee befanden, mili-
tärisch angegriffen haben, und wird gegebe-
nenfalls durch solche Angriffe von türkischem
Territorium aus nicht auch nach Ansicht der
Bundesregierung die Gefahr erhöht, dass die
Türkei immer mehr in den Bürgerkrieg in Sy-
rien verwickelt wird und im Falle einer Statio-
nierung von Soldaten der Bundeswehr zur Un-
terstützung der türkischen Armee nahe der tür-
kisch-syrischen Grenze diese ebenfalls in eine
kriegerische Auseinandersetzung einbezogen
werden?
Antwort des Staatsministers Michael Link

vom 12. Dezember 2012
Der Bundesregierung liegen keine unabhängigen und belastbaren Be-
richte über Angriffe des bewaffneten syrischen Widerstandes von
türkischem Territorium aus vor. Bei der Stationierung von Patriot-
Raketenabwehrsystemen handelt es sich um ein ausschließlich defen-
sives System, dessen abschreckende Wirkung gerade ein Übergreifen
des syrischen Bürgerkrieges auf die Türkei verhindern soll.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern
12. Abgeordneter
Volker

Beck

(Köln)
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Konsequenzen zieht die Bundes-
regierung aus dem Gutachten des Universitäts-
Professors Dr. Markus Heintzen, welches im
Auftrag der Stadt Bonn sowie der Kreise
Rhein-Sieg und Ahrweiler zum Berlin/Bonn-
Gesetz zu dem Ergebnis kommt, dass sich in-
zwischen nur noch weniger als 50 Prozent der
Ministerienposten in Bonn befinden würden,
und wie viele Ministerialarbeitsplätze befanden
sich zum 1. Oktober 2012 nach Bundesministe-
rien aufgeschlüsselt in Bonn und Berlin?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Dr. Christoph Bergner

vom 8. November 2012
Die Bundesregierung sieht derzeit keinen Anlass, Konsequenzen aus
dem von der Stadt Bonn und den Kreisen Rhein-Sieg und Ahrweiler
in Auftrag gegebenen Gutachten zu ziehen.

Aufgeschlüsselt nach Bundesministerien ergeben sich zum 1. Okto-
ber 2012 in Bonn und Berlin folgende Ministerialarbeitsplätze. Ange-
geben wird immer die Zahl der Stellen/Planstellen (ohne Ersatzplan-
stellen), weil dies auch die Größen sind, die dem Haushaltsausschuss
des Deutschen Bundestages kommuniziert werden.
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Hinzu kommen die nicht ministeriellen Arbeitsplätze im Bundes-
kanzleramt (Bonn: 23,00 und Berlin: 544,00), bei dem Beauftragten
der Bundesregierung für Kultur und Medien (Bonn: 124,75 und Ber-
lin: 78,00) sowie dem Bundespresseamt (Bonn: 75,00 und Berlin:
408,80).
13. Abgeordneter
Volker

Beck

(Köln)
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Plant die Bundesregierung eine Übergangslö-
sung (beispielsweise in Form eines Erlasses
des Bundesministeriums des Innern für die
Bundesverwaltung) bis zur gesetzlichen Umset-
zung der Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts vom 19. Juni 2012 zur Verfassungs-
widrigkeit der Ungleichbehandlung einer ein-
getragenen Lebenspartnerschaft im Vergleich
zur Ehe im Dienstrecht der Beamtinnen und
Beamten, so dass den Betroffenen Familienzu-
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schläge und andere beamtenrechtliche Leistun-
gen ausgezahlt werden dürfen, und falls nicht,
welchen Rechtsweg können Betroffene ein-
schlagen, um eine Zahlung zeitnah zu erwir-
ken?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Christoph Bergner

vom 13. Dezember 2012
Aufgrund des Gesetzes zur Übertragung ehebezogener Regelungen
im öffentlichen Dienstrecht auf Lebenspartnerschaften vom 14. No-
vember 2011 (BGBl. I S. 2219) erhalten Beamtinnen und Beamte
des Bundes in eingetragener Lebenspartnerschaft bereits mit Wir-
kung vom 1. Januar 2009 den Familienzuschlag der Stufe 1 (den sog.
Verheiratetenzuschlag). Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner
Entscheidung vom 19. Juni 2012 dem Gesetzgeber darüber hinaus
die Schaffung einer besoldungsgesetzlichen Grundlage für Nachzah-
lungen aufgegeben, die unter bestimmten Voraussetzungen den Zeit-
raum vom 1. August 2001 bis zum 31. Dezember 2008 erfassen. Der
entsprechende Gesetzentwurf ist in Vorbereitung, die Kabinettbefas-
sung ist für Januar 2013 vorgesehen. Das für Dienstrecht zuständige
Bundesministerium des Innern prüft derzeit, ob Anlass besteht, im
Vorgriff auf das geplante Gesetz Zahlungen zu leisten. Soweit unab-
hängig von dieser Prüfung potenziell Anspruchsberechtigte die zeit-
nah bevorstehende gesetzliche Grundlage für eine Nachzahlung
nicht abwarten wollen, wäre der Rechtsweg zu den Verwaltungsge-
richten gegeben.
14. Abgeordnete
Viola von
Cramon-

Taubadel

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie häufig hat das Bundeskriminalamt (BKA)
nach Kenntnis der Bundesregierung in den
Jahren 2011 und 2012 Abfragen zu biometri-
schen Daten im Rahmen des Prümer Abkom-
mens in anderen Mitgliedstaaten der Europä-
ischen Union gestellt, um schwere Straftaten
im Sinne von Artikel 2 Absatz 2 des Rahmen-
beschlusses des Rates vom 13. Juni 2002 über
den Europäischen Haftbefehl und die Überga-
beverfahren zwischen den Mitgliedstaaten auf-
zuklären, und wie viele der Abfragen betrafen
Asylbewerber und -bewerberinnen (Angaben
bitte in absoluten Zahlen machen und nach
Straftaten, Jahren und Mitgliedstaaten auf-
schlüsseln)?
15. Abgeordnete
Viola von

Cramon-
Taubadel

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie häufig war nach Kenntnis der Bundesre-
gierung durch Abfragen zu biometrischen Da-
ten im Rahmen des Prümer Abkommens die
Identifikation von Personen generell und von
Asylbewerbern und -bewerberinnen im Beson-
deren seit 2010 möglich (Angaben bitte in ab-
soluten Zahlen machen und nach Straftaten,
Jahren und Mitgliedstaaten aufschlüsseln)?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 11. Dezember 2012
Vorbemerkung zu den Fragen 14 und 15

In der nationalen DNA-Analyse-Datei werden ausschließlich DNA-
Muster von Beschuldigten und Straftätern gespeichert.

Beim Austausch von DNA-Daten im Rahmen der Abkommen von
Prüm werden ausschließlich das zugrunde liegende DNA-Muster,
dessen einmalige Kennziffer in der nationalen DNA-Analyse-Datei,
eine Staatenkennung („DE“ für Deutschland) sowie eine Buchsta-
benkennung zur Bezeichnung der Art des DNA-Musters („P“ für
Personendatensatz und „S“ für Spurendatensatz) übermittelt. Eine
Übermittlung der zugrunde liegenden Straftat erfolgt nicht, eine sta-
tistische Auswertung hierzu kann daher nicht erstellt werden.

Zu Frage 14

Im Jahr 2011 erfolgten folgende Abfragen von DNA-Mustern im
Rahmen der Prüm-Abkommen in Mitgliedstaaten der Europäischen
Union:

• Österreich: 127 562

• Spanien: 99 452

• Luxemburg: 132 361

• Slowenien: 133 828

• Niederlande: 83 840

• Frankreich: 271 315.

Im Jahr 2012 erfolgten folgende Abfragen von DNA-Mustern im
Rahmen der Prüm-Abkommen in Mitgliedstaaten der Europäischen
Union (Stand: 30. November 2012):

• Österreich: 129 305

• Spanien: 289 220

• Luxemburg: 136 942

• Slowenien: 138 599

• Niederlande: 155 743

• Frankreich: 341 984

• Lettland: 277 033

• Rumänien: 296 061

• Slowakei: 341 264.
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Zu Frage 15

Zuordnung offener Tatortspuren zu einer konkreten Person:

Im Jahr 2011 konnten in anderen Mitgliedstaaten der Europäischen
Union folgende Personentreffer mit deutschen Spurenmustern er-
zielt werden:

• Österreich: 226

• Spanien: 126

• Luxemburg: 1

• Slowenien: 26

• Niederlande: 61

• Frankreich1: 9 082.

Im Jahr 2012 konnten in anderen Mitgliedstaaten der Europäischen
Union folgende Personentreffer mit deutschen Spurenmustern er-
zielt werden (Stand: 30. November 2012):

• Österreich: 274

• Spanien: 902

• Luxemburg: 2

• Slowenien: 17

• Niederlande: 176

• Frankreich1: 1 495

• Lettland: 253

• Rumänien: 139

• Slowakei: 242.
16. Abgeordnete
Viola von

Cramon-

Taubadel

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
rankreich können Personen
önnen auch Treffer mehrfa
In wie vielen Fällen waren nach Kenntnis der
Bundesregierung durch Abfragen zu biometri-
schen Daten im Rahmen des Prümer Abkom-
mens identifizierte Personen und speziell die
identifizierten Asylbewerber und -bewerberin-
nen auch wirklich tatverdächtig, so dass die
Fälle entsprechend an die zuständige Staatsan-
waltschaft weitergeleitet wurden (Angaben bit-
te in absoluten Zahlen machen und nach Straf-
taten, Jahren und Mitgliedstaaten aufschlüs-
seln)?
mehrfach in der DNA-Datenbank gespeichert werden; da-
ch erzielt werden.
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 11. Dezember 2012
Vorbemerkung:

1. Protokolldaten im Zusammenhang mit daktyloskopischen Re-
cherchen im Rahmen des Prümer Verfahrens werden gemäß Arti-
kel 30 des Beschlusses des Rates 2008/615/JI nach zwei Jahren
vernichtet. Der hier ausgewertete Berichtszeitraum beschränkt
sich daher auf diese Frist.

2. Da die Trefferfälle im DNA-Bereich in Deutschland durch die
jeweiligen datenbesitzenden Dienststellen auf ihre tatsächliche
Ermittlungsrelevanz geprüft und die Prüfergebnisse nicht an das
BKA als datenbankführende Dienststelle übermittelt werden,
liegen keine Angaben darüber vor, in wie vielen Fällen sich die
betroffenen Personen auch wirklich als tatverdächtig erwiesen
haben.

Im Zeitraum vom 4. Dezember 2010 bis zum 4. Dezember 2012 wur-
den insgesamt 8 918 dakytloskopische Personenrecherchen (Recher-
chen mittels Zehnfingerabdruckblatt gegen Zehnfingerabdruckblatt)
in den zum jeweiligen Zeitpunkt operativen EU-„Prüm“-Mitglied-
staaten durchgeführt. Hierbei wurden insgesamt 431 Treffer erzielt.

Deutsche Polizeibehörden führen keine Recherchen mittels erken-
nungsdienstlicher Behandlungen durch, die aus asylrechtlichen Grün-
den aufgenommen wurden. Der Beschuldigten-, Straftäter- und der
Asyldatenbestand sind im automatisierten Fingerabdruck-Identifizie-
rungs-System des BKA logisch getrennt gespeichert.

Eine Aufschlüsselung der erhobenen Zahlen nach Straftaten ist aus
Sicht des BKA rechtlich nicht zulässig. Hierzu wäre eine Auswertung
der Protokolldaten erforderlich. Nach Artikel 30 des Beschlusses des
Rates 2008/615/JI ist eine Auswertung der in den automatisierten
Verfahren erhobenen Protokolldaten lediglich zur Datenschutzkon-
trolle und zur Sicherstellung der Datensicherung möglich. Eine
schriftliche Anfrage fällt unter keine dieser Alternativen.
17. Abgeordnete
Dagmar

Freitag

(SPD)
Wie kam es dazu, dass die Mittelzuweisungen
– abweichend von den Beratungsergebnissen
zwischen dem Deutschen Olympischen Sport-
bund und dem Bundesministerium des Innern
ohne entsprechende Anträge aus den Reihen
des Sportausschusses oder des Haushaltsaus-
schusses des Deutschen Bundestages – für den
Titel 684 11-322 in Kapitel 06 02 („Für zentra-
le Maßnahmen auf dem Gebiet des Sports“)
um 2 Mio. Euro sowie für den Titel 882 11-322
(„Zuwendungen für die Errichtung, Ausstat-
tung und Bauunterhaltung von Sportstätten
für den Hochleistungssport“) um 1 Mio. Euro
erhöht wurde, und wer waren die entsprechen-
den Vertragspartner bei der Festlegung dieser
Aufstockung?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Christoph Bergner

vom 11. Dezember 2012
Die Aufstockung der Mittel wurde auf Antrag der Arbeitsgruppen
Haushalt der Fraktionen der CDU/CSU und FDP vom 8. Novem-
ber 2012 (Ausschussdrucksachen 17(8)5662 – neu – und 17(8)5663)
vom Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages beschlossen.
18. Abgeordnete
Dagmar

Freitag

(SPD)
Ist der Bundesregierung bekannt, für welche
Projekte und Maßnahmen die erhöhten Zu-
wendungen verwendet werden sollen?
19. Abgeordnete
Dagmar
Freitag

(SPD)
Wenn ja, um welche konkreten Projekte und
Maßnahmen handelt es sich bei Titel 684 11-
322 sowie bei Titel 882 11-322 in Kapitel 06 02
(bitte um detaillierte Auflistung)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Christoph Bergner

vom 11. Dezember 2012
Es wird auf das Budgetrecht des Parlaments und die in der Antwort
auf Frage 17 genannten Ausschussdrucksachen verwiesen. Die Bun-
desregierung wird die erhöhte Ausgabenermächtigung unter Beach-
tung des allgemeinen Haushaltsrechts sowie im Rahmen der einschlä-
gigen Förderrichtlinien nutzen.
20. Abgeordnete
Dagmar

Freitag

(SPD)
Wenn nein, wie beabsichtigt die Bundesregie-
rung die Verwendung der erhöhten Mittel der
beiden Titel zu kontrollieren?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Dr. Christoph Bergner

vom 11. Dezember 2012
Entfällt.
21. Abgeordneter
Martin

Gerster

(SPD)
Welche verfassungsschutzrelevanten Informa-
tionen liegen der Bundesregierung zu Aktivitä-
ten und Kontakten von Angehörigen der Bun-
deswehr sowie der Polizeibehörden im Zusam-
menhang mit der Identitären Bewegung
Deutschland vor?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 13. Dezember 2012
Der Bundesregierung liegen keine verfassungsschutzrelevanten Er-
kenntnisse zu Aktivitäten und Kontakten von Angehörigen der Bun-
deswehr sowie der Polizeibehörden im Zusammenhang mit der Iden-
titären Bewegung Deutschland vor.

Dies gilt auch in Ansehung der Veröffentlichung vom 5. Dezember
2012 auf der von Linksextremisten genutzten Internetplattform
linksunten.indymedia.de mit dem Titel „Rassistische Polizisten und
Bundeswehrsoldaten“, wonach eine Person in ihrem Facebookprofil
offen mit der Identitären Bewegung Deutschland sympatisiere und
als Soldat erkennbar sei.
22. Abgeordneter
Martin

Gerster

(SPD)
Welche Kenntnisse liegen der Bundesregie-
rung bezüglich der Aktivitäten dieser Bewe-
gung (im In- und Ausland) vor, und wie bewer-
tet sie diese unter Gesichtspunkten des Verfas-
sungsschutzes?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 13. Dezember 2012
Die Ziele und Aktivitäten der Identitären Bewegung Deutschland
(IBD) werden derzeit unter verfassungsschutzrelevanten Aspekten
geprüft und bewertet.

Aktivitäten der IBD sind seit Oktober 2012 auf Facebook feststell-
bar. Die IBD sieht sich nach eigener Aussage als Ableger der bereits
seit längerem bestehenden französischen Bewegung Génération
Identitaire. Weitere identitäre Bewegungen gibt es in Italien und Ös-
terreich.

Die IBD propagiert die Absicht, auch in der Realwelt aktiv zu wer-
den. So fanden sich vereinzelt in deutschen Großstädten auf Gehwe-
gen und Wänden Kreidezeichnungen und Aufkleber ihres Erken-
nungszeichens, des griechischen Buchstabens Lambda. Am 30. Okto-
ber 2012 störten in Frankfurt am Main mehrere IBD-Aktivisten die
feierliche Eröffnung der interkulturellen Wochen in der Zentralbi-
bliothek. Ein Video dazu wurde auf YouTube verbreitet.
23. Abgeordneter
Andrej
Hunko

(DIE LINKE.)
Welche Details kann die Bundesregierung zu
Geschäften des Bundesministeriums des In-
nern, des Bundesministeriums für Wirtschaft
und Technologie oder des Bundesministeriums
der Finanzen mit den beiden von der
britischen Tageszeitung „the guardian“
am 28. November 2012 (http://tinyurl.com/
chox3hk) genannten Inhabern der Gamma
Group bzw. deren Tochterfirmen mitteilen,
wozu nach Kenntnis des Fragestellers die – teil-
weise aufgelösten – Firmen PK-Electronic In-
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ternational, Gamma International GmbH,
Martin J. Muench GmbH, MuShun GmbH,
Gamma Group International Ltd., BizCorp
Management Pte gehören, und inwiefern be-
zieht es das Bundesinnenministerium bzw. das
Bundeskriminalamt in die noch nicht abge-
schlossenen Überlegungen ein, die genannten
Firmen bzw. deren deutschen Partner Elaman
GmbH in „Zusammenarbeitsformen“ (Auf-
bau, Betrieb oder andere Dienstleistungen) in
das „Kompetenzzentrum Informationstechni-
sche Überwachung“ im BKA einzubinden
(siehe Bundestagsdrucksache 17/11239).
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 10. Dezember 2012
Die Frage berührt Sachverhalte, die als Verschlusssache eingestuft
sind. Die Veröffentlichung der Antwort der Bundesregierung auf die-
se Schriftliche Frage könnte sich nachteilig für die Interessen der
Bundesrepublik Deutschland auswirken. Aus ihrem Bekanntwerden
könnten sowohl staatliche als auch nichtstaatliche Akteure Rück-
schlüsse auf den Modus Operandi und die Fähigkeiten der Behörden
des Bundes ziehen. Im Ergebnis würde dadurch die Funktionsfähig-
keit der Sicherheitsbehörden und mithin die Sicherheit der Bundesre-
publik Deutschland beeinträchtigt bzw. gefährdet. Diese Informatio-
nen wurden gemäß § 3 Nummer 4 der Verschlusssachenanweisung
als Verschlusssache „VS – NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH“
eingestuft und werden gesondert übersandt.2
24. Abgeordnete
Monika

Lazar

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche rechtsextremen und rechtspopulisti-
schen Zeitungen und Magazine sind der Bun-
desregierung bekannt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 13. Dezember 2012
Im Jahr 2011 wurden nach Einschätzung der Verfassungsschutzbe-
hörden 85 periodische Publikationen der rechtsextremistischen Sze-
ne verbreitet.

Im Rahmen der jährlichen Berichterstattung im Verfassungsschutz-
bericht des Bundes werden rechtsextremistische Publikationen na-
mentlich aufgeführt, soweit eine bundesweite, herausragende Rele-
vanz besteht. Hierbei handelt es sich ausdrücklich um keine abschlie-
ßende Aufzählung aller rechtsextremistischen Veröffentlichungen.

Zu nennen sind insbesondere die der NPD (NPD: Nationaldemokra-
tische Partei Deutschlands) zuzurechnende „Deutsche Stimme“ und
chutzstelle des Deutschen Bundestages hinterlegt und kann
schutzordnung eingesehen werden.
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das JN-Zentralorgan (JN: Junge Nationaldemokraten) „Der Akti-
vist“ sowie aus dem Bereich der rechtsextremistischen organisations-
abhängigen Verlage „Stimme des Reiches“, „Volk in Bewegung &
Der Reichsbote“ und „Euro-Kurier. Aktuelle Buch- und Verlags-
Nachrichten“, die vornehmlich das geschichtsrevisionistische Spek-
trum bedienen.

Regional erscheinende Publikationen ohne bundesweite Relevanz
werden in erster Linie von den zuständigen Landesbehörden für Ver-
fassungsschutz ausgewertet und unter Verfassungsschutzaspekten be-
wertet.

Eine namentliche Benennung einzelner Publikationen als rechtsextre-
mistisch hat die entsprechenden Vorgaben des Bundesverfassungsge-
richts zu beachten (vgl. Entscheidung des BVerfG vom 24. Mai 2005
zur Erwähnung der Wochenzeitung JUNGE FREIHEIT im Verfas-
sungsschutzbericht des Landes Nordrhein-Westfalen). Diese Voraus-
setzungen sind bei den 85 Publikationen nicht durchgängig gegeben.
25. Abgeordnete
Aydan

Özoğuz
(SPD)
Wird die Kampagne „Vermisst“ des Bundes-
ministeriums des Innern nach dem Einstellen
der Plakatmotive derzeit weitergeführt, und
wenn ja, wo werden welche Kampagnenbe-
standteile (z. B. Onlineanzeigen, Anzeigen in
Zeitschriften, Gratispostkarten) durchgeführt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Christoph Bergner

vom 7. Dezember 2012
Die Kampagne „Vermisst“, die zum Ziel hatte, die beim Bundesamt
für Migration und Flüchtlinge (BAMF) eingerichtete Beratungsstelle
Radikalisierung in der Öffentlichkeit bundesweit bekannt zu machen,
umfassten neben der ursprünglich geplanten Plakataktion Online-
anzeigen auf Jugendseiten, im sozialen Netzwerk Facebook, bei der
Suchmaschine Google und auf weiteren deutsch-, arabisch- und tür-
kischsprachigen Seiten, Anzeigen in ausgewählten Jugendzeitschrif-
ten sowie eine Verteilung von Gratispostkarten in öffentlichen Ein-
richtungen (insbesondere Gastronomiebetrieben) in Berlin, Bochum,
Bonn, Duisburg, Frankfurt am Main, Hamburg, München, Köln, So-
lingen und Wuppertal. Diese Maßnahmen wurden planmäßig umge-
setzt und die Kampagne wurde Anfang November 2012 wie vorgese-
hen beendet.
26. Abgeordnete
Aydan
Özoğuz

(SPD)
Was wurde nach Protesten gerade auch der
Bevölkerung vor Ort (vgl. offener Brief der
DITIB an die Bundeskanzlerin Dr. Angela
Merkel vom 25. September 2012) seitens des
Bundesministeriums des Innern unternommen,
nachdem bekannt wurde, dass Postkarten zur
Bewerbung der Kampagne „Vermisst“ als ers-
tes auch in der Keupstraße in Köln, in der der
Nationalsozialistische Untergrund (NSU) im
Jahr 2004 ein Nagelbombenattentat verübt
hatte, verteilt wurden?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Christoph Bergner

vom 7. Dezember 2012
Die Öffentlichkeitskampagne konzentrierte sich auf bestimmte Ziel-
gruppen und Regionen, in denen eine nicht zu vernachlässigende
Zahl von Betroffenen vermutet wird, so dass für die Plakataktion als
Pilotprojekt drei Städte und für die Verteilung der Gratispostkarten
zehn Großstädte im gesamten Bundesgebiet ausgewählt wurden. Die
Gratispostkarten wurden in drei Tranchen verteilt. Eine konkrete
Festlegung der Verteilstandorte der Postkarten konnte vorab nicht
erfolgen, da die Verteilung von der Zustimmung des jeweiligen Inha-
bers oder Geschäftsführers abhängig ist. Aufgrund der Sensibilität
des Themas wurden die Verteiler der Gratispostkarten ausführlich
von der ausführenden Agentur unterrichtet. Sie sind explizit dazu an-
gehalten worden, mit dem Ladenpersonal zu sprechen und die Kar-
ten nur mit deren Einverständnis zu platzieren. Die Besitzer der Ein-
richtungen in der Keupstraße in Köln haben somit ihre Zustimmung
zur Auslegung der Karten erteilt. Falls möglicherweise in Einzelfäl-
len von dieser Regelung abgewichen wurde, bedauert die Bundesre-
gierung dies. Die Verteiler wurden darüber hinaus vor der Auslegung
der zweiten und dritten Tranche von der ausführenden Agentur an-
gewiesen, auf eine erneute Verteilung der Postkarten in Köln in der
Keupstraße generell zu verzichten.
27. Abgeordnete
Aydan

Özoğuz

(SPD)
Wie viele Anrufe sind seit Bestehen bei der Be-
ratungsstelle Radikalisierung, die im Rahmen
der Kampagne „Vermisst“ beworben wird,
eingegangen (bitte aufschlüsseln nach Anlie-
gen der Anrufer)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Christoph Bergner

vom 7. Dezember 2012
Durch die Beratungsstelle Radikalisierung und die zivilgesellschaftli-
chen Partner werden bislang 55 Angehörige intensiv betreut, das
heißt neben einer Erstberatung durch das BAMF erfolgt eine persön-
liche Beratung und Betreuung durch einen der zivilgesellschaftlichen
Partner. In 39 Fällen haben sich die Betroffenen direkt bei der Bera-
tungsstelle des BAMF gemeldet und in 16 Fällen direkt bei den zivil-
gesellschaftlichen Partnern, die durch ihre Arbeit vor Ort ebenfalls
bekannt sind.

Neben den reinen Beratungsfällen gibt es bei der Beratungsstelle Ra-
dikalisierung auch zahlreiche Anfragen aus dem sozialen Umfeld,
bspw. von Lehrern oder Sozialarbeitern, von Sicherheitsbehörden
und weiteren Ämtern z. B. örtlichen Polizeidienststellen oder Jugend-
ämtern und auch von Angehörigen, die allgemeine Informationen
zur Beratungsstelle erbitten oder allgemeine Fragen zum Thema Isla-
mismus und Radikalisierung haben und Informationsmaterial benöti-
gen.
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28. Abgeordnete
Aydan

Özoğuz

(SPD)
Wie hoch sind die Kosten der Kampagne
„Vermisst“ insgesamt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Dr. Christoph Bergner

vom 7. Dezember 2012
Die Kosten für die „Vermisst“-Kampagne betragen insgesamt
336 486 Euro.
29. Abgeordnete
Yvonne

Ploetz

(DIE LINKE.)
Wie viele Abgeordnete (aufgeschlüsselt nach
den unterschiedlichen Fraktionen) beschäfti-
gen das Bundesamt für Verfassungsschutz
oder andere Bundesgeheimdienste im Rahmen
einer Nebentätigkeit nach Kenntnis der Bun-
desregierung in der 17. Wahlperiode?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 11. Dezember 2012
Keine. Mangels entsprechender systematischer Erfassung ist aller-
dings nicht auszuschließen, dass ein Bundestagsabgeordneter/eine
Bundestagsabgeordnete im Rahmen einer Nebentätigkeit als (Gast-)
Dozent/-in an der Schule für Verfassungsschutz in der 17. Wahlpe-
riode tätig geworden ist.
30. Abgeordneter
Dr. Ilja

Seifert

(DIE LINKE.)
Wie hoch sind die direkten und indirekten Zu-
schüsse des Bundes für die Sozialwerke des
Bundes (bitte aufschlüsseln nach Personalkos-
ten für freigestellte Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter sowie nach indirekten Kosten für zur
Verfügung gestellte Räume in Bundesliegen-
schaften und damit verbundene Betriebskos-
ten, Büroausstattungen usw., bitte detailliert
das Ist 2011 und den Plan 2012 ausweisen),
und an welchen Stellen (Kapitel und Titel) sind
diese Mittel im Bundeshaushalt ausgewiesen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Christoph Bergner

vom 7. Dzember 2012
Zur Frage nach der Höhe der Personalkosten für die freigestellten
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Sozialwerke des Bundes sowie
nach dem Umfang der den Sozialwerken des Bundes aus dem Einzel-
plan 60 des Bundeshaushalts, Kapitel 60 02 Titel 451 03 gewährten
Zuschüsse wird auf die Antwort der Bundesregierung vom 2. April
2012 auf die Schriftliche Frage 19 des Abgeordneten Sven-Christian
Kindler (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) (Bundestagsdrucksache
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17/9263) verwiesen. Der Sollansatz 2012 bei Kapitel 60 02 Ti-
tel 451 03 – Zuschuss zu den Sozialwerken der Bundesverwaltung –
sieht 1,45 Mio. Euro vor, die Istausgaben 2011 bei diesem Titel für
alle Sozialwerke der Bundesverwaltung beliefen sich auf rund
1,349 Mio. Euro. Die direkten und indirekten Gesamtausgaben
(Summe der Ausgaben für freigestellte Behördenbeschäftigte der So-
zialwerke und der direkten Zuschüsse) ergeben sich aus der Antwort
der Bundesregierung vom 18. Juli 2012 zu Frage 12 der Kleinen An-
frage der Fraktion DIE LINKE. (Bundestagsdrucksache 17/10326).
Der auf die Sozialwerke entfallende Anteil der Sachkosten für be-
nutzte Büroräume usw. geht in den haushaltsmäßigen Gesamtansät-
zen der erforderlichen Sachausgaben der Einzelpläne derjenigen
Bundesbehörden auf, die Sozialwerke unterhalten. Durch einen
Haushaltsvermerk gemäß § 63 Absatz 3 Satz 2 der Bundeshaushalts-
ordnung bei Kapitel 60 02 Titel 451 03 ist zugelassen, dass Räumlich-
keiten und Büroeinrichtungen zur Förderung der Arbeit der Sozial-
werke genutzt werden können und dass auf die Erhebung von Ver-
waltungskosten verzichtet wird. Eine kapitel- und titelscharfe Aus-
weisung in den Einzelplänen bzw. Kapiteln erfolgt nicht (vgl. eben-
falls die Antwort der Bundesregierung vom 18. Juli 2012 auf die
Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE., Bundestagsdrucksache
17/10326, Antwort zu Frage 15).
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz
31. Abgeordneter
Ingo

Egloff

(SPD)
Wie schätzt die Bundesregierung den volks-
wirtschaftlichen Effekt eines Schuldenschnitts
von 75 Prozent nach drei Jahren – wie bei der
Reform der Privatinsolvenz geplant – ein, und
auf welche sachlichen Erwägungen stützt die
Bundesregierung die Festsetzung einer für die
Verkürzung des Restschuldbefreiungsverfah-
rens erforderlichen Tilgungsquote in Höhe von
25 Prozent?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Max Stadler

vom 14. Dezember 2012
Die Bundesregierung geht davon aus, dass eine Verkürzung des Rest-
schuldbefreiungsverfahrens auf drei Jahre deutlich positive volkswirt-
schaftliche Effekte zeigen wird.

Natürlichen Personen über längere Zeit die Chance für einen wirt-
schaftlichen Neuanfang zu verweigern, hat beträchtliche negative
Auswirkungen nicht nur auf diese Personen selbst, sondern auch auf
ihre Familien und die gesamte Gesellschaft. Um Schwarzarbeit, das
Verharren in Lohnersatzleistungen sowie weitere Kosten wie z. B.
Krankheitskosten zu mindern, ist eine Wiedereingliederung über-
schuldeter natürlicher Personen in die Gesellschaft notwendig (so
auch Kranzusch, ZInsO 2012, 2169 [2172 f]). Daher wurde 1999 erst-
malig in deutschland ein Verfahren etabliert, welches allen natürli-
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chen Personen Zugang zu einem Entschuldungsverfahren eröffnete.
Diese Möglichkeit nutzten zwischen 1999 und 2011 bereits insgesamt
ca. 1,3 Millionen überschuldete Privatpersonen.

Die nunmehrige Reform soll einen schnelleren Neustart als bisher er-
möglichen. Eine Studie kommt zu dem Ergebnis, dass rund die Hälf-
te der von einer Insolvenz Betroffenen „Opfer moderner biographi-
scher Risiken“ sind, also nur durch alltägliche Risiken wie Arbeitslo-
sigkeit, gescheiterte Selbständigkeit, Krankheit oder Scheidung bzw.
Trennung in die Überschuldung geraten (Lechner, Längsschnittstu-
die zur Evaluation des Verbraucherinsolvenzverfahrens: Eine zweite
Chance für alle gescheiterten Schuldner?, 2010). Die Studie spricht
sich damit auch für die Möglichkeit eines schnelleren finanziellen
Neustarts aus.

Die Abkürzung des Restschuldbefreiungsverfahrens soll jedoch nicht
zum Nulltarif erfolgen, sondern es wird zugunsten der Gläubiger mit
der Mindestbefriedigungsquote von 25 Prozent ein neues Anreizsys-
tem eingeführt. Bislang kann der redliche Schuldner nach Durchlau-
fen des sechsjährigen Restschuldbefreiungsverfahrens die Chance
für einen wirtschaftlichen Neuanfang erlangen, ohne dass er Leistun-
gen an seine Gläubiger erbracht haben muss. Mit der Einführung
einer Mindestbefriedigungsquote als „Gegenleistung“ für die Ver-
kürzung des Restschuldbefreiungsverfahrens kann damit gerechnet
werden, dass ein Schuldner seine Ressourcen und Arbeitskraft zur
Erreichung der Mindestbefriedigungsquote besser mobilisert als dies
derzeit der Fall ist.

Die Höhe der Mindestbefriedigungsquote ist das Ergebnis einer Ab-
wägung zwischen den Interessen von Schuldner und Gläubigern un-
ter Berücksichtigung des potenziellen Leistungsspektrums eines
Schuldners. Zu berücksichtigen ist, dass die Quote nicht zu hoch sein
darf, um dem Schuldner erfüllbare Leistungsanreize setzen zu kön-
nen. Neben der Erleichterung für den Schuldner müssen aber auch
die Rechte der Gläubiger im Blick behalten werden. Die Vorschrif-
ten über die Restschuldbefreiung greifen als Inhalts- und Schranken-
bestimmungen des Artikels 14 des Grundgesetzes in das Eigentum
der Gläubiger ein und sind daher am verfassungsrechtlichen Verhält-
nismäßigkeitsgrundsatz zu messen, der einen gerechten Ausgleich
der widerstreitenden Interessen gebietet. Die vorgesehene Mindest-
befriedigungsquote garantiert diesen Interessenausgleich zwischen
Gläubigern und Schuldnern, indem sie eine Kompensation für die in
der Verkürzung der Wohlverhaltensphase liegende Beeinträchtigung
von Eigentumspositionen bietet.

Valide Zahlen zur Höhe der derzeit erzielten Befriedigungsquoten
nach Abschluss des Insolvenzverfahrens und Durchlaufens des Rest-
schuldbefreiungsverfahrens stehen nicht zur Verfügung. Es existieren
nur verzeinzelt regional und zeitlich begrenzte Erhebungen zur Befri-
digungsquote in Regelinsolvenzverfahren, die jedoch die Wohlver-
haltenszeit des Restschuldbefreiungsverfahrens nicht einbeziehen. So
erhielten nach einer auf den Zuständigkeitsbezirk des Insolvenzge-
richts Hamburg begrenzten Untersuchung die ungesicherten Gläubi-
ger in den Jahren 2004 bis 2006 eine Quote von 2 bis 33 Prozent, al-
so einen Mittelwert von 9,3 Prozent (Frind, ZInsO 2008, 127 ff.),
und im Jahr 2007 eine Quote von 2 bis 30 Prozent, also einen Mittel-
wert von 10 Prozent (Frind, ZInsO 2008, 1068 ff.). Das Institut für
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Mittelstandsforschung hat – für Unternehmensinsolvenzen – eine
durchschnittliche Befriedigungsquote von 3,6 Prozent errechnet
(IfM-Materialien, Die Quoten der Insolvenzgläubiger in Regel- und
Insolvenzplanverfahren – Ergebnisse von Insolvenzverfahren nach
der Insolvenzrechtsreform, 2009, S. 34). Sofern die Kreditwirtschaft
teilweise Befriedigungsquoten im hohen zweistelligen Bereich nennt,
muss berücksichtigt werden, dass hinter diesen Befriedigungsquoten
oftmals auch die abgesonderte Befriedigung aus der Verwertung des
jeweils kreditfinanzierten Gegenstandes steht. Insgesamt wird häufig
von einer bislang erzielten durchschnittlichen Befriedigungsquote
von unter 10 Prozent gesprochen. Auch die überwiegende Mehrzahl
der Stellungnahmen von Ländern und Verbänden weist auf eine
allenfalls einstellige Quote hin.

Außerdem müssen die Anreizwirkungen, die von der im Entwurf
vorgesehenen Möglichkeit einer vorzeitigen Restschuldbefreiung
erstmalig ausgehen, berücksichtigt werden. Dies wird durch den
rechtsvergleichenden Befund erhärtet. Das österreichische Abschöp-
fungsverfahren, welches eine vorzeitige Restschuldbefreiung an eine
Mindestbefriedigung in Höhe von 50 Prozent knüpft, wird zumin-
dest in 7,8 Prozent der Verfahren erfolgreich abgeschlossen. Dieses
Ergebnis ist zwar mit Blick auf die Unterschiede zwischen dem öster-
reichischen und deutschen Verfahren nicht uneingeschränkt auf
Deutschland übertragbar, lässt jedoch die von der Bundesregierung
getroffene Schlussfolgerung zu, dass eine effiziente Mindestbefriedi-
gungsquote höher als die bereits heute erzielten Quoten sein muss,
aber auch deutlich niedriger ausfallen sollte als die in Österreich vor-
gesehenen 50 Prozent.
32. Abgeordneter
Ingo

Egloff

(SPD)
Liegen der Bundesregierung Zahlen darüber
vor, wie sich das Rückzahlungsverhalten des
Schuldners im Laufe des sechsjährigen Rest-
schuldbefreiungsverfahrens entwickelt, und
wie schätzt die Bundesregierung die Auswir-
kungen des verkürzten Restschuldbefreiungs-
verfahrens auf die Entwicklung erneuter Exis-
tenzgründungen ein, insbesondere vor dem
Hintergrund maßgeblicher Umstände einer
Existenzgründung wie langjährige SCHUFA-
Einträge und erschwerte Möglichkeiten zur
Kreditaufnahme?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Max Stadler

vom 14. Dezember 2012
Valide Zahlen zur Höhe der derzeit erzielten Befriedigungsquoten
und insbesondere zu der Entwicklung der Befriedigungsquoten im
Laufe des sechsjährigen Restschuldbefreiungsverfahrens stehen, wie
in der Antwort zu Frage 31 ausgeführt, nicht zur Verfügung. Die
vorhandenen Daten deuten auf durchschnittliche Befriedigungsquo-
ten ungesicherter Gläubiger von weniger als 10 Prozent hin.
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Selbst wenn man die Eintragung und Speicherung bonitätsrelevanter
Daten bei Wirtschaftsauskunfteien und die dadurch oftmals er-
schwerte Möglichkeit zur Kreditaufnahme in Rechnung stellt, geht
die Bundesregierung gleichwohl davon aus, dass sich eine Verkür-
zung des Restschuldbefreiungsverfahrens positiv auf die Bereitschaft
zur erneuten Existenzgründung auswirken wird.

Die Verkürzung des Restschuldbefreiungsverfahrens ist für die Ent-
wicklung erneuter Existenzgründungen erminent wichtig. Gescheiter-
ten Gründern einen schuldenfreien Neustart zu erleichtern, hebt
volkswirtschaftliche Potenziale in Bezug auf Einkommen und Be-
schäftigung. Ein „fresh start“ ehemaliger Unternehmer liegt daher
sowohl im Interesse des Schuldners als auch der Allgemeinheit. Eine
Studie der Boston Consulting Group wies europaweit nach, dass be-
reits gescheiterte Unternehmer bei einem Restart erfolgreicher als
andere sind (Boston Consulting Group, Setting the Phoenix Free. A
Report on Entrepreneurial Restarters, 2002). Diesen Restartern soll
eine schnelle zweite Chance eröffnet werden. Deutschland befindet
sich dabei im Wettbewerb mit anderen europäischen Rechtsordnun-
gen, in denen eine Restschuldbefreiung – allerdings unter unter-
schiedlichen Voraussetzungen und Folgen – mitunter bereits nach
wenigen Jahren möglich ist.

Zudem erleichtert eine schnelle Restschuldbefreiung nicht nur ge-
scheiterten Unternehmern den Neubeginn, sondern auch Erstgrün-
dern den Einstieg. Ermöglicht eine Gesellschaft eine schnelle Rest-
schuldbefreiung, sinkt die Angst vor dem Scheitern und die Furcht
vor den damit verbundenen Folgen. Derzeit geben viele an der
Gründung eines Unternehmens grundsätzlich interessierte Personen
an, dass sie aus Angst vor einem Scheitern von einer Unternehmens-
gründung absähen (Brixy/Hundt/Sternberg/Vorderwülbecke, Global
Entrepreneur Monitor, Länderbericht Deutschland 2010/2011,
S. 16). Die Furcht vor der mit einem Insolvenzverfahren empfunde-
nen Dokumentation des Scheiterns und seiner gesellschaftlichen
Konsequenzen kann Existenzgründer auch davon abhalten, rechtzei-
tig einen Insolvenzantrag zu stellen und eine Verschleppung der In-
solvenz zu vermeiden. Auch dieser Angst soll mit einem verkürzten
Restschuldbefreiungsverfahren begegnet werden.

Die Gründerkredite, die über die Kreditanstalt für Wiederaufbau
Bankengruppe beantragt werden können (z. B. ERP-Gründerkredit
Startgeld, ERP-Gründerkredit Universell), können bereits seit dem
Jahr 2011 für eine erneute Existenzgründungsfinanzierung nach
einem unternehmerischen Scheitern beantragt werden, sofern die
Restschuldbefreiung erfolgt ist.

Die Eintragung und Speicherdauer bonitätsrelevanter Daten bei
Wirtschaftsauskunfteien richtet sich nach dem Bundesdatenschutzge-
setz (BDSG), insbesondre nach den §§ 28a und 29 BDSG. § 28a
BDSG nennt die Voraussetzungen für die Übermittlung personenbe-
zogener Daten an Auskunfteien. § 29 BDSG regelt, unter welchen
Voraussetzungen Auskunfteien personenbezogene Daten erheben,
verarbeiten und an Dritte übermitteln dürfen.
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33. Abgeordneter
Josip

Juratovic

(SPD)
Wie steht die Bundesregierung zu der seit dem
1. Juli 2012 erfolgten Erhöhung der Gebühren
für Speichermedien durch die Gesellschaft für
musikalische Aufführungs- und mechanische
Vervielfältigungsrechte (GEMA), und sieht sie
dabei die Gefahr von Nachteilen für deutsche
Vertreter von Speichergeräten?
34. Abgeordneter
Josip

Juratovic

(SPD)
Wie steht die Bundesregierung zu einer An-
fechtung dieser Tariferhöhung vor der Schieds-
stelle beim Deutschen Patent- und Marken-
amt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Max Stadler

vom 13. Dezember 2012
Ist nach der Art eines urheberrechtlich geschützten Werkes zu erwar-
ten, dass es nach § 53 Absatz 1 bis 3 des Urheberrechtsgesetzes
(UrhG) zum privaten Gebrauch vervielfältigt wird, so hat der Urhe-
ber dieses Werkes gegen den Hersteller, den Importeur oder den
Händler von Geräten und von Speichermedien, die für solche Ver-
vielfältigungen benutzt werden, einen Anspruch auf Zahlung einer
angemessenen Vergütung (§ 54 Absatz 1, § 54b Absatz 1 UrhG).

Maßgebend für die Vergütungshöhe ist, in welchem Maß die Geräte
und Speichermedien als Typen tatsächlich für Vervielfältigungen
nach § 53 Absatz 1 bis 3 UrhG genutzt werden (§ 54a Absatz 1
UrhG). Die Vergütung darf Hersteller von Geräten und Speicherme-
dien auch nicht unzumutbar beeinträchtigen; sie muss in einem wirt-
schaftlich angemessenen Verhältnis zum Preisniveau des Geräts oder
des Speichermediums stehen (§ 54a Absatz 4 UrhG).

Am 16. Mai 2012 haben die Zentralstelle für private Überspielungs-
rechte, vertreten durch die Gesellschaft für musikalische Auffüh-
rungs- und mechanische Vervielfältigungsrechte als geschäftsführen-
de Gesellschafterin, die Verwertungsgesellschaft WORT und die Ver-
wertungsgesellschaft BILD-KUNST den gemeinsamen Tarif über
die Vergütung nach den §§ 54, 54a UrhG (Vergütung für private
Vervielfältigung) für Speichermedien der Typen USB-Sticks und
Speicherkarten für die Zeit ab dem 1. Juli 2012 im Bundesanzeiger
veröffentlicht.

Wegen der Vergütungspflicht nach § 54 UrhG können die Beteilig-
ten die Schiedsstelle nach dem Urheberrechtswahrnehmungsgesetz
(UrhWG) mit dem Ziel des Abschlusses von Gesamtverträgen anru-
fen (§ 14 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b, c UrhWG). Im Rahmen
dieses Verfahrens ist die Schiedsstelle die nach § 54a Absatz 1 UrhG
maßgebliche Nutzung durch empirische Untersuchungen zu ermit-
teln. Nach Kenntnis der Bundesregierung haben Industrieverbände
betroffener Hersteller – Bundesverband Informationswirtschaft,
Telekommunikation und neue Medien und Informationskreis Auf-
nahmeMedien – zwischenzeitlich ein solches Verfahren vor der
Schiedsstelle eingeleitet. Ziel ist es nach Kenntnis der Bundesregie-
rung, den Abschluss von Gesamtverträgen für die Vergütung von
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USB-Sticks und Speicherkarten für den Zeitraum ab dem 1. Januar
2012 zu erreichen. Damit greifen die gesetzlich vorgesehenen Kon-
trollmechanismen.
35. Abgeordnete
Mechthild

Rawert

(SPD)
Trifft es zu, dass im vom Bundesministerium
der Justiz herausgegebenen Bundesanzeiger
als offiziellem Verkündungs- und Bekanntma-
chungsorgan der Bundesregierung keine ge-
schlechtsneutrale bzw. geschlechterdifferenzie-
rende Schreibweise verwandt wird, und was
unternimmt die Bundesregierung, um eine ge-
schlechtsneutrale bzw. geschlechterdifferenzie-
rende Schreibweise bei Veröffentlichungen im
Bundesanzeiger durchzusetzen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Max Stadler

vom 13. Dezember 2012
§ 1 Absatz 2 des Bundesgleichstellungsgesetzes (BGleiG) gibt vor,
dass Rechts- und Verwaltungsvorschriften des Bundes die Gleichstel-
lung von Frauen und Männern auch sprachlich zum Ausdruck brin-
gen sollen. Diese Vorgabe gilt demnach auch für Rechtsverordnun-
gen und Verwaltungsvorschriften, die im Bundesanzeiger veröffent-
licht werden. Das vom Bundesministerium der Justiz herausgegebe-
ne Handbuch der Rechtsförmlichkeit enthält auf der Grundlage von
§ 42 Absatz 4 der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesmi-
nisterien (GGO) Empfehlungen, wie diese gesetzliche Regelung bei
der Gestaltung von Gesetzen und Rechtsverordnungen umgesetzt
werden kann. Andere amtliche Mitteilungen des Bundes sind von § 1
Absatz 2 BGleiG nicht erfasst.

Die Bundesressorts bringen in eigener Verantwortung bei ihren Ver-
öffentlichungen im Bundesanzeiger die Gleichstellung von Frauen
und Männern zum Ausdruck.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen
36. Abgeordnete
Sabine

Bätzing-

Lichtenthäler

(SPD)
Werden Beratungsleistungen, die gemeinnützi-
ge Organisationen bei Projekten der Not- und
Katastrophenhilfe sowie der Entwicklungs-
zusammenarbeit in Drittländern in Auftrag
geben, nach der Neuregelung des § 3a des
Umsatzsteuergesetzes (UStG) im Rahmen des
Jahressteuergesetzes 2013 künftig in Deutsch-
land der Umsatzsteuer unterworfen, und will
die Bundesregierung diese Rechtsfolge vermei-
den, beispielsweise – wie von der Bundesar-
beitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege
gefordert – durch eine Steuerbefreiung solcher
Dienstleistungen im Rahmen mildtätiger und
gemeinnütziger Projekte auf Grundlage des
Artikels 59a der Richtlinie 2006/112/EG?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk

vom 10. Dezember 2012
Bei Ortsregelungen für die in der Frage bezeichneten Leistungen
wurden mit Wirkung vom 1. Juli 2011 auf EU-Ebene verbindlich für
jeden EU-Mitgliedstaat neu gefasst. Die in Auslegung dieser EU-
Rechtslage seitdem bereits praktizierte Anwendung des § 3a Ab-
satz 2 UStG ist im Rahmen des Jahressteuergesetzes 2013 – lediglich
zur Klarstellung aufgenommen wurde, ohne dass damit eine Rechts-
änderung verbunden ist – in die gesetzliche Regelung des § 3a Ab-
satz 2 UStG aufgenommen worden.

Diese genannten Leistungen unterliegen in Deutschland der Umsatz-
besteuerung, wenn die den Auftrag erteilende juristische Person in
Deutschland ansässig ist und nicht nur die Leistungen an Dritte be-
zahlt. In diesem Rahmen kann also durch die tatsächlichen Leis-
tungsbeziehungen eine Umsatzbesteuerung vermieden werden.

Eine gesetzliche Steuerbefreiung dieser Leistungen ist EU-rechtlich
nicht möglich. In Betracht kommt allenfalls eine Verlagerung des Or-
tes dieser Leistungen in das Drittlandsgebiet, also an den Ort, an
dem sie tatsächlich genutzt bzw. ausgewertet werden. Dies ist EU-
rechtlich dann zulässig, wenn dadurch Doppel- oder Nichtbesteue-
rungen und Wettbewerbsverzerrungen vermieden werden (vgl. Arti-
kel 59a Buchstabe a der Richtlinie 2006/112/EG). Um aufgrund
dieser Vorschrift zu einer Ortsverlagerung zu kommen, ist eine tat-
sächliche doppelte Umsatzbesteuerung erforderlich; die Gefahr einer
solchen reicht nicht aus. Darüber hinaus müsste eine solche Rege-
lung für alle Unternehmer gelten, die vergleichbare Leistungen er-
bringen, und könnte nicht auf Leistungen gemeinnütziger Organisa-
tionen beschränkt werden.

Die Bundesregierung prüft derzeit, ob es Fälle gibt, in denen es tat-
sächlich zu Doppelbesteuerungen kommt, und ob dem Gesetzgeber
bei nächster Gelegenheit eine Leistungsortverlagerung für diese Um-
sätze auf der Grundlage von Artikel 59a Buchstabe a der Richtlinie
2006/112/EG vorgeschlagen wird.

In vielen Fällen werden die fraglichen Umsätze in den Drittstaaten
jedoch nicht mit Umsatzsteuer belastet, weil Rahmenabkommen dies
so vorsehen, die Umsätze im Drittstaat umsatzsteuerfrei sind oder es
dort keine Umsatzbesteuerung gibt. Dann komm es durch die Um-
satzbesteuerung in Deutschland nicht zu einer Doppelbesteuerung,
die eine Ortsverlagerung auf der Grundlage von Artikel 59a Buch-
stabe a der Richtlinie 2006/112/EG rechtfertigen würde.

Im Übrigen unterliegen Beratungsleistungen, die von im Inland oder
im Ausland ansässigen Unternehmen tatsächlich an im Drittlandsge-
biet ansässige Leistungsempfänger erbracht werden, in Deutschland
nicht der Umsatzsteuer – einer Ortsverlagerung zur Vermeidung von
Doppelbesteuerung bedarf es daher insoweit nicht. Dies gilt auch
dann, wenn das Entgelt für diese Leistung von dritter Seite bezahlt
wird.
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37. Abgeordneter
Dr. Thomas

Gambke

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Unterstützt die Bundesregierung den
konkreten Vorschlag der EU-Kommission
(KOM(2012) 428) für einen Schnellreaktions-
mechanismus gegen Umsatzsteuerbetrug (bitte
ausführlich begründen), und welche eigenen
Schritte gegen Umsatzsteuerbetrug plant die
Bundesregierung?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk

vom 2. Januar 2013
Die Zielrichtung eines Schnellreaktionsmechanismus zur Bekämp-
fung des Mehrwertsteuerbetrugs wird vonseiten der Bundesregierung
begrüßt. Die Bundesregierung und mehrere andere EU-Mitgliedstaa-
ten legen Wert darauf, dass der von der Europäischen Kommission
vorgelegte Vorschlag dahingehend modifiziert wird, dass das im
Steuerrecht primärrechtlich geltende Einstimmigkeitserfordernis ge-
wahrt bleibt und die Durchführungsbefugnisse daher auf den Rat
übertragen werden. Das Verfahren ist auch auf dieser Basis so ausge-
staltbar, dass das angestrebte Ziel erreicht werden kann. Im Interesse
der Rechtsklarheit und Rechtssicherheit bedürfen darüber hinaus die
im Vorschlag enthaltenen unbestimmten Rechtsbegriffe noch einer
weiteren Konkretisierung.

Die Bundesregierung hat in den letzten Jahren in Abstimmung mit
den Ländern eine Reihe von wirksamen Maßnahmen zur Umsatz-
steuerbetrugsbekämpfung umgesetzt. Hinzuweisen ist hierbei insbe-
sondere auf die beim Bundeszentralamt für Steuern eingerichtete Da-
tenbank zur Speicherung und Auswertung von Umsatzsteuerbetrugs-
fällen und die Zentrale Stelle zur Koordinierung der Prüfungsmaß-
nahmen der Länder im Bereich der Umsatzsteuer. Durch diese Maß-
nahmen konnten die durch den föderalen Aufbau der Verwaltungs-
struktur bestehenden Defizite in der Zusammenarbeit bzw. beim In-
formationsaustausch zwischen den Ländern, durch die eine zeitnahe
Aufdeckung von Umsatzsteuerhinterziehungsfällen erschwert wurde,
erfolgreich vermindert bzw. beseitigt werden. Die Bundesregierung
wird sich auch weiterhin dafür einsetzen, dass die Gesamtheit der
umgesetzten Maßnahmen konsequent angewandt wird.

Aktuell hat die Bundesregierung auf EU-Ebene zur Vermeidung von
weiteren Steuerausfällen im Elektrizitäts- und Gasmarkt einen An-
trag auf Ermächtigung zur Erweiterung der Steuerschuldnerschaft
des Leistungsempfängers auf Lieferungen von Gas über das Erdgas-
netz und von Elektrizität durch einen im Inland ansässigen Unter-
nehmer an einen anderen Unternehmer gestellt. Eine entsprechende
Änderung des § 13b UStG hat der Deutsche Bundestag mit dem
Jahressteuergesetz 2013 beschlossen. Nach Abschluss des Gesetz-
gebungsverfahrens, kann die Regelung in Kraft treten, sobald die
Ermächtigung durch den EU-Ministerrat vorliegt.
38. Abgeordneter
Rolf

Hempelmann

(SPD)
Wie plant die Bundesregierung im Kapitalanla-
gegesetzbuch die Rahmenbedingungen für of-
fene Investmentfonds zur Finanzierung von
Erneuerbare-Energien-Anlagen auszugestalten?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk

vom 12. Dezember 2012
Der Entwurf des Kapitalanlagegesetzbuchs übernimmt im Hinblick
auf offene Publikumsfonds grundsätzlich die Regelungen des gelten-
den Investmentgesetzes. Danach sind Anlagen zur Erzeugung von
erneuerbaren Energien keine Anlageobjekte von offenen Publikums-
fonds aufgrund der Illiquidität dieser Investition. Vielmehr sind nach
dem Entwurf des Kapitalanlagegesetzbuchs Anlagen zu Erzeugung,
Transport und Speicherung von Strom, Gas oder Wärme aus er-
neuerbaren Energien zulässige Anlageobjekte von geschlossenen
Publikumsfonds.

Darüber hinaus sind Anlagen zu Erzeugung, Transport und Spei-
cherung von Strom, Gas oder Wärme aus erneuerbaren Energien
mögliche Anlageobjekte für Fonds, die an professionelle oder sog.
semiprofessionelle Anleger vertrieben werden. Diese Fonds und ihre
Manager werden dabei den im Kapitalanlagegesetzbuch umzusetzen-
den Vorschriften der Richtlinie 2011/61/EU über die Verwalter alter-
nativer Investmentfonds unterliegen.
39. Abgeordneter
Rolf

Hempelmann
(SPD)
Welche Rolle spielen aus Sicht der Bundesre-
gierung diese offenen Fonds bei der Finanzie-
rung der Energiewende, insbesondere bei der
Finanzierung von Erneuerbare-Energien-Anla-
gen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk

vom 12. Dezember 2012
Bezugnehmend auf die Antwort zu Frage 38 sind Anlagen zu Erzeu-
gung, Transport und Speicherung von Strom, Gas oder Wärme aus
erneuerbaren Energien grundsätzlich Anlageobjekte von geschlosse-
nen Fonds. Gemäß den vom Verband Geschlossene Fonds (VGF)
veröffentlichten Branchenzahlen für 2011 betrug das Fondsvolumen
der geschlossenen Energiefonds im Jahr 2011 rund 1,5 Mrd. Euro.
Die Angaben des VGF zu Energiefonds umfassen dabei neben Inves-
titionen in Windkraftanlagen, Solaranlagen, Biogas und Geothermie
u. a. auch die Investition in nichterneuerbare Energien. Eine Einzel-
aufteilung wurde in diesem Zusammenhang nicht veröffentlicht.
40. Abgeordnete
Bettina

Herlitzius
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Immobilien befinden sich innerhalb
der Städteregion Aachen (Stadt Aachen und
Altkreis Aachen) in Bundesbesitz, und wie
sieht deren derzeitige Nutzung aus (bitte um
Auflistung mit Adressen)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 10. Dezember 2012
Die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) hält in der
Städteregion Aachen (Stadt Aachen und Altkreis Aachen) derzeit
74 Liegenschaften im Eigentum. Die Nutzungsart und Adressen der
Liegenschaften bitte ich der Anlage 1 zu entnehmen.
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Anlage 1
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41. Abgeordnete
Bettina

Herlitzius

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie viele Wohneinheiten befinden sich inner-
halb der Städteregion Aachen (Stadt Aachen
und Altkreis Aachen) in Bundesbesitz, und wie
viele davon sind derzeit nicht vermietet (bitte
um Auflistung mit Adressen)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 10. Dezember 2012
Die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben hält in der Städteregion
Aachen (Stadt Aachen und Altkreis Aachen) derzeit 33 Wohnliegen-
schaften mit 293 Wohneinheiten im Eigentum. Von diesen Wohnein-
heiten sind derzeit 36 Wohneinheiten unvermietet. Hiervon werden
10 Wohneinheiten insbesondere aufgrund unmittelbar anstehender
Verkäufe nicht mehr vermietet. Die restlichen 26 leerstehenden und
zur Weitervermietung geeigneten Wohnungen sollen zeitnah saniert
werden bzw. befinden sich im Vermietungsprozess. Diese Wohnein-
heiten bitte ich der Anlage 2 zu entnehmen.
Anlage 2
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42. Abgeordnete
Bettina

Herlitzius

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche dieser Wohneinheiten würden sich
kurzfristig als Studentenwohnungen eignen,
und welche Umbau-/Sanierungsmaßnahmen
wären dafür notwendig?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter
vom 10. Dezember 2012
Die in der Anlage 2 zu Frage 41 genannten 26 leerstehenden Woh-
nungen eignen sich grundsätzlich auch für Studenten zur Nachver-
mietung. Hier müssten allerdings bei neun Wohnungen vor einer
Nutzung noch Herrichtungsarbeiten durchgeführt werden. Die ent-
sprechenden voraussichtlichen Kosten bitte ich ebenfalls der Anla-
ge 2 zu entnehmen.
43. Abgeordnete
Sylvia

Kotting-Uhl

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
An welche anderen Fremdfirmen vergab die
bundeseigene Energiewerke Nord GmbH
(EWN) noch Aufträge im Rahmen und seit
Beginn des Rückbaus der Atomkraftwerke
Greifswald und Rheinsberg und Betriebs des
Zwischenlagers Nord – also vor den in der
Antwort der Bundesregierung auf meine
Schriftliche Frage 31 auf Bundestagsdruck-
sache 17/11490 genannten –, und an welche
Fremdfirmen vergaben die EWN-Tochterfir-
men WAK GmbH und AVR GmbH Aufträge
(frühere wie laufende) im Zusammenhang mit
den Standorten Jülich und Karlsruhe (WAK,
VEK, HDB etc.)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 10. Dezember 2012
Die Energiewerke Nord GmbH hat im Rahmen des Rückbaus der
ehemaligen Kernkraftwerke Greifswald und Rheinsberg sowie des
Betriebs des Zwischenlagers Nord – vor den in der Antwort auf Ihre
Schriftliche Frage 31 auf Bundestagsdrucksache 17/11490 genannten
Firmen – folgenden Unternehmen Aufträge erteilt:
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Die AVR GmbH sowie die WAK GmbH (einschließlich der HDB)

haben als Tochterunternehmen der EWN im Zusammenhang mit
den Rückbauarbeiten an den Standorten Jülich und Karlsruhe bisher
Aufträge an folgende Unternehmen vergeben:
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Die Auflistung wurde durch die EWN nach bestem Wissen erstellt.
44. Abgeordneter
Frank

Schäffler
(FDP)
Welche Zentralbanken werden sich an dem
„Rollover“ von so genannten ANFA-Bestän-
den griechischer Staatsanleihen – also einer
Reinvestition von Zuflüssen aus fällig werden-
den Staatsanleihen durch Zeichnung von
durch Griechenland frisch emittierten Staats-
anleihen – beteiligen (bitte mit Angabe der je-
weiligen Höhe des Anlagebetrags und seines
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Zeitpunkts), und stimmt die Bundesregierung
zu, dass es sich bei diesem Wiederanlagege-
schäft um eine direkte monetäre Staatsfinan-
zierung durch die Zentralbanken handelt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter
vom 12. Dezember 2012
Die Deutsche Bundesbank verfügt über keine Bestände an griechi-
schen Staatsanleihen. Der Gesamtbestand der von den genannten na-
tionalen Zentralbanken gehaltenen griechischen Anleihen beläuft
sich bis 2020 auf ca. 10 Mrd. Euro. Die Entscheidung über die Betei-
ligung am „Rollover“ dieser Bestände wird von den jeweiligen natio-
nalen Zentralbanken eigenständig getroffen. Die Bundesregierung
nimmt zu Entscheidungen einzelner unabhängiger Notenbanken im
Eurosystem keine Stellung.
45. Abgeordneter
Frank

Schäffler

(FDP)
Wie hoch ist nach Einschätzung der Bundes-
regierung und ungeachtet einer etwaigen
späteren Fälligkeit die maximale Forderung
der Europäischen Finanzstabilisierungsfazilität
(EFSF) gegen Griechenland am 1. Januar
2023, die sich aus der Summe der gemäß Num-
mer II.2 des EFSF-Papiers zur Programmän-
derung vom 28. November 2012 gestundeten
Zinsen samt der auf sie vertragsgemäß zu be-
zahlenden Zinseszinsen ergibt, und wie hoch
wäre die griechische Staatsschuld (absolut und
in Bezug zum Bruttoinlandsprodukt) im Jahr
2023, wenn diese Forderung der EFSF dann
voll angerechnet würde?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 12. Dezember 2012
Die Zinsstundung über zehn Jahre zu einem angenommenen Zins-
satz von 3 Prozent bedeutet für Griechenland temporäre Zinseinspa-
rungen von bis zu 44 Mrd. Euro. Da die Zinsen nicht erlassen, son-
dern gestundet werden, entsteht in gleicher Höhe eine Forderung
der EFSF gegenüber Griechenland. Insofern werden die von der
EFSF beanspruchten Gewährleistungen im Rahmen der vereinbar-
ten Garantieobergrenze temporär erhöht. Griechenland hat nach Ab-
lauf des Zinsmoratoriums die Zinszahlungen (einschließlich Zinsen
auf den gestundeten Betrag) nachzuholen. Gegenüber dem Basissze-
nario der Troika führt die Zinsstundung zu einem Liquiditätsgewinn
Griechenlands. Die Frage der buchungstechnischen Auswirkungen
auf den Schuldenstand ist vom Statistischen Amt der Europäischen
Union Eurostat noch abschließend zu klären. Die Troika geht in
ihren Berechnungen davon aus, dass der Liquiditätsgewinn sich in
Griechenland gegenüber dem Basisszenario der Troika nicht schul-
denstandsmindernd auswirkt, da mit der Zinsstundung gleichzeitig
eine Verbindlichkeit gegenüber der EFSF entsteht.
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46. Abgeordneter
Frank

Schäffler

(FDP)
Welche Informationen hat die Bundesregie-
rung über die bilanzielle Behandlung (Ansatz,
Bewertung, Rückstellungen etc.) der aus dem
Schuldenschnitt im Frühjahr 2012 hervorge-
gangenen neuen griechischen Staatsanleihen
(nGGB) durch griechische Kreditinstitute, ins-
besondere durch die vier die im Troika-Bericht
als „besonders wichtig“ bezeichneten Kredit-
institute, und in welchem Umfang erwartet die
Bundesregierung eine Annahme des Rückkauf-
angebots durch diese „besonders wichtigen“
Institute?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter
vom 12. Dezember 2012
Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) übt kei-
ne Rechts- und Fachaufsicht über griechische Banken aus. Insofern
liegen der Bundesregierung und der BaFin keine Informationen zum
geplanten Verhalten der griechischen Banken vor. Die griechischen
Banken haben nach Aussage der griechischen Regierung nunmehr
ihre gesamten Bestände an nGGB beim Schuldenrückkauf einge-
bracht.
47. Abgeordneter
Frank

Schäffler

(FDP)
Warum ist erst im Rahmen der Änderung des
griechischen Anpassungsprogramms und nicht
bereits vorher – etwa anlässlich des Schulden-
schnitts im Frühjahr 2012 oder bei der Aus-
zahlung der ersten Tranche zur Rekapitalisie-
rung der griechischen Kreditinstitute – eine
Beteiligung der nachrangigen Bankgläubiger
(Bail-in) erfolgt, und welcher finanzielle Bei-
trag dieser Gläubiger wäre nach Auffassung
der Bundesregierung zu erwarten gewesen,
wenn der Bail-in bereits zu einem der oben ge-
nannten früheren Zeitpunkte stattgefunden
hätte?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 12. Dezember 2012
Bei allen erfolgten Auszahlungen zur Rekapitalisierung griechischer
Banken wurde das europäische Beihilferecht beachtet. Bei diesen
Maßnahmen hat außerdem ein Bail-in stattgefunden. Die griechi-
schen Banken haben beim gerade abgeschlossenen Anleiherückkauf
nach Auskunft der griechischen Regierung durch Einbringung ihrer
Bestände an nGGB maßgeblich zur geplanten Schuldenrückführung
beigetragen.
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48. Abgeordneter
Dr. Gerhard

Schick

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Inwiefern hält die Bundesregierung den Vor-
schlag, die Refinanzierung der FMS Wertma-
nagement AöR teilweise und in geeignetem
Umfang von der eigenen Anleiheemission auf
eine Finanzierung über die Finanzagentur
GmbH umzustellen, für umsetzbar (vgl. bei-
spielsweise DIE WELT, 3. November 2012,
„Regierung steckt zu viel Geld in Bad Bank“),
und welche Einsparungen ließen sich nach Ein-
schätzung der Bundesregierung auf diesem
Wege bestenfalls erzielen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 6. Dezember 2012
Bei der Frage der Umsetzbarkeit einer zumindest teilweisen Refinan-
zierung der FMS Wertmanagement über die Finanzagentur GmbH
des Bundes sind sämtliche quantitativen und qualitativen Faktoren
zu eruieren und miteinander abzuwägen. Im nach § 10a des Finanz-
marktstabilisierungsgesetzes zuständigen Finanzmarktgremium be-
richtet die Bundesregierung regelmäßig über die laufenden Arbeiten
und Entscheidungen im Zusammenhang mit der FMS Wertmanage-
ment.
49. Abgeordneter
Michael

Schlecht

(DIE LINKE.)
Bleibt es nach den Beschlüssen der Finanzmi-
nister der Eurozone vom 26. November 2012
für griechische Banken beim maximalen Volu-
men von 18 Mrd. Euro T-Bills, die über die Eu-
ropäische Zentralbank (EZB) refinanziert wer-
den können?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter
vom 10. Dezember 2012
Die Bundesregierung geht davon aus, dass der derzeitige Bestand an
T-Bills in Höhe von 18 Mrd. Euro im Zuge der zweiten Tranche re-
duziert wird. Das Volumen von 18 Mrd. Euro finanziert der griechi-
sche Staat nicht über die EZB. Vielmehr werden die T-Bills in der Re-
gel von griechischen Geschäftsbanken erworben.
50. Abgeordneter
Michael
Schlecht

(DIE LINKE.)
Aus welchen Mitteln soll Griechenland nach
Auffassung der Bundesregierung ungedeckt
bleibende Posten im griechischen Haushalt
finanzieren, wenn fast die komplette Auszah-
lung der Tranche im Dezember 2012 über
35 Mrd. Euro für die Rekapitalisierung der
Banken (23,8 Mrd. Euro) und den Schulden-
rückkauf (10,2 Mrd. Euro) verwendet werden
soll?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 10. Dezember 2012
Von der im Dezember 2012 anstehenden ersten Auszahlung der
zweiten Tranche sind bisher 10,6 Mrd. Euro zur Haushaltsfinanzie-
rung und 23,8 Mrd. Euro für die Rekapitalisierung und Abwicklung
von Banken vorgesehen. Der Schuldenrückkauf wird aus laufenden
Programmtiteln finanziert. Rund 10 Mrd. Euro der gesamten Darle-
henssumme können nach den neuen Programmbedingungen für
Zwecke des Schuldenrückkaufs verwendet werden. Die Frage, wie
viele Mittel benötigt werden, lässt sich erst bei Vorliegen des Ergeb-
nisses des Schuldenrückkaufs beantworten. Teilbeträge zur Haus-
haltsfinanzierung und zur Bankenrekapitalisierung können daher
noch nicht den Betrag für einen möglichen Schuldenrückkauf be-
rücksichtigen.
51. Abgeordneter
Michael

Schlecht

(DIE LINKE.)
Welche weiteren Maßnahmen hält die Bundes-
regierung für möglich, wenn keine „schrittwei-
se Rückkehr zur Marktfinanzierung“ (Erklä-
rung der Eurogruppe zu Griechenland vom
27. November 2012) für Griechenland in den
nächsten Jahren, beziehungsweise ein Nichter-
reichen des Schuldenstandes Griechenlands
von 124 Prozent im Jahr 2020, erkennbar
wird?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 10. Dezember 2012
Die Eurogruppe hat auf Bitten des Internationalen Währungsfonds
vorsorglich weitere Maßnahmen wie die Reduzierung von Kofinan-
zierungserfordernissen bei Mitteln aus dem EU-Strukturfonds und
eine weitere Absenkung der Zinsen aus dem ersten Griechenlandkre-
dit angedacht, mit denen die Schuldentragfähigkeit weiter verbessert
und der Schuldenstand im Jahr 2022 auf 110 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts (BIP) gesenkt werden könnte, falls dies nötig werden
sollte. Die Eurogruppe hat zugesagt, über diese Maßnahmen zu spre-
chen, wenn Griechenland einen Primärüberschuss erreicht hat und
das Programm vollständig umsetzt.
52. Abgeordneter
Frank

Schwabe

(SPD)
Welche Möglichkeiten für eine außergericht-
liche Einigung sieht die Bundesregierung im
drohenden Rechtsstreit zwischen der Stadtent-
wicklungsgesellschaft Recklinghausen mbH
(SER) und der dem Bundesministerium der
Finanzen unterstellten Bundesanstalt für Im-
mobilienaufgaben in Sachen Rückerstattung
der Abbruch- und Sanierungskosten im Gebiet
Maybacher Heide in Recklinghausen?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 10. Dezember 2012
Mit Kaufvertrag vom 19. Dezember 2001 hat die Bundesrepublik
Deutschland die Liegenschaft der ehemaligen Preston-Barracks in
Recklinghausen an die Stadtentwicklungsgesellschaft Recklinghau-
sen mbH (SER) veräußert. Bei der Kaufpreisfindung wurden ge-
schätzte Abbruch- und Sanierungskosten in Abzug gebracht, die
nach Durchführung der Maßnahmen konkret abzurechnen sind. Die
Abrechnung ist bislang nicht erfolgt. Die SER fordert vielmehr vom
Bund eine darüber hinausgehende Kostenerstattung in Höhe von
rund 4,95 Mio. Euro. Nach Auffassung der Bundesanstalt für Immo-
bilienaufgaben ist jedoch die Kostenerstattungspflicht weder dem
Grunde noch der Höhe nach belegt worden.

Die SER hat am 23. Juli 2012 mittels Klage ihre vermeintlichen An-
sprüche in Höhe von 4,95 Mio. Euro zuzüglich Zinsen geltend ge-
macht.

Soweit sie nach einer Möglichkeit der außergerichtlichen Einigung
fragen, darf ich darauf hinweisen, dass die Bundesanstalt für Immo-
bilienaufgaben in der Vergangenheit bereits mehrfach, so mit Schrei-
ben vom 26. Januar und 29. Juni 2012, Gesprächsbereitschaft signa-
lisierte, die Gesprächsbereitschaft aber unter anderem an eine maß-
nahmenscharfe Darstellung der Kosten knüpfte. Hierzu war die
SER nicht bereit, sondern hat den Gerichtsweg beschritten.

Die Gesprächsbereitschaft der Bundesanstalt für Immobilienaufga-
ben besteht unverändert. Voraussetzung dafür wäre, dass die SER
das Ruhen des gerichtlichen Verfahrens beantragt und Unterlagen
vorlegt, die eine Prüfung der Kostenerstattungspflicht des Bundes so-
wohl dem Grunde als auch der Höhe nach ermöglichen.
53. Abgeordnete
Sahra

Wagenknecht

(DIE LINKE.)
Wie hoch muss die durch das Schuldenrück-
kaufprogramm erzielte Reduktion der griechi-
schen Staatsschulden in Mrd. Euro sein, damit
die Bundesregierung das Ergebnis des Schul-
denrückkaufprogramms im Vergleich zur
Schuldentragfähigkeit Griechenlands als posi-
tiv im Sinne einer erfüllten Voraussetzung für
die Freigabe der Tranchen im Dezember 2012
bewertet, und welche Kriterien müssen für
eine positive Schuldentragfähigkeitsanalyse
noch erfüllt sein?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 10. Dezember 2012
Die Eurogruppe hat am 26./27. November 2012 eine Reihe von
Maßnahmen beraten und beschlossen, die geeignet sind, die Schul-
dentragfähigkeit Griechenlands zu verbessern und den Schulden-
stand Griechenlands auf 126,6 Prozent des BIP im Jahr 2020 und
auf 115 Prozent des BIP im Jahr 2022 zu senken. Dazu soll der
Schuldenrückkauf neuer griechischer Anleihen und Fremdwährungs-
anleihen (Holdouts) von Banken und von privaten Investoren in
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Höhe von 11 Prozent des BIP beitragen. Dies entspricht bei einem
erwarteten nominalen BIP von ca. 240 Mrd. Euro im Jahr 2020 einer
Reduzierung der griechischen Staatsschulden in Höhe von ca.
26 Mrd. Euro. Vor diesem Hintergrund wird die Troika ihre Schul-
dentragfähigkeitsanalyse erstellen.
54. Abgeordnete
Sahra

Wagenknecht

(DIE LINKE.)
Wie bewertet die Bundesregierung den Um-
stand, dass entgegen dem Beschluss der Euro-
gruppe in Brüssel vom 27. November 2012
(deutsche Übersetzung der Anlage 1a „Das
zweite wirtschaftliche Anpassungsprogramm
für Griechenland – Erste Überprüfung“,
S. 22) das offizielle Angebot der griechischen
Regierung zum Schuldenrückkauf über den
realisierten Preisen vom 23. November 2012
lag?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 14. Dezember 2012
Ziel des Schuldenrückkaufs war es, den Schuldenstand Griechen-
lands substanziell zu verringern. Im Ergebnis wurden, nach notwen-
diger Verlängerung der Angebotsfrist, Anleihen im Nominalwert
von 31,9 Mrd. Euro zurückgekauft. Dies führt zu einer Verringerung
des griechischen Schuldenstandes bis 2020 um 9,5 Prozent des BIP.
Für den Erfolg dieser Maßnahme waren eine angemessene Teilnah-
me sowie ein erheblicher Abschlag auf den Nennwert der Anleihen
erforderlich. Um die erforderliche Beteiligung an der Transaktion si-
cherzustellen, hat Griechenland eine durchschnittliche Preisspanne
der 20 Anleihen zwischen 32 Prozent und 34 Prozent des Norminal-
wertes festgelegt.

Die Bundesregierung geht davon aus, dass ein Festhalten an den von
der Eurogruppe kommunizierten Erwartungen, sich an dem Preisni-
veau zum Börsenschluss vom 23. November 2012 zu orientieren,
nicht in dem erforderlichen Umfang zur Teilnahme geführt hätte, da
der Durchschnittskurs aller 20 Anleihen am 23. November 2012
28,5 Prozent betrug und in den Tagen vor Veröffentlichung des An-
gebots am 3. Dezember 2012 stark gestiegen war.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft
und Technologie
55. Abgeordneter
Jan

van Aken

(DIE LINKE.)
Für den Export welcher Kriegswaffen und
sonstigen Rüstungsgüter mit welchem jeweili-
gen Wert nach Saudi-Arabien hat die Bundes-
regierung seit dem 1. Januar 2012 Genehmi-
gungen erteilt?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hans-Joachim Otto

vom 14. Dezember 2012
Im Zeitraum vom 1. Januar bis zum 1. Dezember 2012 wurden
folgende kriegswaffenkontrollrechtliche Genehmigungen zum end-
gültigen Verbleib in Saudi-Arabien erteilt:

• 8 Rohre (KWL-Nr. 34),

• insg. 60 616 Zünder (KWL-Nr. 57) über Frankreich,

• 1 240 000 Patronen (KWL-Nr. 50),

• 20 Maschinenpistolen (KWL-Nr. 29b),

• 100 Lenkflugkörper (KWL-Nr. 57) und sechs Zielsuchköpfe hier-
für (KWL-Nr. 58).

Die weitergehende Frage nach dem jeweiligen Wert dieser Kriegs-
waffen lässt sich nicht beantworten. Der Wert gehört nicht zu denje-
nigen Angaben, die nach den Vorgaben der Zweiten Verordnung zur
Durchführung des Gesetzes über die Kontrolle von Kriegswaffen bei
der Antragstellung zu machen sind.

Des Weiteren wurde die Ausfuhr sonstiger Rüstungsgüter im Um-
fang von rund 1,335 Mrd. Euro genehmigt. Es handelte sich dabei
vor allem um Grenzsicherungssysteme und dazugehörige Software
und Technologie im Wert von etwa 1,1 Mrd. Euro. Daneben wurden
Ausfuhrgenehmigungen für unbemannte Luftfahrzeuge, Radare,
Stromerzeugungsaggregate, Ersatzteile für Schiffe sowie für Zuliefe-
rungen für Panzer, Hubschrauber, Kampfflugzeuge, Gewehre und
Haubitzen erteilt.

Bei diesen Angaben handelt es sich um das Ergebnis einer vorläufi-
gen Auswertung der vorhandenen Daten. Eine vollständige Auswer-
tung wird bei Vorliegen aller Daten im Rahmen des Rüstungsexport-
berichts erfolgen.
56. Abgeordnete
Bärbel

Höhn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Untersuchen Behörden in Deutschland aktuell
oder in Zukunft mögliche Strompreismanipu-
lationen auch unter Bezugnahme des Derivate-
marktes – gerade nach den Vorkommnissen in
Kalifornien (vgl. www.manager-magazin.de/
unternehmen/banken/0,2828,864657,00.html)?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer
vom 10. Dezember 2012
Die Marktteilnehmer im Stromgroßhandel müssen darauf vertrauen
können, dass ihre Handelsgeschäfte unter fairen Wettbewerbsbedin-
gungen ablaufen und wirksamen Kontrollmechanismen gegen
Marktmissbrauch unterliegen. Denn sowohl für Energieerzeuger als
auch für große Nachfrager ist der Stromhandel ein wichtiges Opti-
mierungsinstrument geworden. Insgesamt hat die Bedeutung des
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europäischen Stromhandels seit der Liberalisierung zu Beginn dieses
Jahrtausends enorm zugenommen. Schutz vor Marktmissbrauch hat
daher auch für den Endverbraucher eine hohe Bedeutung.

Vor diesem Hintergrund hat der europäische Gesetzgeber mit der
Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 über die Integrität und Transpa-
renz des Energiegroßhandelsmarkts (REMIT-Verordnung) die
Grundlage für ein europaweites Überwachungsregime geschaffen.
Ziel der REMIT-Verordnung ist ein europaweit integerer Stromgroß-
handel. Dieses Ziel soll mithilfe von Marktmissbrauchsverboten
(Verbote der Marktmanipulation und des Insiderhandels) sowie dem
Aufbau einer europaweiten Handelsbeobachtung erreicht werden.
Die dafür notwendige Beobachtungsstruktur wird der europäischen
Agentur für die Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehörden
(ACER) in Ljubljana zugewiesen. Diese befindet sich derzeit im Auf-
bau. Die Durchsetzung der Verbote liegt dann bei den Mitgliedstaa-
ten. In den neuen Strukturen soll der Großhandel mit Strom und
Gas umfassend beobachtet werden. Die Beobachtung soll daher auch
den Derivatehandel mit umfassen.

Die REMIT-Verordnung wird in Deutschland mit dem Gesetz zur
Einrichtung einer Markttransparenzstelle für den Großhandel mit
Strom und Gas durchgeführt werden. Das Gesetz wird im Dezember
2012 in Kraft treten. Es legt Sanktionen für Verstöße gegen die
REMIT-Verordnung fest und enthält auch Zuständigkeits- und
Verfahrensvorschriften. Zu den dort genannten Behörden gehören
neben der Bundesnetzagentur auch die BaFin und das Bundeskartell-
amt. Daneben wird auf nationaler Ebene eine Markttransparenz-
stelle geschaffen, die den Großhandel mit Strom und Gas bundesweit
beobachten soll. Die Zuständigkeitsbereiche könnten sich im Zuge
der aktuell verhandelten europäischen Finanzmarktregulierung aller-
dings noch verändern – etwa in Abhängigkeit der Neudefinition von
Finanzprodukten im Rahmen der aktuellen Revision der Richtlinie
über Märkte für Finanzinstrumente (MiFID II) sowie der ebenfalls
laufenden Überarbeitung des EU-Regelwerks zur Bekämpfung von
Marktmissbrauch (MAR/MAD).
57. Abgeordnete
Bärbel
Höhn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie viele Mastbetriebe, Schlachthöfe und Kü-
kenbrütereien (bitte einzeln auflisten) haben
eine Befreiung von den Stromnetzentgelten
nach § 19 Absatz 2 Satz 1 und 2 der Strom-
netzentgeltverordnung (StromNEV) in den
Jahren 2011 und 2012 beantragt?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer

vom 10. Dezember 2012
Nach Angaben der Bundesnetzagentur wurden im Jahr 2011 insge-
samt 112 Anträge auf ein individuelles Netzentgelt nach § 19 Ab-
satz 2 Satz 1 StromNEV von Tierzuchtbetrieben gestellt. Darunter
fallen unter anderem auch Mastbetriebe und Kükenbrütereien. Eine
Aufschlüsselung der Antragsteller nach der Art des Betriebes ist
nicht möglich. Für das Jahr 2012 liegen noch keine Angaben vor.
Die in der Frage angesprochenen Branchen können nach Auskunft
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der Bundesnetzagentur keine Netzentgeltbefreiung nach § 19 Ab-
satz 2 Satz 2 StromNEV beantragen.
58. Abgeordneter
Gerold

Reichenbach
(SPD)
Welche Verbände, Unternehmen und wer aus
der Zivilgesellschaft werden in der deutschen
Delegation der World Conference on Interna-
tional Telecommunications (WCIT) vertreten
sein (vgl. die Antworten der Bundesregierung
auf meine Schriftlichen Fragen 49 und 50 auf
Bundestagsdrucksache 17/11787)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hans-Joachim Otto

vom 14. Dezember 2012
Die Bundesregierung hat alle Personen und Organisationen aus
Wirtschaft, Zivilgesellschaft sowie technischer und wissenschaftlicher
Gemeinschaft, die ein fachliches Interesse an der Mitarbeit während
der zweiwöchigen Konferenz bekundet haben, in die Delegation auf-
genommen. In Dubai anwesend und Mitglied der deutschen Delega-
tion sind Vertreter des Verbands der deutschen Internetwirtschaft
e. V., RIPE Network Coordination Centre, der Deutschen Tele-
kom AG und von Nokia Siemens Networks GmbH & Co. KG sowie
Prof. Dr. Wolfgang Kleinwächter vom Medienstadt Leipzig e. V. aus
der Zivilgesellschaft.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit
und Soziales
59. Abgeordnete
Veronika

Bellmann

(CDU/CSU)
Inwiefern ist der Bundesregierung bekannt,
dass die für die Lebensleistungsrente geforder-
ten 40 Beitragsjahre aufgrund von unterbro-
chenen Erwerbsbiografien von Geringverdie-
nern im Osten nicht erreicht werden können,
ebenso wenig wie eine private Vorsorge, und
wie soll diese „Gerechtigkeitslücke“ beseitigt
werden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hans-Joachim Fuchtel

vom 10. Dezember 2012
Es wird auf die Antwort der Bundesregierung auf Ihre schriftliche
Frage 46 auf Bundestagsdrucksache 17/11612 verwiesen. Die
Abstimmung über die Umsetzung des Koalitionsbeschlusses vom
4. November 2012 ist noch nicht abgeschlossen.
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60. Abgeordneter
Josip

Juratovic

(SPD)
Bis zu welchem Alter dürfen Unionsbürger aus
Rumänien und Bulgarien arbeitsgenehmi-
gungsfrei eine qualifizierte betriebliche Ausbil-
dung in einem staatlich anerkannten oder ver-
gleichbar geregelten Ausbildungsberuf antre-
ten, und gibt es zeitliche Mindestanforderun-
gen an die Dauer der staatlichen Ausbildung,
die dafür in Frage kommt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 11. Dezember 2012
Als qualifizierte betriebliche Ausbildungen, für die Unionsbürger aus
Rumänien und Bulgarien keiner Arbeitsgenehmigung-EU bedürfen,
gelten Ausbildungen mit einer Ausbildungsdauer von mindestens
zwei Jahren. Die Befreiung von der Arbeitsgenehmigung ist altersun-
abhängig.
61. Abgeordneter
Uwe

Kekeritz

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Bleibt die Bundesregierung auch vor dem Hin-
tergrund der Brände in den Textilfabriken in
Pakistan und Bangladesch bei ihrer Position,
die von der EU-Kommission geplante gesetzli-
che Regelung zur Nachhaltigkeitsberichterstat-
tung verhindern zu wollen, wie sie im abge-
stimmten Ressortbericht des Bundesministe-
riums für Arbeit und Soziales vom 24. Novem-
ber 2011 schreibt, und wie hat sich die Bundes-
regierung seitdem in die Verhandlungen auf
europäischer Ebene eingebracht?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Hans-Joachim Fuchtel

vom 11. Dezember 2012
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat am 5. Dezember
2012 eine viel beachtete „Luncheon-Debatte CSR – Made in Germa-
ny“ in der Ständigen Vertretung der Bundesrepublik Deutschland
bei der Europäischen Union in Brüssel durchgeführt, gemeinsam mit
dem Nationalen CSR-Forum (CSR: Corporate Social Responsibility)
über die deutsche CSR-Strategie mit dem Aktionsplan CSR der Bun-
desregierung informiert und gute Praxisbeispiele präsentiert. Das
CSR-Forum hatte nach einem intensiven Beratungsprozess am
30. August 2012 eine gemeinsame Stellungnahme zur CSR-Mit-
teilung der Europäischen Kommission beschlossen, die auch un-
terschiedliche Perspektiven von Wirtschaft, Gewerkschaften und
Nichtregierungsorganisationen beleuchtet. Die Vertreterinnen und
Vertreter des Multi-Shakeholder-Forums haben in der Brüsseler Ver-
anstaltung diesen Beschluss vorgestellt und der Europäischen Kom-
mission übergeben.

An der Veranstaltung haben namhafte Vertreterinnen und Vertreter
der Europäischen Kommission und Abgeordnete des Europäischen
Parlaments mitgewirkt, von denen die deutsche CSR-Politik insge-



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode Drucksache 17/11906– 47 –
samt als sehr positiv und vorbildlich bewertet wurde. Der Staatssek-
retär Gerd Hoofe machte in seinem Statement deutlich, dass die
Bundesregierung es ausdrücklich begrüßt, dass die Europäische
Kommission mit ihrer neuen CSR-Mitteilung vom 25. Oktober 2011
ein klares Signal dafür setze, CSR zur Umsetzung der Strategie
„Europa 2020“ zu nutzen und damit einen Beitrag zur Bewältigung
der zentralen gesellschaftlichen Herausforderungen leistet. Er ver-
wies auf die grundsätzliche Zustimmung und Unterstützung der EU-
Mitteilung in den meisten Einzelpunkten, wie sie die Bundesregie-
rung bereits in ihrer Stellungnahme vom November 2011 zum Aus-
druck gebracht hatte. Nach wie vor kritisch gesehen werde allerdings
in Deutschland vonseiten der Bundesregierung eine gesetzlich ver-
pflichtende Berichterstattung zu sozialen und ökologischen Unter-
nehmensaktivitäten.

Die Konkretisierung der entsprechenden Ankündigung aus der Mit-
teilung der EU-Kommission steht noch aus. Bei der genannten Ver-
anstaltung hat die EU-Kommission mitgeteilt, dass die kommissions-
internen Beratungen kurz vor dem Abschluss stehen und ein Vor-
schlag im Frühjahr 2013 zu erwarten ist.
62. Abgeordnete
Katrin
Kunert

(DIE LINKE.)
Wie hoch ist der Anspruch an finanziellen
Erstattungen im Bereich des Zweiten Buches
Sozialgesetzbuch (getrennt nach Leistungser-
stattungen und Verwaltungskosten) für die ein-
zelnen Optionskommunen für die Monate Mai
bis Oktober 2012 auf der Grundlage des ein-
schlägigen, geltenden Rechts, und wie rechtfer-
tigt die Bundesregierung ggf. ausstehende Er-
stattungen durch den Bund?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 10. Dezember 2012
Hinsichtlich der rechtlichen Rahmenbedingungen wird auf die Ant-
wort der Bundesregierung auf Ihre Schriftliche Frage 73 auf Bun-
destagsdrucksache 17/9887 verwiesen. Die Vorauszahlungen des
Bundes an die zugelassenen kommunalen Träger ohne Zugang zum
automatisierten Verfahren für das Haushalts-, Kassen- und Rech-
nungswesen des Bundes (HKR-Verfahren) für den Zeitraum Mai bis
Oktober 2012 sind in der nachfolgenden Tabelle dargestellt.
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vom Bund
geleistete

Vorauszahlungen

Budget für
Verwaltungskosten

in 2012

vom Bund
geleistete

Vorauszahlungen
2,00 1.643.345,82 6.555.288,00 2.196.234,17
4,00 256.285,43 2.472.257,00 1.169.395,72
5,00 2.104.889,27 8.759.083,00 4.189.571,61
9,00 6.381.106,40 17.694.470,00 6.628.120,54
2,00 328.881,97 2.816.851,00 1.634.882,72
0,00 7.426.656,13 24.766.649,00 9.715.610,74
6,00 840.677,28 3.906.728,00 1.367.060,81
3,00 1.609.418,24 6.615.392,00 2.286.105,93
7,00 3.830.394,43 9.628.581,00 4.608.444,64
9,00 371.084,44 1.863.209,00 768.879,63
2,00 2.715.558,71 10.145.471,00 3.672.736,56
2,00 362.540,35 1.855.195,00 528.306,90
9,00 719.898,14 2.476.264,00 893.162,46
0,00 2.237.963,45 9.820.912,00 3.979.835,34
6,00 2.305.503,32 11.415.658,00 4.843.775,73
0,00 1.186.512,19 5.233.011,00 2.642.185,32
0,00 1.894.738,68 7.308.586,00 3.322.822,27
1,00 2.094.720,94 7.024.096,00 2.199.720,00
6,00 810.034,99 3.806.555,00 1.528.747,82
8,00 2.858.328,08 9.251.932,00 3.168.745,38
3,00 302.139,78 2.167.733,00 797.666,20
8,00 1.599.262,03 7.072.179,00 3.151.102,20
0,00 1.763.007,31 6.487.171,00 2.119.732,18
9,00 1.754.769,93 9.111.691,00 3.330.714,15
9,00 1.074.839,35 5.417.329,00 1.366.360,49
2,00 2.081.165,30 7.749.345,00 2.905.911,74
8,00 1.439.543,86 5.092.770,00 1.561.814,55
2,00 2.044.732,80 7.464.855,00 2.713.252,18
5,00 1.077.208,02 6.094.495,00 1.869.754,80
5,00 653.539,23 2.388.112,00 945.102,61

gliederungsleistungen Mittel für Verwaltungskosten

Übersicht über die Vorauszahlungen des Bundes an die 30 Optionskommunen ohne HKR-Zugriff für
Mai bis Okober 2012

"Soll-Ist-Titel". Mittel für Eingliederungsleistungen und
el-Verordnung 2012 budgetiert.
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Arbeitslosengeld II

zkT
vom Bund
geleistete

Vorauszahlungen

Budget für
Eingliederung
leistungen in 2

Altmarkkreis Salzwedel 14.401.415,05 5.951.99
Ansbach 4.115.385,55 1.632.04
Aurich 20.642.705,79 7.986.98
Burgenlandkreis 38.262.604,42 18.037.09
Enzkreis 6.915.099,49 2.118.15
Erzgebirgskreis 44.214.311,84 22.575.06
Friesland 8.611.842,42 3.367.05
Greiz 12.639.246,78 5.651.30
Groß-Gerau 27.351.045,94 9.036.82
Günzburg 3.634.255,59 1.413.12
Havelland 22.759.832,16 9.348.64
Kaufbeuren 3.621.712,92 1.498.20
Kusel 5.509.954,57 2.210.03
Lahn-Dill-Kreis 22.631.084,49 8.806.57
Ludwigsburg 30.100.574,43 9.176.62
Mainz-Bingen 8.781.097,61 4.065.60
Mayen-Koblenz 16.155.010,00 6.069.92
Mecklenburg-Strelitz 17.237.040,42 7.131.17
München 9.232.971,27 2.725.31
Nordvorpommern 21.960.735,75 9.217.16
Oberallgäu 3.853.654,83 1.441.64
Ostalbkreis 10.578.789,92 5.455.74
Pforzheim 16.488.129,60 6.110.23
Potsdam-Mittelmark 18.769.999,21 7.353.42
Ravensburg 12.664.416,97 3.888.87
Saarlouis 17.899.080,99 6.486.80
Saarpfalz-Kreis 11.076.934,95 4.176.23
Schaumburg 16.952.606,19 6.812.22
Schmalkalden-Meiningen 11.446.665,09 4.695.77
Wittmund 5.346.166,45 2.215.15

Mittel für Ein

Beim Arbeitslosengeld II handelt es sich um einen sogenannten
Verwaltungskosten sind hingegen gemäß der Eingliederungsmitt
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63. Abgeordnete
Yvonne

Ploetz

(DIE LINKE.)
Welche Kosten durch Aufstockung würden
nach Kenntnis der Bundesregierung den Kom-
munen entstehen, wenn es einen Mindestlohn
von 10 Euro gäbe (bitte aufschlüsseln für das
gesamte Bundesgebiet, für das Saarland und
die 15 größten Kommunen im Saarland)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hans-Joachim Fuchtel

vom 11. Dezember 2012
Berechnungen zu den Auswirkungen fiktiver Lohnuntergrenzen von
10 Euro pro Stunde liegen der Bundesregierung nicht vor. Die im
Rahmen der Grundsicherungsstatistik verfügbaren Daten zu er-
werbstätigen Hilfebedürftigen (Aufstocker) enthalten keine Informa-
tionen über die zur Erzielung des Einkommens geleisteten Arbeits-
stunden oder den zugrunde liegenden Stundenlohn. Auch liegen der
Bundesregierung keine regionalisierten und einzelgemeindlichen Da-
ten vor. Daher sind keine Schätzungen möglich, in welchem Umfang
durch eine flächendeckende Einführung der genannten Lohnunter-
grenzen die Hilfebedürftigkeit von Aufstockern verringert oder gänz-
lich überwunden würde. Somit können keine Aussagen hinsichtlich
der daraus ggf. resultierenden Einsparungen beim Arbeitslosen-
geld II bzw. bei den Kosten der Unterkunft gemacht werden.
64. Abgeordnete
Yvonne

Ploetz

(DIE LINKE.)
Wie hoch ist die Jugendarmut (bestimmt
als 40 Prozent, 50 Prozent und 60 Prozent
des durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkom-
mens; Jugend bestimmt als 14- bis 25-Jährige)
im Saarland (in absoluten Zahlen, relativ zur
saarländischen Gesamtbevölkerung und im
Verhältnis zur als arm geltenden Bevölkerung
im Saarland) und in den einzelnen Kreisen des
Saarlandes (in absoluten Zahlen, relativ zur
Gesamtbevölkerung des jeweiligen Kreises
und im Verhältnis zur als arm geltenden Bevöl-
kerung des jeweiligen Kreises)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hans-Joachim Fuchtel
vom 11. Dezember 2012
Bei der statistischen Betrachtung der Verbreitung eines relativ niedri-
gen Einkommens (Armutsrisikoquote) wird in der Regel die EU-weit
festgelegte Konvention verwendet, wonach 60 Prozent des Medians
des mit der neuen Skala der Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (OECD) gewichteten Einkommens
(Nettoäquivalenzeinkommen) als „Risikoschwelle“ definiert werden.

Ein Einkommen unterhalb des statistisch ermittelten Schwellenwer-
tes ist nicht gleichbedeutend mit Armut oder individueller Bedürftig-
keit. Würde sich das Einkommen aller Menschen verdoppeln, bliebe
der Anteil der Menschen mit einem relativ geringen Einkommen
gleich hoch. Bei der Interpretation der nachfolgenden Tabellen ist zu
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berücksichtigen, dass die Einkommen der Gruppe der jungen Er-
wachsenen von Ausbildung und Berufseinstieg geprägt sind. So ver-
fügen z. B. Studenten meist nur über geringe Einkommen und haben
damit ein statistisch hohes Armutsrisiko. Wegen hoher Teilhabechan-
cen und potenzieller Aufwärtsmobilität der Einkommen führt dieser
Indikator zu Fehlinterpretationen.

Daten zur Einkommensverteilung in regionaler Gliederung auf Basis
des Mikrozensus werden vom Statistischen Bundesamt jährlich im
Rahmen der amtlichen Sozialberichterstattung veröffentlicht. Aktuell
verfügbar sind vergleichbare Zahlen zur Armutsgefährdungsquote
(Anteil der Personen unterhalb von 60 Prozent des Medianäquiva-
lenzeinkommens) für die Jahre 2005 bis 2011 und für die Altersab-
grenzungen „Unter 18“ und „18 bis unter 25“. Daten unterhalb der
Landesebene Saarlands liegen nicht vor. Je kleiner die betrachteten
Gruppen sind, desto geringer ist die statistische Signifikanz. Das Sta-
tistische Bundesamt unterscheidet in seiner Darstellung zwischen
einem für das gesamte Bundesgebiet und einem für das jeweilige
Bundesland errechneten Schwellenwert.
65. Abgeordnete
Sahra

Wagenknecht

(DIE LINKE.)
Welche sachlichen Erwägungen haben die
Bundesregierung bzw. das Bundeskanzleramt
nach der Ressortabstimmung dazu bewogen,
den ursprünglichen Prüfauftrag im diesjähri-
gen Armuts- und Reichtumsbericht des Bun-
desministeriums für Arbeit und Soziales für
eine Heranziehung des privaten Reichtums für
die nachhaltige Finanzierung öffentlicher Auf-
gaben zugunsten eines Prüfauftrags über die
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Einwerbung persönlichen und finanziellen frei-
willigen Engagements Vermögender zu erset-
zen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hans-Joachim Fuchtel
vom 11. Dezember 2012
Der Armuts- und Reichtumsbericht ist ein Bericht der Bundesregie-
rung, zu dem alle Ressorts aus ihrem Zuständigkeitsbereich Beiträge
erstellen. Der Gesamtentwurf ist nach der Gemeinsamen Geschäfts-
ordnung der Bundesministerien innerhalb der Bundesregierung ab-
zustimmen. Bei dem genannten Prüfauftrag ging es ausschließlich
um das Thema der gesellschaftlichen Verantwortung und des Enga-
gements im Rahmen von freiwilligen Spenden- und Stiftertätigkeiten.
Nur dieser Zusammenhang ist im Armuts- und Reichtumsbericht
dargestellt. Im Rahmen der Ressortabstimmung des ersten Berichts-
entwurfs ist es üblich, missverständliche Formulierungen klarzustel-
len.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz
66. Abgeordnete
Karin
Binder

(DIE LINKE.)
Welche Schlussfolgerungen zieht das Bundes-
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz (BMELV) aus zwei ak-
tuellen Gerichtsentscheidungen (Verwaltungs-
gericht Berlin, Urteil vom 28. November 2012,
VG 14 K 79.11 sowie Verwaltungsgericht
Karlsruhe, Beschluss vom 7. November 2012,
2 K 2430/12), die Internetveröffentlichungen
durch Behörden wegen Hygienemängeln in
Gaststätten für rechtswidrig erklärt hatten, hin-
sichtlich der Auffassung des BMELV, dass sol-
che Veröffentlichungen mit den derzeitigen
Gesetzen im Einklang stehen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Bleser

vom 10. Dezember 2012
Die Bundesregierung geht davon aus, dass sich die Frage auf den am
1. September 2012 in Kraft getretenen § 40 Absatz 1a des Lebens-
mittel- und Futtermittelgesetzbuchs (LFGB) als Maßstab für die In-
formation der Öffentlichkeit über Hygienemängel nach Maßgabe
dieser Vorschrift bezieht. Die in der Frage genannten Urteile betref-
fen besondere Fallkonstellationen und statuieren kein generelles Ver-
bot der Veröffentlichung von Hygienemängeln im Internet.

Das VG Berlin stellte fest, dass für die Bewertung einer Gaststätte
aufgrund einer Kontrolle im Sommer 2011, mithin vor Inkrafttreten
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des § 40 Absatz 1a LFGB, in der vorgenommenen Form eine gesetz-
liche Grundlage fehle. Das VG Karlsruhe hat entschieden, dass die
Öffentlichkeit über Hygienemängel nach § 40 Absatz 1a LFGB nur
im Hinblick auf ein konkretes Lebensmittel informiert werden darf.
Die Entscheidung erging im Rahmen eines einstweiligen Rechts-
schutzverfahrens und unterlag damit einer lediglich summarischen
richterlichen Prüfung.

Die Entwicklung der Rechtsprechung bleibt abzuwarten. Auch eine
sich gegebenenfalls verfestigende Rechtsprechung, nach welcher
§ 40 Absatz 1a LFGB die Behörde nicht auch dazu ermächtigt und
verpflichtet, die Öffentlichkeit – losgelöst von einem konkreten Le-
bensmittel – generell über Mängel bei der Hygiene eines Gaststätten-
betriebs zu informieren, stünde einer sachgerechten Information der
Behörden über Hygienemängel in Betrieben nicht entgegen. Die Be-
hörde müsste dann im Rahmen der Information der Öffentlichkeit
die Lebensmittel nennen, die von dem Hygieneverstoß betroffen
sind. Eine solche zusätzliche Angabe der betroffenen Lebensmittel
würde nicht nur die Transparenz erhöhen, sondern auch den Infor-
mationsgehalt der Mitteilung der Behörde für den Verbraucher ver-
bessern.
67. Abgeordnete
Karin

Binder

(DIE LINKE.)
Bis wann wird das Bundesministerium für Er-
nährung, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz den von der Verbraucherschutzminis-
terkonferenz am 14. September 2012 geforder-
ten Gesetzentwurf für ein bundeseinheitliches
Modell zur Transparentmachung der Kontroll-
ergebnisse von Lebensmittelunternehmen vor-
legen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Bleser

vom 10. Dezember 2012
Die Bundesregierung hat in ihrem mit Schreiben des Parlamentari-
schen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller vom 24. Oktober 2012 über-
mittelten schriftlichen Bericht zum Tagesordnungspunkt 21 der
75. Sitzung des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz des Deutschen Bundestages ausführlich zu der
Frage eines möglichen Gesetzentwurfs für ein bundeseinheitliches
Modell zur Transparentmachung der Kontrollergebnisse von Le-
bensmittelunternehmen Stellung genommen. Mangels einer Eini-
gung der Länder auf ein einheitliches Modell zur Transparentma-
chung amtlicher Kontrollergebnisse sieht das Bundesministerium für
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz derzeit keine
Perspektive für eine bundesgesetzliche Regelung zur Einführung
eines solchen Modells.



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode Drucksache 17/11906– 53 –
68. Abgeordnete
Nicole

Maisch

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
In welchem Rahmen befasst sich das Bundes-
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz mit der Thematik der
so genannten geplanten Obsoleszenz, und wur-
den/werden vom Bundesministerium Studien
oder Forschungsprojekte in Auftrag gegeben,
um die Problemlage zu analysieren und
Lösungsstrategien aufzuzeigen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller

vom 10. Dezember 2012
Das BMELV hat verschiedene Medienberichte über eine von Unter-
nehmen „geplante Obsoleszenz“ bei Produkten zur Kenntnis genom-
men. Allerdings liegen dem BMELV keine belastbaren Informatio-
nen darüber vor, dass Anbieter absichtlich die Lebenszeit von Pro-
dukten oder Teilen von Produkten verkürzen. Auch Einrichtungen
wie der Stiftung Warentest, die in hohem Ausmaß Produkte testen,
liegen belastbare Informationen dazu nicht vor. Dass Waren je nach
Qualität und Güte des Materialeinsatzes in ihrem zeitlichen Ge-
brauchsnutzen unterschiedlich sind, ist jedem Marktteilnehmer be-
wusst. In der Regel drückt sich dies auch in einem entsprechenden
Preis aus.

Des Weiteren ist in Deutschland seitens der Unternehmen die Ge-
währleistungsfrist (kaufrechtliche Mängelhaftung) zu beachten. Im
Rahmen der Europäischen Union sind in der Richtlinie 1999/44/EG
spezifische Mindeststandards für die Gewährleistung festgelegt, zum
Beispiel die Verjährungsfrist nicht unter zwei Jahre oder die sechs-
monatige Beweislastumkehr zulasten des Verkäufers. Diese Regeln
dienen dem Schutz der Verbraucherinnen und Verbraucher. Eine da-
rüber hinausgehende, mit vertraglichen Garantien für eine erweiterte
Dauerhaftigkeit versehene Produktausgestaltung, die von manchen
Unternehmen eingebracht wird, obliegt dem marktwirtschaftlichen
Wettbewerb und ist grundsätzlich eine Angelegenheit der Vertrags-
parteien.

Zu bedenken ist in diesem Zusammenhang, dass bei vielen Waren
– vor allem bei Produkten aus dem elektronischen Bereich – mit zu-
nehmender Nutzungsdauer durch den Kunden nur noch in erschwer-
tem Maß zwischen bereits anfänglich bestehenden Produktmängeln,
Fehlgebrauch des Kunden als Käufer und (normalem) Produktver-
schleiß differenziert werden kann.

Seitens des BMELV sind bisher keine Studien oder Forschungspro-
jekte zum Problemkreis einer angenommenen „geplanten Obsoles-
zenz“ von Produkten oder Produktteilen in Auftrag gegeben wor-
den.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums
der Verteidigung
69. Abgeordneter
Dr. Thomas

Gambke
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie kommentiert die Bundesregierung die wi-
dersprüchlichen Aussagen des Kanzleramtsmi-
nisters Ronald Pofalla (Hallertauer Zeitung
vom 20. November 2012) und des Parlamen-
tarischen Staatssekretärs Christian Schmidt
(Schreiben vom 20. Oktober 2012 an mich)
bezüglich der weiteren Verwendung des Luft-
Boden-Schießplatzes Siegenburg, und wann
wird die Bundesregierung die Entscheidung
zur Zukunft des Luft-Boden-Schießplatzes Sie-
genburg fällen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Christian Schmidt

vom 10. Dezember 2012
Im Schreiben an Sie vom 20. Oktober 2012 sowie im Zeitungsbericht
vom 20. November 2012 wurde auch von Kanzleramtsminister
Ronald Pofalla darauf hingewiesen, dass es weiterhin ein erklärtes
Ziel der Bundesregierung ist, einen bestmöglichen Interessenaus-
gleich zwischen den einsatzorientierten Ausbildungserfordernissen
und dem Wunsch der Bürgerinnen und Bürger nach Reduzierung
der Belastungen zu gewährleisten.

Im Bezug auf die Entscheidung zur weiteren Nutzung des Luft-Bo-
den-Schießplatzes Siegenburg durch die deutschen Streitkräfte wurde
in beiden Fällen auf die Erarbeitung einer umfassenden Nutzungs-
konzeption für die Übungsplätze der Bundeswehr bis Mitte des Jah-
res 2013 verwiesen, in deren Rahmen eine Entscheidung getroffen
wird. Beide Aussagen stimmen überein.
70. Abgeordnete
Yvonne

Ploetz

(DIE LINKE.)
Zu welchen Gesundheitsgefährdungen für die
Bevölkerung (aufgeschlüsselt nach bundesweit,
für die Bevölkerung in Rheinland-Pfalz und
die im angrenzenden Saarland) würde es nach
Kenntnis bzw. Schätzung der Bundesregierung
kommen, wenn es im Lager der schätzungswei-
se 10 bis 20 amerikanischen Atomwaffen in
Büchel zu einem Brand kommen würde und in
der Folge Plutonium aus den Sprengköpfen
austreten würde, und welche Maßnahmen hat
die Bundesregierung zum Schutz der Bevölke-
rung geplant, falls es zu einem solchen Notfall
kommen würde?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Christian Schmidt

vom 13. Dezember 2012
Um zu gewährleisten, dass von im Rahmen der kollektiven Verteidi-
gungsplanung der Allianz vorgehaltenen nichtstrategischen Nuklear-
waffen der USA keine Gefahren für die Bundesrepublik Deutsch-
land und ihre Bürger ausgehen, misst die Bundesregierung dem
Schutz und der Sicherheit solcher Waffen in Übereinstimmung mit
den Bündnispartnern höchste Bedeutung zu.

Zur Gewährleistung dieses Zieles dient insbesondere das Mittel der
Geheimhaltung, da hier Belange betroffen sind, die für die Sicherheit
und das Wohl der Bundesrepublik Deutschland von höchster Bedeu-
tung sind.

In Übereinstimmung mit den verpflichtenden Geheimhaltungsrege-
lungen der NATO und bilateralen Abkommen mit den USA können
deshalb keine Auskünfte über die Lagerorte und die genaue Ausge-
staltung der Lagerung nuklearer Waffen, deren Anzahl oder gar über
die Waffen selbst gegeben werden. Aussagen und Mutmaßungen
oder Behauptungen hierzu können damit weder bestätigt noch de-
mentiert werden. Dies entspricht der Praxis aller bisherigen Bundes-
regierungen; hierfür bitte ich um Ihr Verständnis.

Der Gewährleistung eines Höchstmaßes an Schutz und Sicherheit
der Waffen dienen neben dem Mittel der Geheimhaltung zudem be-
sondere infrastrukturelle, technische und verfahrensmäßige Schutz-
vorkehrungen.

In allen Fragen der Lagerung amerikanischer Nuklearwaffen befin-
det sich die Bundesregierung auch aktuell in einem sehr engen Ab-
stimmungsprozess mit den USA sowie den anderen Bündnispartnern
der NATO, die an den nuklearen Planungen der Allianz beteiligt
sind. Nicht nur die Bundesregierung, sondern alle Partner in der
NATO messen der Sicherheit und dem Schutz von Nuklearwaffen
höchste Bedeutung zu und unterstützen sich gegenseitig umfassend,
um jederzeit höchste Sicherheitsstandards bei der Lagerung von
Nuklearwaffen zu gewährleisten.
71. Abgeordneter
Thomas
Nord

(DIE LINKE.)
Über wie viele jeweils für den Verschuss von
PAC-2- und PAC-3-Raketen geeignete Start-
systeme verfügt die Bundeswehr derzeit, und
welche Kosten sind bislang bei der Beschaf-
fung des Patriot-Waffensystems seit 1989 ange-
fallen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Christian Schmidt

vom 10. Dezember 2012
Die Einsatzverbände der Luftwaffe verfügen über insgesamt
96 Startgeräte, von denen 12 für den Verschuss von PAC-3-Lenkflug-
körpern umgerüstet sind. Da die PAC-3-Startgeräte rückwärts kom-
patibel sind, können alle 96 Startgeräte PAC-2-Lenkflugkörper ver-
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schießen. Jeweils acht Startgeräte bilden zusammen mit einem Ra-
dargerät einer Feuerleitzentrale eine autonome Patriot-Feuereinheit.

Zu Ausbildungszwecken und für technische Untersuchungen besitzt
die Bundeswehr fünf weitere Startgeräte. Zwei davon sind für den
Verschuss von PAC-3-Lenkflugkörpern umgerüstet.

Für die Beschaffung des Waffensystems Patriot wurden insgesamt
3 048 Mio. Euro aufgewendet.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit
72. Abgeordneter
Steffen-Claudio

Lemme

(SPD)
Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswir-
kungen des Selektivvertragsrechts nach § 73c
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch auf die
Berufsgruppe der Zahntechnikerinnen und
-techniker?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Flach

vom 10. Dezember 2012
§ 73c Absatz 1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch gibt den Kran-
kenkassen die Möglichkeit, ihren Versicherten die Sicherstellung der
ambulanten (zahn)ärztlichen Versorgung durch Verträge anzubieten,
deren Gegenstand Versorgungsaufträge sein können, die sowohl die
versichertenbezogene gesamte ambulante (zahn)ärztliche Versor-
gung als auch einzelne Bereiche der ambulanten (zahn)ärztlichen
Versorgung umfassen können. Zur Umsetzung dieses Angebotes
können die Krankenkassen allein oder in Kooperation mit anderen
Krankenkassen Einzelverträge schließen mit vertrags(zahn)ärzt-
lichen Leistungserbringern, Gemeinschaften dieser Leistungserbrin-
ger, Trägern von Einrichtungen, die eine besondere ambulante Ver-
sorgung durch vertrags(zahn)ärztliche Leistungserbringer anbieten
und Kassen(zahn)ärztlichen Vereinigungen. Soweit nach dieser Vor-
schrift Verträge über vertragszahnärztliche Leistungen geschlossen
werden, können diese auch Auswirkungen auf einzelne Zahntechni-
kerinnen und -techniker haben.

Die Verträge sind der für die Krankenkasse zuständigen Aufsichtsbe-
hörde vorzulegen. Es ist Aufgabe der Aufsichtsbehörde, die Recht-
mäßigkeit des Vertrages zu prüfen. Diese Prüfung umfasst auch die
Auswirkungen auf die Berufsgruppe der Zahntechnikerinnen und
-techniker.
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73. Abgeordnete
Mechthild

Rawert

(SPD)
Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung
2012 ergriffen und welche Maßnahmen plant
die Bundesregierung für 2013, um das im Na-
tionalen Aktionsplan Integration benannte
strategische Ziel zu erreichen, die Datenlage
im Themenfeld Gesundheit und Pflege zu ver-
bessern?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Flach

vom 13. Dezember 2012
Im Nationalen Aktionsplan Integration ist die Bundesregierung bei
dem strategischen Ziel „Datenlage verbessern“ bei dem operativen
Ziel Verbesserung der Kenntnisse über die häusliche und stationäre
Versorgungssituation von Pflegebedürftigen zur Studie „Wirkungen
des Pflege-Weiterentwicklungsgesetzes“ sowie Verbesserung der
Kenntnisse zum Gesundheitszustand von Kindern und Jugendlichen
mit Migrationshintergrund genannt.

Hierzu ist Folgendes anzumerken:

Die bereits abgeschlossene Studie „Wirkungen des Pflege-Weiterent-
wicklungsgesetzes“ hat die Datenlage zum Migrationshintergrund
von Pflegebedürftigen und Pflegenden deutlich verbessert.

Neben quantitativen Aussagen war es auch möglich, nach besonde-
ren Problemen in der Versorgung zu fragen. Das Instrument der Be-
fragung innerhalb von wissenschaftlichen Studien ist geeignet, auch
die künftige Entwicklung der Situation von Menschen mit Migra-
tionshintergrund in der Langzeitpflege zu beobachten.

Mit der Basisuntersuchung zum Kinder- und Jugendgesundheitssur-
vey (KiGGS) konnten bereits wichtige epidemiologische Fragestel-
lungen zur Gesundheitssituation von Kindern und Jugendlichen in
Deutschland einschließlich von Kindern und Jugendlichen mit Mi-
grationshintergrund beantwortet werden, wie die Häufigkeit be-
stimmter Gesundheitsstörungen und Informationen über das Ge-
sundheitsverhalten der Heranwachsenden. 2009 begann das Robert
Koch-Institut mit den Datenerhebungen zu KiGGS Welle 1, der
Fortsetzungsstudie der KiGGS-Basiserhebung, bei der die Daten
vorwiegend mithilfe telefonischer Interviews erhoben werden. Be-
fragt wurden sowohl die Eltern von Kindern und Jugendlichen bis
17 Jahren als auch die Kinder (ab elf Jahren), Jugendliche und jun-
gen Erwachsenen selbst. Ende Juni 2012 wurden die telefonischen
Befragungen abgeschlossen.

In der KiGGS Welle 1 wurden erneut die Probanden aus Familien
mit Migrationshintergrund aus der KiGGS-Basisuntersuchung zur
Teilnahme eingeladen. Darüber hinaus wurden weitere Familien mit
Migrationshintergrund mit Kindern in der Altersgruppe bis zu sechs
Jahren einbezogen. Personen, deren Deutschkenntnisse für ein tele-
fonisches Interview nicht ausreichten, konnten einen deutschen oder
einen übersetzten Papierfragebogen ausfüllen. Vier Sprachen stan-
den zur Auswahl. Damit werden erneut aktuelle Daten auch zur Ge-
sundheitssituation von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund zur Verfügung stehen.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung
74. Abgeordneter
Sören

Bartol
(SPD)
Warum hat der Bundesminister für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung, Dr. Peter
Ramsauer, zum so genannten Runden Tisch
„Wohnraum für Studierende“ am 27. Novem-
ber 2012 die Abgeordneten Dirk Fischer
(Hamburg) (CDU/CSU) und Petra Müller
(Aachen) (FDP) eingeladen und keine Vertre-
ter der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und DIE LINKE.?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Andreas Scheuer
vom 11. Dezember 2012
Mit dem Runden Tisch wollten sich die Vertreter der Bundesregie-
rung zunächst ein Gesamtbild über Möglichkeiten und Vorschläge
zur Schaffung und Bereitstellung von zusätzlichem Wohnraum für
Studierende verschaffen. Vertreter der Koalitionsfraktionen der
CDU/CSU und FDP wurden eingeladen, um diese frühzeitig an der
Erarbeitung von Lösungskonzepten der Bundesregierung zu beteili-
gen.
75. Abgeordneter
Sören

Bartol

(SPD)
Wie sieht der weitere Zeitplan zur Konkretisie-
rung der Winterreifenpflicht aus, und warum
hat die Bundesregierung seit dem Winter 2011
die vom Bundesminister Dr. Peter Ramsauer
angekündigte Novellierung der entsprechen-
den rechtlichen Regelungen nicht vorgelegt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Dr. Andreas Scheuer

vom 11. Dezember 2012
Zur Festlegung einheitlicher Kriterien für Winterreifen war eine Ver-
abschiedung in den internationalen Gremien der UN-Wirtschafts-
kommission für Europa (UNECE) notwendig. Dies wurde im No-
vember 2012 erreicht, wodurch die Kriterien nun für Pkw und Nutz-
fahrzuge rechtlich verankert werden können.

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung hat
sich erfolgreich für die Kennzeichnung von Winterreifen mit dem
„Alpine“-Symbol eingesetzt. Der Vorschlag fand Unterstützung
durch die Europäische Kommission, die EU-Mitgliedstaaten und die
UNECE-Vertragsstaaten.

Die Bundesregierung bereitet nun die entsprechenden Rechtsände-
rungen vor.
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76. Abgeordneter
Uwe

Beckmeyer

(SPD)
Welche Inhalte hatte das Gespräch zwischen
Vertretern der Bundesregierung und der Bun-
desländer am 29. November 2012 in Berlin zu
den Plänen für eine Neuordnung des Bundes-
wasserstraßennetzes und dem Umbau der
Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bun-
des, und was ist das Ergebnis?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 10. Dezember 2012
Die Veranlassungen und Eckpunkte gemäß dem 5. Bericht des
BMVBS an den Deutschen Bundestag zur Reform der Wasser- und
Schifffahrtsverwaltung des Bundes (WSV) sowie das weitere Vorge-
hen gemäß dem Beschluss des Haushaltsausschusses des Deutschen
Bundestages vom 26. September 2012 wurden dargestellt und erläu-
tert. Die Kritikpunkte der Länder, die sich im Wesentlichen auf die
Herleitung und Auswirkungen der Netzkategorisierung sowie einzel-
ne WSV-Standorte bezogen, wurden seitens des BMVBS entgegenge-
nommen und werden im weiteren Reformprozess berücksichtigt.
77. Abgeordneter
Uwe

Beckmeyer
(SPD)
Welche Einschätzung haben die Ländervertre-
ter bei dem Treffen in Bezug auf die Auswir-
kungen der Pläne der Bundesregierung auf die
Kompetenzen der Bundesländer sowie eine
Beteiligung des Bundesrates an dem Vorhaben
der Bundesregierung vorgetragen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 10. Dezember 2012
Auswirkungen der WSV-Reform auf die Länderkompetenzen wur-
den nicht thematisiert. Das BMVBS wurde gebeten, im Rahmen der
neuen Verwaltungsstruktur auch die regionale Kompetenz der WSV
zu erhalten, was allerdings gewährleistet ist.

Ein Teil der Bundesländer hat zudem, unter Berufung auf eine Stel-
lungnahme des Wissenschaftlichen Dienstes des Deutschen Bundes-
tages vom 11. September 2012, die Auffassung vertreten, dass die
mit Einrichtung der Generaldirektion einhergehende Auflösung der
Wasser- und Schifffahrtsdirektionen nur durch Gesetz, mit Zustim-
mung des Bundesrates, zulässig sei. Das BMVBS hat dazu erläutert,
dass die angesprochene Stellungnahme zwischenzeitlich durch eine
korrigierte Fassung des Wissenschaftlichen Dienstes ersetzt worden
sei. Diese Stellungnahme geht nicht mehr davon aus, dass ein Gesetz
mit Zustimmung des Bundesrates notwendig sei.
78. Abgeordneter
Uwe

Beckmeyer

(SPD)
Welche Schlüsse wird die Bundesregierung da-
raus ziehen?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 20. Dezember 2012
Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung
(BMVBS) nimmt die Rechtsauffassungen einzelner Bundesländer
zur Kenntnis.
79. Abgeordneter
Uwe

Beckmeyer

(SPD)
Plant die Bundesregierung in den kommenden
Monaten bilaterale Gespräche mit Vertretern
von Bundesländern, um Änderungen an der
jetzt durch das BMVBS vorgenommenen
Netzkategorisierung der Bundeswasserstraßen
vorzunehmen, und wenn ja, um welche Was-
serstraßen (bitte aufschlüsseln nach Bundeslän-
dern) geht es dabei im Einzelnen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 20. Dezember 2012
Die Bundesregierung plant in den kommenden Monaten keine bila-
teralen Gespräche mit einzelnen Bundesländern zur Änderung der
Kategorisierung einzelner Wasserstraßen. Das BMVBS hat allen
Ländern aber bei Bedarf weitere Abstimmungsgespräche zugesi-
chert.
80. Abgeordnete
Dr. Dagmar

Enkelmann

(DIE LINKE.)
Auf welcher gesetzlichen Grundlage und mit
welchen rechtskräftigen Beschlüssen kann
nach Kenntnis und Auffassung der Bundes-
regierung die Landesregierung Brandenburg
als zuständige Genehmigungsbehörde auch für
die Betriebszeiten am Flughafen BER die
bestehende Nachtflugregelung ändern und
ein umfassendes Nachtflugverbot von 22 bis
6 Uhr einführen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke

vom 13. Dezember 2012
Die luftverkehrsrechtliche Grundlage für die Genehmigung von
Flughäfen einschließlich der Regelung der Betriebszeiten bilden die
§§ 6 und 8 des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG). Die zuständige Be-
hörde des Landes Brandenburg hat den Flughafen Berlin Branden-
burg planfestgestellt. Die im Planfeststellungsbeschluss des Landes
festgelegten Betriebszeiten und Betriebsregelungen wurden höchst-
richterlich bestätigt. Eine Änderung der Genehmigung wäre bei
einer wesentlichen Änderung oder Erweiterung der Anlage oder des
Betriebes des Flugplatzes auf der Grundlage von § 6 Absatz 4
LuftVG möglich. Ob Voraussetzungen gemäß dem LuftVG vorlie-
gen, ist vom Land zu prüfen.
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81. Abgeordneter
Hans-Joachim

Hacker

(SPD)
Inwieweit hält die Bundesregierung die Kritik
des Bundesverbandes der Omnibusunterneh-
mer für berechtigt, dass nach Umsetzung der
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 und nach
Verabschiedung des deutschen Umsetzungs-
gesetzes (Personenbeförderungsgesetz) ohne
Vorliegen von praktischen Erfahrungen keine
neuen bürokratischen Vorgaben im Sinne der
geplanten Leitlinien der EU-Kommission zur
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 erlassen wer-
den sollten?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Andreas Scheuer
vom 12. Dezember 2012
Die Europäische Kommission hat am 18. Dezember 2012 einen Ent-
wurf von Auslegungsleitlinien zur Verordnung (EG) Nr. 1370/2007
über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße zur
informellen Konsultation vorgelegt. Mit diesen Leitlinien soll nach
Angaben der EU-Kommission verhindert werden, dass der Aufbau
eines Binnenmarktes für den öffentlichen Personenverkehr behindert
wird und ungewollte Wettbewerbsverzerrungen eintreten.

Das Ziel der EU-Kommission ist nicht zu beanstanden. Die Verord-
nung ist am 3. Dezember 2009 in Kraft getreten. Ihre Regelungen
sind zum großen Teil bereits anzuwenden. Daher liegen auch bereits
erste Erfahrungen vor.

Allerdings hält die Bundesregierung den vorgelegten Leitlinienent-
wurf der EU-Kommission in vielen Punkten für unzureichend, weil
er die Handlungsspielräume der Verordnung sehr restriktiv interpre-
tiert. Sehr bedenklich ist auch die von der EU-Kommission gewählte
Form des Konsultationsverfahrens, weil, anders als üblich, nur ein
begrenzter Kreis potenziell Betroffener beteiligt wurde und wegen
der engen Terminierung auch keine umfassende Koordinierung
durch die Bundesregierung möglich war. Dies hat die Bundesregie-
rung mit Mitteilung vom 29. November 2012 der EU-Kommission
gegenüber zum Ausdruck gebracht.
82. Abgeordneter
Gustav

Herzog

(SPD)
Wann legt die Bundesregierung die Novelle
der Richtlinie zur Berechnung der Schallim-
missionen von Schienenwegen (Schall 03) vor
und macht damit den Weg frei für eine Reihe
von innovativen Lärmschutzmaßnahmen am
Gleis, und wie begründet die Bundesregierung
diese Zeitverzögerung?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 11. Dezember 2012
Die Aktualisierung der Anlage 2 der Verkehrslärmschutzverordnung
(Schall 03) ist nur auf dem Verordnungsweg möglich. Zur entspre-
chenden Verordnungsermächtigung in § 43 Absatz 1 des Bundes-Im-
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missionsschutzgesetzes ist derzeit mit dem Entwurf eines Elften Ge-
setzes zur Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes eine Än-
derung im Gesetzgebungsverfahren, zuletzt am 29. November 2012
in der 2. und 3. Lesung im Deutschen Bundestag. Der Entwurf des
BMVBS für eine Aktualisierung der Anlage 2 der Verkehrslärm-
schutzverordnung konnte deshalb noch nicht in der endgültigen Fas-
sung zur Abstimmung vorgelegt werden. Die Ressortabstimmung
des Entwurfs wird in Kürze eingeleitet. Im Übrigen ist darauf hinzu-
weisen, dass die Berücksichtigung von Fahrbahnarten mit besonde-
ren Vorkehrungen für eine dauerhafte Lärmminderung bereits mit
der geltenden Anlage 2 der Verkehrslärmschutzverordnung möglich
ist. Für innovative Techniken wurde bereits mit der Erprobung im
Rahmen des Konjunkturpakets II durch die Bundesregierung der
Nachweis der Lärmminderung ermöglicht.
83. Abgeordneter
Gustav

Herzog

(SPD)
Welche Straßenbauprojekte hat die Bundesre-
gierung im Zusammenhang mit der infrastruk-
turellen Erschließung für den Neubau des
US-Krankenhauses in Weilerbach zugesagt
(DIE RHEINPFALZ vom 30. November
2012), und welchen Kostenanteil wird der
Bund bei den einzelnen Maßnahmen jeweils
übernehmen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 11. Dezember 2012
Eine konkrete Finanzierung der geplanten Straßenbaumaßnahmen
im Zusammenhang mit dem Neubau der US-Klinik in Weilerbach
hat der Bund nicht zugesagt. Im Rahmen der bisherigen Abstimmun-
gen bzw. Veranstaltungen (u. a. Informationsveranstaltung am
20. September 2012) wurde lediglich eine Untersuchung, Bewertung
und Prüfung der Verkehrsprojekte zugesichert. Grundsätzlich erfolgt
die Finanzierung der vorgesehenen Straßenbaumaßnahmen auf
Grundlage der entsprechenden gesetzlichen Regelungen. Diese stel-
len sich aktuell wie folgt dar:

• Soweit Straßenbaumaßnahmen unmittelbar und allein durch die
US-Klinik ausgelöst sind, müssen diese ausschließlich von den
USA finanziert werden. Dies gilt z. B. für den Straßenausbau im
Bereich des East Gate einschließlich des Knotenausbaus an der
L 369 mit dem gemeinsamen Zugang zur Ramstein Airbase und
zur US-Klinik. Auch soweit ein Netzausbaubedarf ausschließlich
auf die zusätzlichen Verkehrsbelastungen aus dem Krankenhaus-
neubau im unmittelbar angrenzenden Netz zurückzuführen ist,
wäre eine Zahlungsverpflichtung durch die USA begründbar.

• Die äußere Erschließung der US-Klinik erfolgt über Landes- und
Kreisstraßen, die im weiteren Verlauf an die Bundesautobahn an-
schließen. Der Bedarf zum Ausbau des Autobahnschlusses ist be-
reits lange vor Beginn der konkreten Überlegungen zum Klinik-
neubau gegeben gewesen und planerisch aufgearbeitet worden.
Derzeit werden noch verschiedene Ausbauvarianten untersucht.
Die Kostentragung richtet sich nach den Grundsätzen der recht-
lich verbindlichen Regelungen bei Ausbaumaßnahmen an An-
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schlussstellen bei gemeinsamer Veranlassung der beteiligten Stra-
ßenbaulastträger. Im Ergebnis bedeutet dies, dass die Kreuzungs-
beteiligten als Straßenbaulastträger die Finanzierung sicherstellen
müssen. Sie sind auch für die ausreichende Sicherheit und Leich-
tigkeit des Anschlusses verantwortlich.

• Auch die weiteren vorgesehenen Netzausbaumaßnahmen wie die
beiden Kreisel bei Mackenbach und die Begradigung der K5/K25
sind nicht ursächlich in der zusätzlichen Verkehrsbelastung aus
dem Neubau der US-Klinik begründet. Diese drei Maßnahmen
sind auch ohne die Klinik bereits aus Gründen der Verkehrssi-
cherheit oder der Verbesserung der Leistungsfähigkeit laut Ver-
kehrsuntersuchung und Bericht des Landesbetriebs Mobilität er-
forderlich; die Umweltauswirkungen sind dabei zu berücksichti-
gen. Insoweit ist hier keine Gesamt- oder Anteilfinanzierung
durch die USA anhand der hier vorliegenden Unterlagen rechtlich
begründbar. Da sich die Kostentragung insoweit nach der jeweili-
gen Straßenbaulast richtet, sind die Kosten dieser drei Maßnah-
men von Land und Kreis zu tragen.
84. Abgeordneter
Dr. Anton

Hofreiter
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Um welche betriebstechnischen Belange han-
delt es sich nach Kenntnis der Bundesregie-
rung, die die DB Netz AG als Begründung für
den von 2014 auf 2017 verlegten Einbau von
ETCS (European Train Control System) zwi-
schen Ingolstadt und Petershausen anführt
(vgl. www.deutschebahn.com/de/presse/
pi_regional/3053618/by20121116.html), und
sieht die Bundesregierung nicht eher die Not-
wendigkeit, die Lücke der Linienzugbeeinflus-
sung (LZB) zwischen Ingolstadt Nord und Pe-
tershausen (zur Anhebung der Streckenge-
schwindigkeit und zur dichteren Blockteilung
im Knoten Ingolstadt) bis 2014, dem Fertig-
stellungsjahr dieser Ausbaustrecke, zu realisie-
ren?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 10. Dezember 2012
Bei der Neubau-/Ausbaustrecke (NBS/ABS) Nürnberg–Ingolstadt–
München handelt es sich um ein Vorhaben des Bedarfsplans, zu des-
sen Realisierung Bund und Deutsche Bahn AG (DB AG) eine sog.
Höchstbetragsvereinbarung geschlossen haben. Der Bund hat alle zu-
gesagten Mittel in der Vergangenheit bereitgestellt; das Vorhaben ist
bis auf den sog. Nordabschnitt (Petershausen–Ingolstadt) und bis auf
nachlaufende Restarbeiten abgeschlossen und in Betrieb. Für die
Fertigstellung der noch ausstehenden Maßnahmen stehen vertragsge-
mäß nur noch Eigenmittel der DB AG zur Verfügung.

Die DB Netz AG begründet in der zitierten Pressemitteilung die ver-
spätete Ausrüstung des Nordabschnitts mit ETCS damit, dass „der-
zeit sämtliche im Bereich von ETCS vorhandenen internen und ex-
ternen Fachressourcen beim Bau der Hochgeschwindigkeitsstrecke
zwischen Nürnberg und Halle/Leipzig gebunden“ seien (VDE 8).
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Daher ließen sich erst nach Abschluss dieser Arbeit die ETCS-Pla-
nungen auf der gesamten Strecke Nürnberg–München fortsetzen.
Diese Priorisierung deckt sich mit den Abstimmungen zwischen
Bund und DB AG, wonach zunächst der planmäßigen Inbetriebnah-
me des Verkehrsprojekts Deutsche Einheit Nr. 8 mit ETCS vor der
Nachrüstung der NBS/ABS Nürnberg–Ingolstadt–München mit
ETCS der Vorzug zu geben ist. Dies gilt insbesondere, weil der fertig-
gestellte Teil der Schnellfahrstrecke Nürnberg–München aufgrund
seiner Ausrüstung mit LZB mit der zulässigen Höchstgeschwindig-
keit befahren werden kann. Über eine vorgezogene Ausrüstung des
Nordabschnittes mit LZB hätte die DB Netz AG als alleiniger Kos-
tenverantwortlicher sowie darüber hinaus als Infrastrukturbetreiber
zu entscheiden. Bei dieser Entscheidung ist auch zu berücksichtigen,
dass die Investitionen für den Einbau von LZB nach Inbetriebnahme
von ETCS wenige Jahre später verloren wären. Zudem lassen sich
bei den noch ausstehenden Maßnahmen die Bauzustände leichter
mit der vorhandenen punktförmigen Zugbeeinflussung projektieren.
85. Abgeordneter
Dr. Anton

Hofreiter

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie verhält sich die Bundesregierung zu der
These, die Verwendung des Bundesanteils am
Flughafen-München-Darlehen in Höhe von
128 Mio. Euro für den Bau des zweiten
S-Bahn-Tunnels in München sei rechtswidrig,
und auf welche haushaltsrechtliche Weise kön-
nen die 128 Mio. Euro außerhalb des GVFG-
Bundesprogramms (GVFG: Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetz) für ein Vorhaben
der ÖPNV-Schienenverkehrswege (ÖPNV: öf-
fentlicher Personennahverkehr) in Verdich-
tungsräumen zur Verfügung gestellt werden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 12. Dezember 2012
Zum jetzigen Zeitpunkt ist die Klärung der im Zusammenhang mit
der Umwidmung sich stellenden verfahrenstechnischen und haus-
haltstechnischen Fragen noch nicht abgeschlossen. Haushalts- und
gesellschaftsrechtliche Belange werden gewahrt.
86. Abgeordneter
Dr. Anton

Hofreiter

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Ist es zutreffend, dass die sich derzeit im Bau
befindliche Ortsumgehung Rosenheim Be-
standteil der überregionalen Verbindungsachse
B 15n ist und dass sich daher mit dem Ver-
kehrsprojekt Ortsumgehung Rosenheim die
B 15n nicht nur von Norden her, sondern auch
von Süden her bereits im Bau befindet?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Dr. Andreas Scheuer

vom 11. Dezember 2012
Die B 15n und die B 15 Westtangente (Ortsumgehung) Rosenheim
sind zwei baulich voneinander unabhängige Projekte. Mit dem Bau
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der Westtangente Rosenheim soll eine Verlagerung des Verkehrs der
bestehenden B 15 aus der Ortslage von Rosenheim heraus erreicht
werden. Die B 15n soll im weiträumigen Verbund eine Entlastung be-
wirken.

Der geltende Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen 2004 weist die
B 15 Westtangente Rosenheim als zweistreifiges Projekt des Vordrin-
glichen Bedarfs aus. Die B 15n ist zwischen der A 94 und der A 8 als
vierstreifiges Projekt im Weiteren Bedarf enthalten und wird in die-
sem Abschnitt zurzeit nicht beplant.

Ob die beiden Vorhaben künftig als kombiniertes Vorhaben verfolgt
werden könnten, kann im Rahmen der anlaufenden Bedarfsplanfort-
schreibung überprüft werden. Die Entscheidung obliegt dem Deut-
schen Bundestag.
87. Abgeordneter
Dr. Anton

Hofreiter

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Für wie wahrscheinlich hält die Bundesregie-
rung den Spontaneinsturz von Spannbetonbrü-
cken im deutschen Verkehrsnetz, und inwie-
fern kann die Bundesregierung lückenlos si-
cherstellen, dass Brücken im Bundesfernstra-
ßennetz und Schienennetz rechtzeitig gesperrt
werden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Dr. Andreas Scheuer

vom 12. Dezember 2012
Zum Stichtag 1. September 2012 gab es im Netz der Bundesfernstra-
ßen rund 39 000 Bauwerke mit einer Brückenfläche von ca.
30 Mio. m2.

Um eine ständige Funktionsfähigkeit und Verkehrssicherheit der In-
genieurbauwerke zu gewährleisten, werden diese einer regelmäßigen
fachkundigen Überwachung und Prüfung unterzogen. Grundlage für
die Bauwerksprüfung ist die Norm DIN 1076 „Ingenieurbauwerke
im Zuge von Straßen und Wegen; Überwachung und Prüfung“. Da-
nach ist für jede Brücke im Abstand von sechs Jahren eine Haupt-
prüfung durch speziell ausgebildete Bauwerksprüfingenieure durch-
zuführen. Hierbei werden alle Bauteile gegebenenfalls unter Zuhilfe-
nahme von Besichtigungsgeräten geprüft. Darüber hinaus erfolgt in
einem Abstand von drei Jahren jeweils eine so genannte einfache
Prüfung. Des Weiteren ist festgelegt, dass jährlich Besichtigungen
durchzuführen sind. Dabei kontrollieren die zuständigen Straßen-
und Autobahnmeistereien die Bauwerke. Außerdem erfolgen zwei-
mal jährlich Beobachtungen im Hinblick auf augenscheinliche Schä-
den. Alle Ergebnisse werden für jede einzelne Brücke nach festen
Vorgaben dokumentiert.

Die Aufnahme der Schäden und die daraus folgende Beurteilung des
Zustandes erfolgt unter Nutzung moderner DV-Systeme im Rahmen
der Richtlinien zur einheitlichen Erfassung, Bewertung, Aufzeich-
nung und Auswertung von Ergebnissen der Bauwerksprüfung nach
DIN 1076 (RI-EBW-PRÜF). Hierbei werden die durch den Bau-
werksprüfingenieur vergebenen Bewertungen für die Standsicher-
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heit, Verkehrssicherheit und Dauerhaftigkeit automatisch ausgewer-
tet und zu einer Zustandsnote von 1 (sehr guter Zustand) bis 4 (unge-
nügender Zustand) zusammengefasst.

Hat ein Bauwerk einen nicht ausreichenden bzw. ungenügenden Zu-
stand, werden entsprechende Maßnahmen veranlasst. Bei älteren
Bauwerken erfolgt gegebenenfalls auch eine statische Nachrechnung,
die sicherstellen soll, dass das Bauwerk die stark gestiegenen und
nach der Prognose weiter steigenden Verkehrslasten insbesondere
des Schwerverkehrs sicher aufnehmen kann. Aus den dabei festge-
stellten Defiziten werden ebenfalls Maßnahmen wie z. B. eine bauli-
che Verstärkung des Tragwerks abgeleitet.

Bei Standsicherheitsschäden können bis zur Durchführung von bauli-
chen Maßnahmen ein Überholverbot für Lkw, eine Lastbeschrän-
kung oder eine Änderung der Spurführung aber auch eine Verkür-
zung der Untersuchungsintervalle bis hin zu einem automatisierten
Dauermonitoring angeordnet werden.

Durch das beschriebene Sicherheitskonzept ist alles getan, um einen
Spontaneinsturz von Brücken im Bundesfernstraßennetz auszuschlie-
ßen.

Für den Bereich des Schienennetzes wird folgender Sachstand be-
richtet: Die DB Netz AG als verantwortliche Eisenbahninfrastruk-
turbetreiberin führt die Überwachung und Prüfung der Brücken
nach einem vergleichbaren Verfahren durch.

Die Problematik der möglichen Spannungsrisskorrosion von vergü-
teten Spannstählen, die von unterschiedlichen Herstellern bis in die
1980er-Jahre produziert und teilweise auch in Eisenbahnbrücken ein-
gebaut wurden, ist bekannt und wird von der DB Netz AG umfas-
send und aktiv behandelt. Die betreffenden Eisenbahnbrücken sind
ermittelt und eine Abschätzung der Versagenswahrscheinlichkeit von
Spannbetontragwerken infolge von Spannungsrisskorrosion wurde
unter Einschaltung von Gutachtern erstellt. Im Ergebnis ist festzu-
stellen, dass die Wahrscheinlichkeit eines Versagens ohne Ankündi-
gung durch die Rissbildung bei Spannbetonbauteilen mit mehreren
Spanngliedern als sehr gering eingeschätzt wird.

Im Rahmen der Bestandsaufnahme durch die DB Netz AG wurden
von den derzeit 859 Spannbetonbrücken insgesamt 125 Bauwerke
als betroffen eingestuft. Diese Bauwerke werden jährlich inspiziert.
Auffälligkeiten (Rissbildung) sind bisher nicht zu erkennen.
88. Abgeordneter
Sven-Christian

Kindler

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Zu welchen Konditionen (Umfang, Laufzeit,
Zinssatz, Tilgung) hat der Bund der Flughafen-
gesellschaft München GmbH (FMG) Darle-
hen gewährt?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 10. Dezember 2012
Der Bund hat der FMG Darlehen i. H. v. ursprünglich 331,6 Mio.
Euro gewährt. Ende 2006 wurden davon 203,9 Mio. Euro getilgt.
Seitdem beträgt die Restdarlehenshöhe 127,7 Mio. Euro. Die Lauf-
zeit des Darlehensvertrages ist zeitlich nicht begrenzt. Die Verzin-
sung erfolgt auf Grundlage der bestehenden vertraglichen Vereinba-
rungen in Orientierung am Basiszinssatz gemäß § 247 des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs.
89. Abgeordneter
Sven-Christian

Kindler

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
In welchen Haushaltstiteln und Kapiteln wer-
den die Darlehensrückzahlungen im Bundes-
haushalt 2013 gebucht?
90. Abgeordneter
Sven-Christian

Kindler

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie verfährt die Bundesregierung (haushalts-
technisch und haushaltsrechtlich), um wie
durch das Bayerische Staatsministerium für
Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Tech-
nologie angekündigt (vgl. Pressemitteilung
vom 27. November 2012) das Darlehen an die
FMG und somit auch den Darlehensanteil des
Bundes von 128 Mio. Euro nun zur Finanzie-
rung der Baukosten für die zweite S-Bahn-
Stammstrecke in München einzusetzen, und
wann wird der Haushaltsausschuss des Deut-
schen Bundestages beteiligt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 10. Dezember 2012
Die Fragen 87 und 88 werden wegen ihres Sachzusammenhangs ge-
meinsam beantwortet.

Der Bund hat seine Bereitschaft erklärt, seinen Darlehensanteil zu-
sammen mit den Anteilen der Mitgesellschafter umzuwidmen und
zur Mitfinanzierung der zweiten S-Bahn-Stammstrecke München zur
Verfügung zu stellen. Die Klärung der sich im Zusammenhang mit
der Umwidmung stellenden verfahrenstechnischen Detailfragen ist
noch nicht abgeschlossen. Grundsätzlich sind für die Gewährung
und Tilgung von Darlehen an Flughafengesellschaften, an denen der
Bund beteiligt ist, die Titel 861 11 und 182 01 im Kapitel 12 17 des
Bundeshaushalts einschlägig. Die Information des Haushaltsaus-
schusses wird sichergestellt.
91. Abgeordneter
Sven-Christian

Kindler

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Aus welchen Haushaltstiteln und Kapiteln des
Bundeshaushaltes 2013 werden die ebenfalls in
der Pressemitteilung angekündigten zusätzli-
chen Mittel in Höhe von 108 Mio. Euro bereit-
gestellt?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 10. Dezember 2012
Der Bund hat sich im Zusammenhang mit der Finanzierung der
zweiten Stammstrecke der S-Bahn München bereiterklärt, den Frei-
staat Bayern bei der Finanzierung von Bedarfsplanvorhaben des
Bundes zu entlasten. Entsprechende Haushaltsmittel sollen bei Kapi-
tel 12 22 Titel 891 01 bereitgestellt werden. Ein direkter Einsatz die-
ser Mittel im Rahmen des Vorhabens der zweiten Stammstrecke
S-Bahn München ist nicht vorgesehen.
92. Abgeordnete
Dr. Bärbel

Kofler

(SPD)
Welche Folgen haben die gewonnenen Er-
kenntnisse aus der 2010/2011 erfolgten Erpro-
bung von innovativen Lärmschutzmaßnahmen
an Bundesschienenwegen, finanziert mit Mit-
teln des Konjunkturpakets II, für den Bau von
Lärmschutzmaßnahmen an Bundesschienen-
wegen im Allgemeinen und konkret für die
Bahnstrecke München–Rosenheim–Landes-
grenze bei Freilassing, insbesondere im Be-
reich Traunstein/Surberg, Gemeindeteil Huf-
schlag?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann
vom 13. Dezember 2012
Die Ergebnisse des Abschlussberichtes der DB Netz AG „Innovative
Maßnahmen zum Lärm- und Erschütterungsschutz am Fahrweg“ lie-
gen vor. Es ist beabsichtigt, die jeweiligen innovativen Techniken mit
ihrem nachgewiesenen Lärmminderungspotenzial in die Berech-
nungsvorschrift im Anhang 2 (Schall 03) zur Verkehrslärmschutz-
verordnung (16. BImSchV) aufzunehmen. Sie können dann rechtssi-
cher in Planfeststellungsverfahren verwendet werden. Für Mitte
2013 ist das Inkrafttreten der neuen Regelungen der Schall 03 vorge-
sehen. Bereits jetzt besteht aber ein großer Bedarf, im Rahmen des
Konjunkturpakets II erprobte innovative Techniken zur Anwendung
zu bringen. Die Techniken sollen möglichst frühzeitig in den Abwä-
gungsprozess laufender Planungsverfahren eingestellt werden kön-
nen.

Nach Mitteilung der DB Netz AG wurde der Streckenabschnitt
Traunstein–Freilassing in den Jahren 2007 und 2009 umgebaut und
erneuert. Der im Bereich Traunstein/Surberg, Gemeindeteil Huf-
schlag, verlaufende Streckenabschnitt der Bahnstrecke Rosenheim–
Salzburg ist im Gesamtkonzept zur Lärmsanierung mit einer Priori-
sierungskennziffer von 2,384 enthalten. Aufgrund dieser verhältnis-
mäßig niedrigen Priorisierungskennzahl müssen vor einer Lärmsa-
nierung in Hufschlag vorrangig Sanierungsmaßnahmen mit einer hö-
heren Priorisierung umgesetzt werden. Deshalb ist es mit derzeitigem
Stand nicht möglich, einen Zeitpunkt zu benennen, wann dort mit
der Lärmsanierung begonnen werden kann.
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93. Abgeordneter
Stephan

Kühn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Bestätigt die Bundesregierung die Aussagen
im „Bild“-Zeitungsbericht vom 29. November
2012, dass bei den Baukosten für den Flugha-
fen Berlin Brandenburg (BER) bisher 200 bis
250 Mio. Euro nicht berücksichtigt wurden,
und was sind aus Sicht der Bundesregierung
die Ursachen dafür?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke

vom 13. Dezember 2012
Entgegen den Aussagen im „Bild“-Zeitungsbericht vom 29. Novem-
ber 2012 bleibt der zusätzliche Kapitalbedarf der Flughafen Berlin
Brandenburg GmbH (FBB) nach deren Angaben innerhalb des be-
kannten Rahmens in Höhe von 1,2 Mrd. Euro. Innerhalb dieses Rah-
mens hat der Aufsichtsrat der FBB in seiner Klausursitzung am
7. Dezember 2012 auf Vorschlag der Geschäftsführung ein zusätz-
liches Baubudget in Höhe von 250 Mio. Euro bewilligt, das durch
Umschichtungen abgedeckt werden kann.

Hierzu hat die FBB, die im Rahmen der operativen Geschäftsfüh-
rung für die Kostenermittlung und die Kostenkontrolle verantwort-
lich ist, mitgeteilt, dass es sich bei den 250 Mio. Euro um weitere
Baukosten handelt, die in einem Worst-Case-Szenario anfallen könn-
ten.

In der bisherigen Kostenprognose waren diese Kosten noch nicht in
der Höhe berücksichtigt.
94. Abgeordneter
Stephan

Kühn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Plant die Bundesregierung, sich mit Mitteln
aus dem Bundeshaushalt an den Mehrkosten
zu beteiligen, und wenn ja, in welcher Höhe?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke

vom 13. Dezember 2012
Da die Erhöhung des Baubudgets innerhalb des bekannten Rahmens
in Höhe von 1,2 Mrd. Euro erfolgt (vgl. die Antwort auf Frage 91),
bedarf es insoweit keiner weiteren Mittel aus dem Bundeshaushalt.
95. Abgeordnete
Sabine
Leidig

(DIE LINKE.)
Wie begründet es die Bundesregierung, als
Vertreterin des Gesellschafters Bund und ver-
treten durch zwei Staatssekretäre im Aufsichts-
rat, dass sich in der Kapitalbedarfsplanung
der Flughafengesellschaft Berlin Brandenburg
GmbH der Posten „Verschiebungsbedingter
Bedarf/Belastungen aus dem operativen Ge-
schäft“ um 112 Mio. Euro auf 230 Mio. Euro
erhöht hat (vgl. Kurzinformation der FBB an
den Hauptausschuss des Berliner Abgeordne-
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tenhauses vom 12. September 2012, S. 5 f.),
welcher im Juni 2012 noch einen zusätzlichen
Kapitalbedarf bis einschließlich Dezember
2013 in Höhe von 118 Mio. Euro auswies (vgl.
Sachstandsbericht BER vom 25. Juni 2012),
und aus welchen konkreten Einzelposten setzte
sich dieser Posten jeweils im Juni und Septem-
ber 2012 zusammen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke

vom 12. Dezember 2012
Hierzu hat die Flughafengesellschaft Berlin Brandenburg GmbH
mitgeteilt:

„Der verschiebungsbedingte Bedarf/Belastungen aus dem operativen
Geschäft für die Verschiebung der Eröffnung auf den 17.03.13 be-
trugen EUR 118 Mio. Eine weitere Verschiebung auf den Eröff-
nungstermin 27.10.2013 erhöhte den verschiebungsbedingten Be-
darf/Belastungen aus dem operativen Geschäft auf EUR 230 Mio.
Hierin sind sowohl Mindereinnahmen aus geringeren Erlösen als
auch Mehraufwendungen aus dem Weiterbetrieb der Bestandsflug-
häfen bzw. der verschobenen Eröffnung des BER enthalten.“
96. Abgeordnete
Sabine

Leidig

(DIE LINKE.)
Warum wurde bei der Revision der Kapitalbe-
darfsplanung der FBB im September 2012 (ge-
genüber Juni 2012) der Posten „Risikovorsor-
ge“ nur um 130 Mio. Euro auf 322 Mio. Euro
erhöht, obwohl laut Angabe der Bundesregie-
rung 175 Mio. Euro als zusätzliche Risikovor-
sorge für den Schallschutz abgebildet wurden
(vgl. Informationsbitte des Abgeordneten
Roland Claus vom 8. November 2012), und
von welchen finanziellen Belastungen für die
Flughafengesellschaft ist auszugehen, die
durch kapazitätssteigernde Baumaßnahmen
(z. B. zusätzliche Abfertigungsstände – „Satelli-
ten“) sowie die notwendige Sanierung der
Nordbahn entstehen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke
vom 12. Dezember 2012
Hierzu hat die FBB mitgeteilt:

„Aus der Revision des Kapitalbedarfs ergab sich ein zusätzlicher
Vorsorgebedarf von nur 130 Mio. Euro, da es auch gegenläufige
Efekte gab. Für die Sanierung der Nordbahn sind Mittel im Business
Plan der FBB in den Jahren 2017 und 2018 von insgesamt ca.
160 Mio. Euro vorgesehen. Die langfristige Planung sieht eine Refi-
nanzierung der Sanierung der alten Start- und Landebahn sowie
eines möglichen Satelliten über künftige operative Überschüsse vor.“
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97. Abgeordnete
Sabine

Leidig

(DIE LINKE.)
Inwieweit wurde seitens der Bundesregierung,
z. B. durch die Stäbe der vom Bund in den
Aufsichtsrat der FBB entsandten Staatssekre-
täre, die Aussage der Geschäftsführung über-
prüft, dass bei der Berechnung der zusätzli-
chen Baukosten in Höhe von 276 Mio. Euro
„alle Projektkosten und Investitionen, [. . .] ins-
besondere alle baulichen Leistungen und Bau-
nebenleistungen“ einflossen (vgl. Sachstands-
bericht BER vom 25. Juni 2012, S. 7) – welche
sich inzwischen als unzutreffend herausstellte
(vgl. „Neue Kostenexplosion am BER-Flugha-
fen?“, BZ vom 29. November 2012) –, und
wird sich nach Ansicht der Bundesregierung
der Kapitalbedarf durch die zusätzlichen offe-
nen Forderungen seitens der beteiligten Baufir-
men in Höhe von 200 bis 250 Mio. Euro (vgl.
ebd.) erneut erhöhen (bitte begründen)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke

vom 12. Dezember 2012
Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung
nimmt die Aufgaben des Bundes als Gesellschafter der FBB nach
dem Gesellschaftsvertrag und den gesellschaftsrechtlichen Vorschrif-
ten wahr. Sowohl die Vertreter des Gesellschafters Bund als auch die
vom Bund entsandten Aufsichtsratsmitglieder begleiten die Thematik
des Kapitalbedarfs durch gezielte Fragen kritisch. Für die Kostener-
mittlung und die Kostenkontrolle ist die FBB im Rahmen der opera-
tiven Geschäftsführung verantwortlich. Auf Vorschlag der Ge-
schäftsführung hat der Aufsichtsrat in seiner Klausursitzung am
7. Dezember 2012 ein zusätzliches Baubudget in Höhe von 250 Mio.
Euro bewilligt. Damit bleibt nach Information der FBB der zusätz-
liche Kapitalbedarf der FBB innerhalb des bekannten Rahmens in
Höhe von 1,2 Mrd. Euro.
98. Abgeordnete
Sabine

Leidig
(DIE LINKE.)
Ist es wahr, dass der Vertrag für den Vor-
standsvorsitzenden der Deutschen Bahn AG
(DB AG), Dr. Rüdiger Grube, noch in diesem
Jahr verlängert wird, und wie verhält sich diese
Entscheidung zur Regelung im Aktiengesetz
(§ 84 Absatz 1 Satz 1 AktG), nach der der Ver-
trag eines Aufsichtsratsmitglieds frühestens ein
Jahr vor Ablauf verlängert werden kann (das
wäre erst Ende 2013)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 11. Dezember 2012
Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs zu § 84 Absatz 1
AktG (Urteil vom 16. Juli 2012 – II ZR 55/11) ist eine vorzeitige
Wiederbestellung eines Vorstandsmitglieds zulässig. Hierüber ent-
scheidet der Aufsichtsrat nach § 84 AktG in alleiniger Verantwor-
tung.
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99. Abgeordnete
Sabine

Leidig

(DIE LINKE.)
Wie reagierten die von der Bundesregierung
entsandten Aufsichtsratsmitglieder der
DB AG auf die Ankündigung, dass den Mit-
gliedern des Aufsichtsrates der DB AG zur Sit-
zung am 12. Dezember 2012, bei der die Kos-
tensteigerung bei Stuttgart 21 auf der Tages-
ordnung steht, keine schriftlichen Unterlagen
zu diesem Tagesordnungspunkt vorab zugelei-
tet werden sollen, und wie garantiert die Bun-
desregierung, dass die Aufsichtspflichten der
von ihr benannten Aufsichtsratsmitglieder den-
noch in vollem Umfang erfüllt werden kön-
nen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 11. Dezember 2012
Inhalte von Aufsichtsratssitzungen, einschließlich der Positionierun-
gen der Bundesvertreter zu einzelnen Sachverhalten, unterliegen der
Verschwiegenheitspflicht nach den §§ 116, 394 und 395 AktG. Die
Aufsichtsratsmitglieder der DB AG, so auch die Bundesvertreter,
haben die Sorgfaltspflichten nach den §§ 93 und 116 AktG zu beach-
ten. Die Aufsichtsratsmitglieder des Bundes nehmen diese Pflichten
verantwortungsbewusst wahr.
100. Abgeordnete
Kirsten

Lühmann

(SPD)
Wie oft und in welcher Angelegenheit (bitte
mit Datum und Anlass/Anliegen auflisten) ist
der Bundesminister für Verkehr, Bau und
Stadtentwicklung, Dr. Peter Ramsauer, in der
laufenden Legislaturperiode nach Brüssel bzw.
nach Straßburg gereist, um sich im direkten
Kontakt und in enger Abstimmung mit euro-
päischen Kollegen, Mitgliedern der EU-Kom-
mission und des Europäischen Parlaments für
die Interessen Deutschlands auf europäischer
Ebene einzusetzen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Andreas Scheuer

vom 12. Dezember 2012
Es liegt im besonderen Interesse des Bundesministers Dr. Peter
Ramsauer, persönlich an den turnusmäßigen Räten der europäischen
Verkehrsminister/-innen in Brüssel oder Luxemburg und den infor-
mellen Ministertreffen auf Einladung der jeweiligen Ratspräsident-
schaft teilzunehmen.

Nicht nur bei diesen Treffen fanden – neben dem Abarbeiten der je-
weiligen Tagesordnung – intensive bilaterale Kontakte und Abstim-
mungen mit den europäischen Ministerkollegen/-innen, den zuständi-
gen Mitgliedern der Europäischen Kommission Vizepräsident Siim
Kallas, Vizepräsident Antonio Tajani und EU-Kommissar Johannes
Hahn sowie Mitgliedern des Europäischen Parlaments statt. Der
Bundesminister Dr. Peter Ramsauer nutzte auch zahlreiche natio-
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nale und internationale Konferenzen, Messen und Tagungen für
diesbezügliche Kontakte und Hintergrundgespräche.
101. Abgeordneter
Karl

Schiewerling
(CDU/CSU)
Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie-
rung darüber vor, dass die hohen Kosten – et-
wa 6 000 bis 7 000 Euro – für den Erwerb der
Fahrerlaubnis der Führerscheinklasse CE dazu
führen, dass die betroffenen Unternehmen der
Transport- und Logistikbranche keine geeigne-
ten Bewerber finden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Andreas Scheuer

vom 6. Dezember 2012
Die Kosten für den Erwerb der Fahrerlaubnisklasse C liegen im
Rahmen der Ausbildung für die Fahrerlaubnisklasse C bei 1 800 bis
2 400 Euro und für eine C/CE-Ausbildung bei 2 400 bis 4 000 Euro
ohne Berufskraftfahrerausbildung. Die Kosten für eine Berufskraft-
fahrergrundqualifikation liegen bei 3 000 bis 4 000 Euro. Verlangen
die Unternehmen, dass die Bewerber diese Kosten übernehmen,
sinkt das Interesse der Fahrer, weil die finanziellen Kapazitäten sel-
ten vorhanden sind. Ein entscheidender Grund für den Nachwuchs-
rückgang im Kraftfahrergewerbe stellt jedoch das geringe Einkom-
men, verbunden mit Schichtarbeit, dar.
102. Abgeordneter
Karl

Schiewerling

(CDU/CSU)
Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie-
rung über einen generellen Fachkräftemangel
im Bereich der Berufskraftfahrer mit einer
Fahrerlaubnis der Führerscheinklasse CE vor?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Andreas Scheuer
vom 6. Dezember 2012
Die Anforderungen im Güterkraft- und Personenverkehr sind 2006
durch die Einführung des Berufskraftfahrer-Qualifikations-Gesetzes
(BKrFQG) sowie der entsprechenden Verordnung erheblich gestie-
gen. Neben einer umfassenden Grundqualifikation ist alle fünf Jahre
eine 35-stündige Weiterbildung in zahlreichen sicherheitsrelevanten
Bereichen zu absolvieren. Anlässlich der Umsetzung der entspre-
chenden Richtlinie 2003/59/EG vom 15. Juni 2003 ist nicht geregelt
worden, wer die Qualifizierung bezahlt und ob dafür Urlaub „ge-
opfert“ werden muss. Diese Umstände stellen zusätzliche Herausfor-
derungen für Unternehmen und Kraftfahrer dar, soweit keine tarif-
vertraglichen Regelungen bestehen.

Die Reaktionen auf die Fortbildungsanforderungen waren bei vielen
Unternehmen positiv, da die erhöhte Qualifikation der Mitarbeiter
geschätzt wurde. Bei dem Kraftfahrernachwuchs besteht jedoch die
Gefahr, dass diese Anforderungen dazu führen, vom Berufsziel des
Berufskraftfahrers Abstand zu nehmen, obwohl ein dringender Fach-
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kräftebedarf zu konstatieren ist. Darüber hinaus entscheiden sich
auch aus folgenden Gründen immer mehr Heranwachsende gegen
den Beruf des Berufskraftfahrers oder der Fachkraft im Fahrbetrieb:
Die Bezahlung bietet wenig Anreiz (ca. 1 200 bis 1 600 Euro netto),
zusätzlich sind die Fachkräfte in der Regel dem Schichtsystem unter-
worfen.

Als Reaktion auf den Nachwuchsmangel ist im aktuellen Aktions-
plan für Güterverkehr und Logistik eine Auswertung der Arbeitsbe-
dingungen in Güterverkehr und Logistik geplant, um diese zu verbes-
sern und so die Attraktivität dieser Berufe zu erhöhen. Auch die So-
zialpartner erhalten ständig aktualisierte Dokumentationsgrundla-
gen, um Defizite zu erkennen und hinsichtlich der Arbeitsbedingun-
gen erforderliche Verbesserungen vornehmen zu können. Diese Ver-
besserungen können zum Beispiel darin bestehen, durch die Förde-
rung firmeneigener Schulungen und Schulungsmaterial die Weiterbil-
dung z. B. inhaltlich und zeitlich konkret auf die Belange von Firmen
und ihren Fahrern einzurichten und dabei auch die Motivation für
die Ausbildung von eigenem Nachwuchs zu schaffen.

Um das Interesse an einer Ausbildung zum Berufskraftfahrer oder
einer Fachkraft im Fahrbetrieb zu erhöhen, ist im BKrFQG (im Ein-
vernehmen mit der EU) festgelegt worden, dass der Abschluss für
diese oder vergleichbare staatlich anerkannte Berufe den Erwerb der
Grundqualifikation beinhaltet. Sind Betriebe bereit, Bewerber für
diese Berufe auszubilden, erhalten sie Unterstützungen bis zu
4 000 Euro pro Azubi.

Im Rahmen des Förderprogramms Aus- und Weiterbildung werden
durch das Bundesamt für Güterverkehr im Auftrag des BMVBS
Unternehmen des Güterkraftverkehrs gefördert, die bestimmte Wei-
terbildungsmaßnahmen durchführen oder Ausbildungsplätze zur
Ausbildung zum Berufskraftfahrer schaffen.
103. Abgeordnete
Dr. Valerie

Wilms

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Aus welchem Grund soll der Vertrag mit
Dr. Rüdiger Grube als Vorsitzendem des Vor-
stands der Deutschen Bahn AG und der
DB Mobility Networks Logistics AG bereits
jetzt verlängert werden (siehe DIE WELT
vom 28. November 2012), obwohl laut Aktien-
gesetz (§ 84 Absatz 1 Satz 1 AktG) der Vertrag
eines Aufsichtsratsmitglieds frühestens ein
Jahr vor Ablauf verlängert werden darf, und
inwiefern wird bei dieser Entscheidung die
jüngste negative Entwicklung der Holdingtoch-
ter DB Netz AG berücksichtigt, wonach dem
„Geschäftsbereich ein katastrophales Zeugnis“
ausgestellt werden muss (STUTTGARTER
ZEITUNG vom 24. November 2012)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 11. Dezember 2012
Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs zu § 84 Absatz 1
AktG (Urteil vom 16. Juli 2012 – II ZR 55/11) ist eine vorzeitige
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Wiederbestellung eines Vorstandsmitglieds zulässig. Hierüber ent-
scheidet der Aufsichtsrat nach § 84 AktG in alleiniger Verantwor-
tung.
104. Abgeordnete
Dr. Valerie
Wilms

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie kommt die Bundesregierung mit ihrer
Vertretung im Aufsichtsrat der Deutschen
Bahn AG ihrer Kontrollfunktion nach, wenn
Unterlagen zu Mehrkosten beim Projekt Stutt-
gart 21 nicht wie üblich vor der Sitzung zur Be-
wertung vorgelegt werden (siehe DIE WELT
vom 2. Dezember 2012), und inwiefern ist der
Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung, Dr. Peter Ramsauer, als allei-
niger Vertreter der Hauptversammlung über
Mehrkosten bei Stuttgart 21 informiert?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 11. Dezember 2012
Inhalte von Aufsichtsratssitzungen, einschließlich der Positionierun-
gen der Bundesvertreter zu einzelnen Sachverhalten, unterliegen der
Verschwiegenheitspflicht nach den §§ 116, 394 und 395 AktG. Die
Aufsichtsratsmitglieder der DB AG, so auch die Bundesvertreter, ha-
ben die Sorgfaltspflichten nach den §§ 93, 116 AktG zu beachten.
Die Aufsichtsratsmitglieder des Bundes nehmen diese Pflichten ver-
antwortungsbewusst wahr.

Das Projekt Stuttgart 21 ist regelmäßig Gegenstand der Beratungen.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit
105. Abgeordneter
Dr. Dietmar
Bartsch

(DIE LINKE.)
Wann wird die Rechtsverordnung nach § 14
des Geodatenzugangsgesetzes verabschiedet,
so dass u. a. Bildungseinrichtungen Geodaten
für die wissenschaftliche Auswertung entgelt-
frei nutzen können, und bezieht sich die Nut-
zung von Geodaten, z. B. von Verwaltungs-
grenzen, auch auf solche aus vergangenen
(nicht aktuellen) Jahren?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Ursula Heinen-Esser
vom 12. Dezember 2012
Die Änderung des Geodatenzugangsgesetzes (GeoZG) ist am
16. November 2012 in Kraft getreten. In einer Rechtsverordnung
nach § 14 GeoZG werden die einheitlichen Nutzungsbestimmungen
für die Bereitstellung von Geodaten auf Bundesebene festgelegt. Der
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Entwurf der Verordnung zur Festlegung der Nutzungsbestimmun-
gen für die Bereitstellung von Geodaten des Bundes (GeoNutzV)
befindet sich derzeit in der Ressortabstimmung. Nach deren Ab-
schluss sind die Länder und Verbände zu beteiligen. Es kann davon
ausgegangen werden, dass die Rechtsverordnung im ersten Quartal
2013 in Kraft treten wird.

Grundsätzlich können den Bildungseinrichtungen alle Geodaten
geldleistungsfrei zur Verfügung gestellt werden, sofern die Geodaten
die Kriterien des § 4 GeoZG (Betroffene Geodaten und Geodaten-
dienste) erfüllen und die Beschränkungen nach § 11 Absatz 2 und
§ 12 GeoZG nicht greifen. Nur Geodaten, die noch in Verwendung
stehen, unterliegen dem Geodatenzugangsgesetz. Historische Geoda-
ten, die bereits archiviert sind, sind vom Geltungsbereich des Geoda-
tenzugangsgesetzes ausgenommen. Dies gilt auch für Verwaltungs-
grenzen.
106. Abgeordnete
Katharina

Landgraf

(CDU/CSU)
Auf wie viel Hektar landwirtschaftlicher Nutz-
fläche wurden nach Kenntnis der Bundesregie-
rung Photovoltaikanlagen auf Grünflächen
und Ackerland in Deutschland errichtet?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Ursula Heinen-Esser
vom 10. Dezember 2012
Das Erneuerbare-Energien-Gesetz sah bis 2010 eine Vergütung für
Photovoltaikanlagen auf Ackerland vor. Eine Vergütung für Photo-
voltaikanlagen auf Grünflächen wurde nie gewährt. Bis Ende 2011
wurden nach Kenntnis der Bundesregierung Photovoltaik-Freiflä-
chenanlagen auf rund 5 700 Hektar ehemals landwirtschaftlicher
Nutzfläche installiert.
107. Abgeordnete
Katharina

Landgraf

(CDU/CSU)
Auf wie viel Hektar wurden nach Kenntnis der
Bundesregierung Photovoltaik-Freilandanla-
gen (bitte nach Konversionsflächen, entlang
Autobahnen und Schienenwegen sowie Gewer-
begebieten und Industriegebieten aufschlüs-
seln) in Deutschland errichtet, und wie viel
Hektar der dafür beanspruchten Fläche waren
davon landwirtschaftliche Nutzfläche?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Ursula Heinen-Esser

vom 10. Dezember 2012
Insgesamt beläuft sich die Fläche, auf der Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen installiert sind, auf schätzungsweise 12 100 Hektar. Diese
teilen sich wie folgt auf: landwirtschaftliche Nutzungsfläche ca.
5 700 Hektar, Konversionsflächen 5 500 Hektar, Flächen entlang Au-
tobahnen und Schienenwegen rd. 350 Hektar und Gewerbegebiete,
Industriegebiete und sonstige z. B. versiegelte Flächen 550 Hektar.
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108. Abgeordnete
Katharina

Landgraf

(CDU/CSU)
Wie schätzt die Bundesregierung die zukünfti-
ge Entwicklung von Photovoltaik auf Frei-
landflächen ein, insbesondere vor dem Hinter-
grund der in diesem Jahr abgeschlossenen No-
vellierung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
(EEG)?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Ursula Heinen-Esser

vom 10. Dezember 2012
Durch das Ausschließen der Ackerflächen aus den Vergütungsrege-
lungen des EEG im Jahr 2010 sowie die Größenbegrenzung auf
10 MW und die Absenkung der Vergütung in der Photovoltaik-
novelle des EEG 2012 wird sich voraussichtlich der Zuwachs der
Photovoltaik-Freiflächenanlagen ab 2013 verlangsamen.
109. Abgeordnete
Nicole

Maisch

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wurden von der Telefonkonferenz auf Abtei-
lungsleiterebene zwischen dem Bundesminis-
terium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit (BMU) und den damals noch
fünf Bundesländern mit im Leistungsbetrieb
befindlichen Atomkraftwerken am 8. Septem-
ber 2010 Vermerke erstellt (Telefonkonfe-
renzteilnehmer seitens des BMU siehe die
Antwort der Bundesregierung auf die Schrift-
liche Frage 125 auf Bundestagsdrucksache
17/11426)?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Ursula Heinen-Esser

vom 7. Dezember 2012
Über die Telefonkonferenz am 8. September 2010 liegt kein mit den
Beteiligten abgestimmter Ergebnisvermerk vor. Ein Mitarbeiter des
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit, der bei der Besprechung anwesend war, hat unter dem 13. Sep-
tember 2010 Inhalte des Gesprächs aus seiner Sicht in einer Auf-
zeichnung festgehalten.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung
und Forschung
110. Abgeordnete
Veronika

Bellmann

(CDU/CSU)
Wie hoch waren die Finanzmittel, die dem
Freistaat Sachsen, insbesondere dem Land-
kreis Mittelsachsen, in den Jahren 2009, 2010,
2011 und 2012 für die Themenbereiche Berufs-
und Studienorientierung sowie für die Maß-
nahmen im Übergang von der Schule in die
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Ausbildung zur Verfügung gestellt wurden,
und wie gestaltet sich die Mittelverteilung hin-
sichtlich der Finanzquellen aus dem Europä-
ischen Sozialfonds und der Mittel der Bundes-
agentur für Arbeit?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Helge Braun

vom 11. Dezember 2012
Die Themenbereiche Berufsorientierung sowie Übergang von der
Schule in die Ausbildung werden im Wesentlichen über die Bundes-
agentur für Arbeit (BA) sowie über eine Reihe von Maßnahmen des
Bundes aus den Etats der Ressorts Arbeit und Soziales (BMAS),
Bildung und Forschung (BMBF), Familie, Senioren, Frauen und
Jugend (BMFSFJ), Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS)
sowie Wirtschaft und Technologie (BMWi) gefördert. Zum Teil kom-
men Mittel aus dem Europäischen Sozialfonds (ESF) hinzu. Die För-
derung der Studienorientierung liegt in der Zuständigkeit der Länder
(Beratung auch über die BA).

Im Einzelnen können folgende Angaben zu den Mitteln, die in den
Jahren 2009 bis 2012 für Maßnahmen im Freistaat Sachsen zur Ver-
fügung gestellt wurden, gemacht werden; nur in den ausgewiesenen
Fällen ist eine Zuordnung zum Landkreis (LK) Mittelsachsen bun-
desseitig möglich.
Summe 
 12.606.631 
 608.976 
 2.115.162 
 18.478.601 
 11.957.766 
 845.091 
 0 
 686.318 
 1.407.102 
 0 
 1.133.276 
 322.103.541 
 355.440.966 
 15.892.522 
 
Euro 2009 2010 2011 2012 

BMBF 1.352.572 2.409.604 4.088.659 4.755.796
davon LK Mittelsachsen 0 111.399 246.278 251.299

davon ESF 326.255 507.719 770.564 510.623
BMFSFJ 4.616.319 4.798.423 4.758.677 4.305.182

davon ESF 3.032.318 3.156.221 3.119.494 2.649.733
BMVBS 214.436 218.585 223.970 188.100

davon LK Mittelsachsen 0 0 0 0
davon ESF 174.148 177.518 181.891 152.761

BMWi 260.700 189.471 500.371 456.560
davon LK Mittelsachsen 0 0 0 0

davon ESF 146.643 161.263 425.880 399.490
BMAS - BA 123.922.313 100.075.058 60.550.979 37.555.191

Summe 130.366.340 107.691.141 70.122.656 47.260.829
davon ESF* 3.679.365 4.002.721 4.497.830 3.712.607

* dazu noch ein Anteil aus Projekten im Übergang Schule-Beruf des BMAS; dort enthalten 
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Einschlägige Förderinitiativen/-maßnahmen/-programme:
• BMBF: Berufsorientierungsprogramm für überbetriebliche und
vergleichbare Berufsbildungsstätten (BOP) und Programm „Per-
spektive Berufsabschluss“, Förderlinie „Regionales Übergangs-
management“;

• BMFSFJ: Initiative JUGEND STÄRKEN mit dem Programm
„Jugendmigrationsdienste“ und den ESF-Programmen „Kompe-
tenzagenturen“, „Schulverweigerung – Die 2. Chance“ sowie
„Aktiv in der Region“ (Aufgrund der Datenstruktur war die Aus-
wertung der Mittel bezogen auf den Landkreis Mittelsachsen bei
vorgegebener Frist nicht möglich.);

• BMVBS: Projekt „NOBIZ – Netzwerk für Orientierung, Beruf,
Integration und Zukunft“ in Dresden im Programm „Bildung,
Wirtschaft, Arbeit im Quartier (BIWAQ)“;

• BMWi: Projekt „Passgenaue Vermittlung der Auszubildenden an
ausbildungswillige Unternehmen“;

• BMAS: Über die Bundesagentur für Arbeit und teilweise über die
Jobcenter werden Berufsorientierungsmaßnahmen, Berufsein-
stiegsbegleitung, berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen, aus-
bildungsbegleitende Hilfen und außerbetriebliche Berufsausbil-
dung für benachteiligte junge Menschen und das Sonderpro-
gramm Berufseinstiegsbegleiter – Bildungsketten (mit Mitteln des
BMBF) finanziert. Einige Projekte im Übergang Schule–Ausbil-
dung sind zum Teil Bestandteil mehrerer ESF-Programme; die
Darstellung des ESF-Anteils ist jedoch nicht möglich. Die Ausga-
ben für Maßnahmen der Jobcenter im Landkreis Mittelsachsen
können nicht gesondert ausgewiesen werden, da die politischen
und die Agenturbezirke nicht deckungsgleich sind.
111. Abgeordneter
Steffen-Claudio

Lemme
(SPD)
Kann die Bundesregierung Auskunft darüber
geben, wie hoch die Fördermittel des Bundes
für den Bereich Pflegeforschung jährlich von
2000 bis 2012 waren, und können schon Prog-
nosen für diese Fördermittel ab 2013 gegeben
werden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Helge Braun

vom 7. Dezember 2012
Im Zentrum der Förderung der Pflegeforschung der Bundesregie-
rung innerhalb des inhaltlich gemeinsam mit dem Bundesministe-
rium für Gesundheit (BMG) getragenen Rahmenprogramms Ge-
sundheitsforschung steht die im Jahr 2004 durch das Bundesministe-
rium für Bildung und Forschung (BMBF) gestartete Fördermaßnah-
me „Anwendungsorientierte Pflegeforschung“, deren Ziel es ist, die
Evidenzbasierung pflegerischen Handelns durch eine koordinierte
Verbundforschung zu erhöhen.
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Für die Fördermaßnahme wurden von 2004 bis 2012 folgende Mittel
zur Verfügung gestellt:

Die Maßnahme „Anwendungsorientierte Pflegeforschung“ läuft
planmäßig im Jahr 2012 aus. Darüber hinaus wurden und werden
Forschungsprojekte mit Pflegebezug in weiteren Maßnahmen des
BMBF gefördert, die allerdings nicht allein die Pflegeforschung zum
Inhalt haben. Hierzu zählen insbesondere die Maßnahmen „Versor-
gungsnahe Forschung – Patientenorientierung und chronische
Krankheiten“ und „Gesundheit im Alter“ sowie verschiedene weite-
re Maßnahmen der Versorgungsforschung. Eine Aufschlüsselung
der Mittel, die aus diesen Maßnahmen der Pflegeforschung bis 2012
zugutekamen oder ab 2013 zur Verfügung stehen werden, ist nicht
möglich.

Das BMG ist ebenfalls bestrebt, die Versorgung Pflegebedürftiger
weiter zu verbessern und hat im Rahmen seiner Ressortforschung
das „Leuchtturmprojekt Demenz“ und die „Zukunftswerkstatt De-
menz“ initiiert. In den Jahren 2008 und 2009 wurde das „Leucht-
turmprojekt Demenz“ mit rund 12 Mio. Euro gefördert. Für die Pro-
jekte der darauf aufbauenden „Zukunftswerkstatt Demenz“ stehen
von 2012 bis 2015 insgesamt rund 4,5 Mio. Euro zur Verfügung. Im
Vordergrund der Maßnahmen steht zum einen die Entwicklung von
Lösungen für die Pflege von demenziell erkrankten Personen durch
die Verbesserung der Vernetzung unterschiedlicher Versorgungs-
strukturen, um eine effiziente, langfristige und bedürfnisgerechte
Versorgung der demenziell Erkrankten sicherzustellen sowie zum an-
deren durch Förderung der Akzeptanz bestehender Angebote die Le-
bensqualität der demenziell Erkrankten und ihrer Angehörigen zu
verbessern.

Zudem fördert das BMG die Pflegeforschung auch im Rahmen des
„Modellprogramm[s] zur Verbesserung der Versorgung Pflegebe-
dürftiger“. Es hat ab dem Jahr 2006 verstärkt die Aufgabe, die prak-
tische Umsetzung der Pflegeversicherung und die Reformvorhaben
konzeptionell durch geeignete Maßnahmen zu begleiten und zu un-
terstützen. Dabei wird besonderes Augenmerk auf die innovative
Weiterentwicklung der Pflegelandschaft, die Qualitätssicherung, die
Entbürokratisierung und die Sicherung einer ausreichenden Fach-
kräftebasis gelegt.
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Das Programm wurde von 2006 bis 2012 mit insgesamt
5 041 485 Euro gefördert; die Mittel verteilten sich wie folgt auf die
einzelnen Jahre:

Für 2013 steht ein Titelansatz von 0,9 Mio. Euro zur Verfügung.
112. Abgeordneter
Steffen-Claudio

Lemme

(SPD)
Wie beurteilt die Bundesregierung die Initiati-
ve von hochrangigen Pflegewissenschaftlerin-
nen und -wissenschaftlern „Agenda Pflegefor-
schung für Deutschland“, und welchen Beitrag
leistet die Bundesregierung, um eine qualitativ
hochwertige und evidenzbasierte Pflege durch
die kontinuierliche Finanzierung von Pflege-
forschung zu fördern?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Helge Braun

vom 7. Dezember 2012
Die Bundesregierung begrüßt die Initiative „Agenda Pflegefor-
schung für Deutschland“ als fachwissenschaftlichen Impuls, der
wichtige Fragestellungen der pflegerischen Versorgung thematisiert.

Wesentliche Teile der Agenda bestehen aus Forderungen zur Verbes-
serung der Ausbildungs- und Studiensituation, die außerhalb des Zu-
ständigkeitsbereiches der Bundesregierung liegen. Eine weitere zen-
trale Forderung der Agenda liegt in einer Stärkung der Institutiona-
lisierung der Pflegeforschung in Deutschland, die in die Errichtung
eines nationalen Pflegeinstituts münden soll. Diese Forderung wird
nicht unterstützt, da in der Versorgungsforschung ein hohes Maß an
Interdisziplinarität – insbesondere zwischen Pflegeforschung und
medizinisch-klinischer Forschung – gefordert ist, um die drängenden
Versorgungsprobleme in Gegenwart und Zukunft zu lösen. Gerade
die als „Prioritäre Forschungsthemen“ gekennzeichneten Themenfel-
der der Agenda zeichnen sich durch ihren interdisziplinären Ansatz
aus. Ein nationales Pflegeinstitut würde jedoch eher eine separierte
Pflegewissenschaft zementieren und nicht der notwendigen Interdis-
ziplinarität gerecht werden. Auch in Zukunft beabsichtigt das
BMBF, die Pflegeforschung zu fördern, insbesondere im Rahmen
des Aktionsfeldes 4 „Versorgungsforschung“ des aktuellen Rahmen-
programms Gesundheitsforschung der Bundesregierung. Ebenso
wird sich das BMG weiterhin für die Stärkung der Pflegeforschung
einsetzen.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
113. Abgeordneter
Uwe

Kekeritz
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Strategie verfolgt die Bundesregie-
rung, um die weltweite Finanzierungslücke im
Bereich der Tuberkulosebekämpfung – die sich
laut Angaben der Weltgesundheitsorganisation
(WHO) auf ca. 3 Mrd. US-Dollar beläuft – mit
einem angemessenen Beitrag zu unterstützen,
und wie plant die Bundesregierung, die ge-
meinsame Erklärung der Regierungschefs der
SADC-Gemeinschaft (SADC: Southern Afri-
can Development Community) vom 18. Au-
gust 2012 zu „Tuberkulose im Bergbausektor“
in ihrer Zusammenarbeit mit den SADC-Län-
dern zu unterstützen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gudrun Kopp

vom 10. Dezember 2012
Übergeordnetes Ziel der deutschen Entwicklungszusammenarbeit
(EZ) im Gesundheitsbereich ist die Unterstützung unserer Partner-
länder bei der Stärkung ihrer Gesundheitssysteme. Funktionierende
Gesundheitssysteme sind Grundvoraussetzung, um die jeweiligen
Herausforderungen im lokalen Kontext abzudecken. Im Rahmen
dieses Ansatzes fördert die Bundesregierung in Usbekistan, Kirgisis-
tan, Tadschikistan, Kasachstan und Pakistan auch Programme, die
sich spezifisch der Bekämpfung der Tuberkulose (TB) widmen. Mit
einem jährlichen Beitrag von 200 Mio. Euro ist Deutschland darüber
hinaus heute der drittgrößte Geber des Globalen Fonds zur Bekämp-
fung von AIDS, Tuberkulose und Malaria (GFATM). Der GFATM
ist das wichtigste internationale Instrument zur Finanzierung von Tu-
berkuloseprogrammen in Ländern mit niedrigem und mittlerem Ein-
kommen. 82 Prozent der internationalen Investitionen im Bereich
Tuberkulose werden über den GFATM eingebracht. Bis heute konn-
te der Fonds finanzielle Unterstützung für TB in Höhe von rund
3,8 Mrd. US-Dollar bewilligen. Dies entspricht 17 Prozent aller über
den Fonds zugesagten Finanzierungen.

Der Bundeshaushalt 2013 setzt ein klares Zeichen, dass Deutschland
den GFATM auch im nächsten Finanzierungszyklus (2014 bis 2016)
auf gleichbleibend hohem Niveau unterstützen will.

Es sind keine spezifischen Programme geplant, die sich an den Berg-
bausektor der SADC-Region richten.
114. Abgeordneter
Uwe

Kekeritz

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie stellt die Bundesregierung sicher, dass,
vor dem Hintergrund, dass Tuberkulose die
häufigste Todesursache bei HIV-Infizierten ist,
die oftmals hohe Koinfektionsrate mit
Tuberkulose ausreichend in HIV/AIDS-Pro-
jekten berücksichtigt wird, und welche spezifi-
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schen Programme unterhält die Bundesregie-
rung, um die medikamentenresistente Tuber-
kuloseepidemie einzudämmen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gudrun Kopp

vom 10. Dezember 2012
Aufgrund der Meldepflicht nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSG)
liegen für Deutschland keine Meldedaten zu HIV/Tuberkulose-Koin-
fektionen vor. Infolgedessen wurden am Robert Koch-Institut (RKI)
Forschungsprojekte initiiert, die sich gezielt mit der Thematik aus-
einandersetzen. Innerhalb der Projekte wurden u. a. Risikofaktoren
untersucht und therapeutische Daten ausgewertet.

In der WHO-Europaregion befinden sich die so genannten 18 High-
Priority-Länder mit den weltweit höchsten Raten an arzneimittelre-
sistenter Tuberkulose. Die WHO hat dem Thema MDR/XDR-Tu-
berkulose3 höchste Priorität eingeräumt. Unter Gastgeberschaft des
BMG lud die WHO Euro im Oktober 2007 zu einem Ministerforum
ein, in dessen Rahmen die Gesundheitsminister der WHO-Europare-
gion die Berliner Deklaration4 unterzeichneten, welche die herausra-
gende Public-Health-Relevanz der (resistenten) Tuberkulose aner-
kennt und in der sich die Länder zu dringlichen, konkreten Maßnah-
men verpflichten. In Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten, ande-
ren Partnern sowie den Zivilgesellschaften hat die WHO Euro einen
Aktionsplan zur Prävention und Bekämpfung der MDR/XDR-TB in
der Region entwickelt (MAP)5, dem alle 53 Mitgliedstaaten im Rah-
men der 61. Sitzung des Regionalkomitees im September 2011 in Ba-
ku durch Unterzeichnung einer Resolution6 zugestimmt haben.

Das hohe Risiko von HIV-TB-Koinfektionen ist auch in der deut-
schen EZ bekannt und wurde entsprechend im BMZ-Positionspapier
„Deutschlands Beitrag zur nachhaltigen Eindämmung von HIV“ so-
wie in der Programmplanung berücksichtigt:

In Kamerun beispielsweise sind Gefängnisinsassen einem stark er-
höhten HIV- wie auch TB-Risiko ausgesetzt. Rund ein Viertel der an
Tuberkulose erkrankten Insassen ist auch HIV-positiv. 2009 wurde
daher von der kamerunischen Regierung mit Unterstützung der
deutschen Entwicklungszusammenarbeit ein Pilotprogramm aufge-
setzt, das Gefangenen Zugang zu umfassenden Präventions- und Be-
handlungsangeboten für HIV und TB ermöglicht. Die Zahl der Men-
schen, die in Haft starben, nahm daraufhin in den beteiligten Gefäng-
nissen deutlich ab. Mit Finanzmitteln des GFATM wird das Pro-
gramm nun auf weitere Gefängnisse des Landes ausgeweitet.
kulose (MDR-TB) liegt mindestens eine Resistenz gegen-
rstrangtuberkulosearzneimitteln Isoniazid und Rifampicin
berkulose (XDR-TB) bestehen darüber hinaus noch Resis-

eitrangarzneimitteln.
pdf_file/0011/68186/E90833G.pdf
event and Combat M/XDR-TB in the WHO European Re-

pdf_file/0014/152015/e95786.pdf
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Das Programm „HIV-Prävention“ in Südafrika wird in der Kompo-
nente zur mobilen HIV-Beratung und Testung auch Tests für TB und
die Weiterleitung zu entsprechenden Behandlungsmöglichkeiten an-
bieten. Mittels moderner Verfahren (GeneXpert) werden auch Resis-
tenzen gegen Antibiotika festgestellt. Durch die erheblich erleichterte
Diagnose der TB ist es möglich, das WHO-empfohlene DOTS-Stan-
dardtherapieschema frühzeitig anzuwenden bzw. bei Resistenz spezi-
fische Maßnahmen zu treffen.

Die Eindämmung der medikamentenresistenten Tuberkuloseepide-
mie erfolgt in den bilateralen EZ-Vorhaben auf zweierlei Wegen:
Zum einen werden die nationalen TB-Programme der Partnerländer
dabei unterstützt, flächendeckend die DOTS-Strategie zu implemen-
tieren. Da Resistenzen durch unzureichende und fehlerhafte Behand-
lung entstehen, ist die konsequente Umsetzung der DOTS-Strategie
die bestmögliche präventive Maßnahme zur Verhinderung der Ent-
stehung von neuen Erkrankungen mit multiresistenten Erregern.

Ein weiterer Schwerpunkt in den EZ-Programmen ist der Aufbau
von Laborkapazitäten zur Diagnostik von multiresistenter TB. Dazu
werden in Partnerländern nationale Referenzlabore etabliert. Hierbei
werden auch die beiden deutschen supranationalen TB-Referenzlabo-
re in Borstel und Gauting eingebunden, die spezifisches Knowhow
bei Planung und zur Unterstützung der Betriebsphase zur Verfügung
stellen können. Weitere Maßnahmen sind der Bau bzw. die Rehabili-
tierung von Gesundheitseinrichtungen, um den spezifischen Erfor-
dernissen bei der Behandlung der Patienten mit medikamentenresis-
tenter TB gerecht zu werden. Sämtliche Maßnahmen erfolgen koor-
diniert und arbeitsteilig mit dem GFATM sowie anderen Entwick-
lungspartnern der Stop TB Partnership.
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